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Stenographischer Bericht 
Y über die am „ittwoch,den l.august 1928 im lleuen ; 
4 


Sitzungssaal des hathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgelundene »itzung des Landesrates. 





Fe Norsitzender Scheuer: weine Herren! Ich eröffne die Sitzung 

Re - ‚9 Ihr 30 winuten). 

| . Die hegierungskomnission ist rertreten durch die lierren: 

Be Regierungsrat Ua ye r, als Fachreferent,; 

| negierungsrat lauck, als Fachreierent; 
Überregierungsrat Dr. Hei x,als Staatskcumissar. 

Entschuldigt fehlen die Herren lütelieder: 

@ Kiefer (Z)-Saarbrücken; Dr.Sender/Si)- Saarbrücken; 

® Reinhard (KF)-Ludweiler; Hey (KP)-Dudweiler. ; 

< 
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ı Vorsitzender: ‚eine Herren! Si: haben in der Zeitung gelesen, 
B. daß Bayern erneut von einer schweren »isenbahnunglück 
E betrcfien wurde. Es sind der Todesopfer bereits 14, 
w .. . die das Unglück betroffen hat. ich darf das uitgefühl 
und die innere Anteilnahme des liauses zum Ausdruck 
eringen und darf mich für ermächtigt haiten,der 
bayerischen Regierung und den Hinterkliebenen der 
Üpfer das Beileid des llauses zur ausdruck bringen.- 


Sie haben sich zun Zeichen der Trauer ven 


FRI: 


| Ihren Sitzen erhoben. Ich danke Ihnen! 
| 
| 
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| Wir treten dann in die Tagesordnung ein, 
wa Ana schriftlich vorliegt und folgende Punkte 
umfaßt: | | 
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Begutachtung der Verordnungs-Entwürfe betr.: 


1) Aufwertung von Hypotheken,Grundschulden, 
Rentenschulden ‚Reallasten, Schiffs= und 
Bahnpfandrechten; 


2) Änderung des Vierten Buches der Keichsver- 
sicherungsordnung; 


= Änderung. 


des Versicherungsgesetzes für 
Angeste 


te; 
4) Verbot militärischer Übungen; 


5) Änderung des Gesetzes betreffend die Unter- 


haltung der öffentlichen Volksschulen von 
28. Juli 1906; 


6) Abänderung der Gewerbeordnung (Iadenschlußzeit); 


7) Verlängerung der Amtsdauer der Beisitzer 
_ an den Gewerbe= und Kaufmannsgerichten; 


8) Abänderung des Gewerbegerichtsgesetzes; 
9) Änderung gerichtlicher Amtsbezceichnungen 
und die Dienstverhältnisse der mit der 


Wahrnehmung. der Geschäfte eines Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle betrauten Beamten; 


10) Abänderung des Genossenschaft sgesetzes; 
11) Einführung des Vierten Gesetzszur Änderung 


des Gesetzes über das Verfahren in Versor- 
gungssachen vom 17.lüärz 1928. 


Wir beginnen mit Punkt 1 der Tagesordnung betr.: 
Aufwertung von Hypotheken ‚Grundschulden ‚Ren- 
tenschulden SAMEN Schiffs= und Bahn- 
pIandrechten. 


Der Bericht hierzu ist von Herm Abgeordneten 


Becker schriftlich erstattet. Das Wort hierzu hat 
Herr Abgeordneter Becker ! 


Abg. Becker! 
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Abg. Becker (4): Meine Herren! Ich kann darauf verzich- 
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ten, den Bericht nochmals mündlich vorzutragen. 
Ich möchte aber die Fraktionen bitten, in ihrem 
Gutachten möglichst _ auf die ganze Vorlage eInZU- 
gehen und zu allen Faragraphen Stel Umie zu neh- 
men. In der Kommissionssitzung sind sehr viele 
Beschlüsse nicht endgültig gefaßt worden, wes- 
halb ich bitte, dies im Gutachten nachzuholen. 


Der schriftlich vorliegende Bericht lautet; 


—— u EEE EEE EUER u 
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der 3. und 5. Kommission des Landesrates 
über die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 


Aufwertung von Hypotheken ‚Grundschulden 
a RETAEN Schilifs- und 
ahnpfandrechten. 


\ 


Als Beratungsmaterial war dem Landes- 

. rat unter dem 24. Januar 1928 eine Denkschrift 
der Regierungskommission zugegangen. Die Negie- 
rungskommission führt darin aus, daß sich ihr 
Entwurf so eng als möglich an die deutschen Auf- 
wertungsgesetze vom 16.7.1925 und 9.6.1927 an- 
lehne. Diese beiden Gesetzestexte sind in eine 
Verordnung vereinigt worden. Abweichungen von 
dem deutschen Entwurf würden sich in der u 
sache daraus ergeben, daß die gesetzliche Wäh- 
rung im Ssaargebiet die französische ist. 

Für die Rückzahlung des Aufwertungs- 
betrages sieht die ar se skommission den 
l. Januar 1933 vor, während das, deutsche Gesetz 
dieses Datum auf den l.Januar 1982 af ern hat. 
RTuR Mae. "eraßraptnn 33 bis 66 des deutschen Ge- 
setzes betr.: 
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Aufwertung von Industrie-Übligationen, Pfand- 
rechten und verwandten Schuldverschreibungen, 
Aufwertung von Schuldverschreibungen der 
Genossenschaften des öffentlichen Rechtes 
und verwandter Körperschaften als Unterneh- 
mer wirtschaftlicher Betriebe, fermer die 
Aufwertung von Sparkassen-Guthaben"..... 


nicht in die Vorlage aufgenommen worden sind, 
darüber ist in der Denkschrift der Regierungs- 
kommission eine Begründung nicht gegeben. 


$ X pwQXZ 


Ferner sind dem Landesrat zugegangen: 


drei Denkschriften des a a en ee und 
Sparer-Schutzverbandes für das »aargebiet und 


die Stellungnahme des von der Handelskammer zu 
Saarbrücken gebildeten Aufwertungs-Ausschusses. 


Mit 
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Mit der Vorlage hatte sich bereits der am 
8. März 1928 BES SD aBene vorhergehende Landesrat 


beschäftigt. Derselbe hatte an die Regierungskon- 
mission eine Reihe Fragen gestellt, die erst vor 
kurzem beantwortet wurden. Insbesondere sollte 


durch diese Fragen folgendes festgestellt werden: 


Wie hoch ist die Summe, die die Aufwertung 
der EHypotheken ergibt? 


Wieviel Kommunal-Obligationen sind im Saar- 
gebiet vorhanden und wie hoch ist der Auf- 
wertungsbetrag dafür? 


Wieviel beträgt die Aufwertung für Pensions- 

und \erks-Sparkassen? 5 

Wie hoch sind die Sparerguthaben: | 
Unter dem 29.Februar hat der Herr Staatskommissar 
in einer längeren Antwort mitgeteilt, daß es un- 
möglich sei, einwandfreies,statistisches liaterial 
zu schaffen. Die theoretische Wöglichkeit dazu 
schiene wohl gegeben, in der Praxis jedoch ergäben 
sich die größten Schwierigkeiten. Eine derartige 
Arbeit würde die Vorwegnahme der Tätigkeit der 
Aufwertungsstellen darstellen und sie sei auch im 
Reiche nicht unternommen worden. Die Ausarbeitun 


einer derartigen Statistik lohne jedenfalls nicht 
den Arbeitsaufwand. 


„ähnlich würden die Verhältnisse auch hin- 
sichtlich der Sperkensen liegen. Eine Errechnung 
des Wertes der Spareinlagen im Voraus, ja sogar 
die schätzungsweise Angabe der Höhe sel rein un- 
möglich. Auch hier gelte dasselbe wie für die Hy- 

otheken. Die geforderte Statistik würde die Jahre 
beanspruchende Aufwertungstätigkeit der Sparkassen 
im Voraus. in Angriff nehnen. 


ber die in Papiermark bestehende Belastung 
der Gemeinden wurden seitens der Regierungskomi.ssion . 


folgende Angaben gemacht: 


Die in Papiermark bestehende Belastung 
der Gemeinden beläuft sich insgesant auf 


- 124. 773.230.- Mark - 
und verteilt sich wie folgt: 


A. nach Gemeinden; 


Ben ers unne bu 614 573.- liark 
een 000 000.- " 
EN 816 446.- * 

BEBERFORSN sarnsnenan ee «24 161 816.- ° 
sarlouis 


TE U 36 582 2Z00.- * 


B.nach Ausgabe-Jahren 


Be: 








L. 
| v) 
13 
ab- 
y 
<: 
N 
Ir- 
u. 
17 
a® 
23 
13 
r 
RB 
® 
Ey 
1: 
an 
a°_ 
0% 
1% 
MW 
N 
® 
Ab) 
0 
5 
a2 
IR 
N 








- 126 - 


B. nach Ausgabe- Jahren: 


1) vor dem 31.Dezember 1918 18 250 
davon für Saarbrücken | | 


921.- M 


o64.- N 


BAR. NM 


500.-M 


allein EHE REELKELRIREE NE 16 906 
eilerfemlirehen I PR E 
DBAPLON Sn re 582 
2) nach 198: - 
ihn Jahre 191 I se 6 885 
davon für ag se TE ERRRR Me co 
‚Ingbert ..... 3 000 
D u eier 
- Neunkirchen 214 
im Jahre 1920 22.222...» 90 667 
davon für Bea Mekan IR 24 667 
N ae Ö 
he er/ 
Neunkirchen 24 DOO 
DESTIWIES. Er 0 36 000 
im Jahre 1921: 2 429 
‚ davon für Saarbrücken...... 1 866 
Ottweiler/ 
Neunkirchen 583 
im Jahre 1922: 6 567 
davon für Saarbrücken 3 567 


Ottweiler/ 
Neunkirchen 3 000 


Berechnet man diese Summen nach cinen mittleren 


Jahreskurse von 


.100 Goldmark für 100 Papiermark bis 
al 100 „im Jahre 
8 “ u Eu: 
2,80 > 2. LU) a. 
a” "100 Ben 
so ergibt sich cin Passivum in Goldmark: 
| a) für Saarbrücken von: 16 966: 905, 
1:2838.. 415, 
1 973 387 
339 925 
42 810 
20 904 142, 
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905.- Mi _ (5 
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40.-M € 
000.- " 1 2 
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b) für St.Ingbert von: 930 000.- 1919 
480 000.- 1920 


1 410 000.- Goldmark 





e) für Ottweiler und 761 816.- bis 1918 
Neunkirchen BB. aln.= tr al 
1a. 2.007 2 0 e Po Ze: 8 

Bas. " 492 | 

NO Oh 74 | 

.- Goldmark 
d) für Saarlouis: 582 200.- bis 1918 
| 2: BB OO. 92 
3 462 200.- Goldmark 
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Nach den Grundsätzen der Aufwertung im 
Reiche berechnet, ergäbce sich daraus für die _ 
Stadt Saarbrücken, während 30 Jahren eine jährliche 
Belastung von 83 333.-Goldmark un Kapital (Tilgung). 
Dazu kämen die bei der Auslosung zu Zahlenden Zin- 
sen von 


4 166, 65 Goldmark im ersten Jahre der Auslo- 
5 888, E " zweiten " " sung 
42 499,95 “ "@eitten :.* N 


USW: BIS es. 
124 ‚999,50 im dreißigsten Jahre der Auslosung. 


Die Gesamtbelastung betrüge demnach im 
15. Jahre 83 333. !Kapital) 62 499,75 (Zins)= 
145 833,08 Goldmark oder zum augenblicklichen 
Kurse etwa 875 0V0O.-Franken. 


ee ee 


Na In diesen Zahlen sind allerdings noch ein- 
begriffen solche Beträge, die nicht mehr zur Auf- 
eich, kommen, da die entsprechenden Übligatinnen 
mit endgültiger befreiender Wirkung zurückbezahlt 
sind oder solche, die infolge lieiterverkaufs Duyht 
mehr als Altbesitz und daher viel geringer (W5 
auflzuwerten sind. 


Die Kommissionen des Landesrutes vertra- 
ten nun zunächst den Standpunkt, daß die Verab- 
eins e der Vorlage ohne eine gleichzeitige Auf- 
wertung der vorgenannten anderen Aufwertungsschul- 
den (Obligationen, vparkussen-Guthuben usw.) für 
den Lundesrat nicht möglich sei und sie ersuchten 
die Regierungskommi ssion, dem Landesrat sofort 
eine Nachtrags-Vorlage zugehen zu lassen. Es war 
auch beschlossen worden, der Regicrungskommi ssion 
diese Forderung durch cine Delegation des Landes- 
rates nochmals vorzutragen. 


29 pwg 


Der 
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Der Landesrat erhielt daraufhin ein Schrei- 
ben des Hypothekengläubiger-Schutzverbandes für das 4 
Saargebiet, in dem mitgeteilt wurde, daß die Regie- { 
rungskommi ssion selbst erklärt habe, daß sie den Ih 
Gesetzentwurf betr. die Aufwertung von Sparguthaben \ 
und Kommunal-Obligationen usw. sofort nach ahme | 
des genenmärt en Entwurfs in Angriff nehmen werde, 4 
und daß er daher dringend bitte, den Entwurf in der 
vorgelegten Fassung zu verabschieden. | 


Durch eine Anfrage an den Herrn Staatskon- iu 
missar und Fachreferenten wurde jedoch festgestellt, | 
daß derselbe nicht ermächtigt war, die in dem 

chreiben des ee iger-und Sparerschutz- 
verbandes aufgestellte Behauptung zu bestätigen. 
Die Schließung des Landesrates machte den Arbeiten 
an der Vorlage ein Ende. | 


In dem neugewählten Landesrat war zunächst 
die leinung vertreten, daß die Kegierungskommi ssion 
einen neuen und zwar vollständigen Entwurf zugehen 
lassen würde. Eine ausdrückliche Erklärung darüber 
ist zwar nicht abgegeben worden. Vielleicht ist 
dieser Irrtum darauf zurückzuführen, daß das Büro 
Ges Landezrätes de na Entwurf der Verordnung den 
Abgeordneten ee nicht wieder übersandt hatte. 
Als daher festgestellt wurde, daß die Regierungs- 
kommission einen neuen Entwurf nicht unterbreiten 
wolle, begann man mit der Beratung. 





Jer Fachreferent der Regierungskommi ssion 
erklärte erneut, daß es der Wunsch -der TRRER- 
kommi ssion gewesen sei, zuerst die Aufwertung der 
Hypotheken vorzunehmen. Die Justiz-Abteilung hätte 
den Auftrag erhalten, einen Entwurf betr. Aufwer- 
tung von Hypotheken auszuarbeiten. Bezüglich der 
Aufwertung von »sparkassenguthaben sei seitens 
der Regierungskommission noch kein Auftrag zur 
Ausarbeitung eines Entwurfes erteilt worden. 


SIYI9T a y3S1yd 24 IDZIT, vsy2n4g4005 H7 | 


Die Kommissionen beschlossen daher ein- 
Shine, von ihrem früher eingenommenen TERROR ; 
die Aufwertung von Sparkassenguthaben in den Ent- 
wur euizunehnen, auf keinen Fall 
abzugehen. Die ersuchten nochmals die 
Regierungskommission, ihre Stellungnahme dem 
Landesrat mitzuteilen. 

Eine Antwort der Regierungskommi ssion ist 
jedoch nicht erfolgt. a 
Bei der Beratung bestand bei allen Parteien 
im allgemeinen das Bestreben, die Verordnung noch 
mehr, wie das von der Negierungskommssion in ihrer 
egründung gesagt ist, an das deutsche Gesetz anzu- 
leichen. Insbesondere wurde beschlossen, die 

3 38 - 66 des deutschen Gesetzes einzufügen. Nach 
Möglichkeit soll auch in der Reihenfolge die 
Be merephenbezeichnung des deutschen Gesetzes bei- 
behalten werden. Zusatzparagraphen des Saargebietes 

| | sollen 
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sollen als Ziffer a) b) us. angefügt werden. 


= Die einzelnen Beschlüsse sind in dem 
rg pen vom 21. Juni niedergelegt. End- 


gültige Beschlüsse sind über folgende Paragraphen 
noch nicht gefaßt: 


Zu! 5 (Reichsses. $ 4). 


Hier ist beantragt, den Aufwertungssatz von 


25 % auf 40 % zu erhöhen. Die Fraktionen werden 
ah Stellungnahme hierzu in ihrem Gutachten mit- 
eilen. | 


De 


Zu 8 15: ; | RR 
| s Stichtag wurde von einer Seite der 1.Juli 


1921, von einer anderen Fraktion der l.April 1921 
vorgeschlagen, im Gegensatz zu dem Entwurf der 
NOEAZFUNES ommission und zum deutschen Gesetze,das 
als Stichtag, den 14. Juni 1922 vorsieht. 


Begründet wurde die Vorverlegung des Stich- 


tages damit, daß im »aargebiet im Verhältnis zum 


Reich andere Verhältnisse bestehen, und daß hier 
infolge der Einführung des Franken weite Kreise in 
der Lage gewesen seien, ihre Iiypotheken in ganz 
anderem Umfange zurückzuzahlen, wie das im Neiche 
der Fall gewesen sei. 


Über die Auswirkungen bei der iiahl des Stich- 
tages wurden bezüglich der Sparkassen des es, - 
bietes seitens der Regierungskommission folgende 
Zahlen bekannt gegeben: 


Die Aufwertungssumme würde betragen nach dem 
Stichtage an: | 


1.7.1920 12.100, 15.80.1028 


—_— m [m  ——  — — — — oo a —_<eeeeee ur u un — Du m m m 


Kreisspark. Saarbrücken 3 423 305.77 2 960 321.23 2 251 294.51 


nn 


aarlouis 1 625 580.74 1 181 807.06 775 062.76 
Merzig 1 29 Tn2 elek 556 015,77 


“ Ottweiler 44 Be BE BB Br OL m 
re. Brad} Saarbr. 2 156 149.92 1 963 107.28 1 583 560.81 


ädt.Spark.Saarlouis 


Stadts 


._ 4 090.67 11 198.90 


ER _.— -.- 142,64 
Städt. A ra I Fee 102.121. -- TOD 892.-- 37. 507 .-- 
Spark. d.Gem. Völklingen 724 749.11 544 076. 49 348 208.21 
Gem. Spark. Ensheim — -.- 6 587.48 
Bezir separkasse | | 

St. Jngbert | 93 780.67 69 3658,72 45 097.84 
Blieskastel 99 534.70 78 T@0:6L1 DE: DIT.U 
Homburg 293.23 181 21,832: „105 174,50 





{ u EFT ee 


10 472.089.283 8 561 150.85 6 327 813.835 
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7 8 27 (Reichsgesetz $ 28) betr. Bemessung der 
Zinsen lieg; nur ein Antrag der Wirtschaftspartei 
vor. lie anderen Traktionen werden sich über die 
Zinsleistung auch erst in ihrem Gutachten aussprechen. 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Levacher! 


Abg. Levacher (2): Meine Herren! Wenn ich zu den ee: | 


genden Entwurf über die Aufwertungsfrage sprechen 
soll, so muß ich zunächst eine Bemerkung voraus: 
schicken. Es handelt sich bei dem Gesetz gar nicht 
um eine BEwertuog, sondern es handelt sich um 
die Beschränkung der an und für sich bestehenden 
Schuld, auf ein Maß, das der deutsche Gesetzgeber 
und die ge euwärtige vorlage auf 1/4 angenommen 
hat. Wir haben es also nicht mit einer Aufwertung, 
sondern mit einer Abwertung zu tun. _ 

Die Regierungskommission ist erst nach 
langem Zögern dazu gebracht worden,diesen Entwurf 
vorzulegen. Es ist das ein Verdienst des Landesra- 
tes, der nicht abgelassen hat, diese Vorlage zu 
fordern. ie 

Daß sie so spät erst gekommen ist,bis 
heute noch nicht Gesetz geworden ist, hat eine 
außerordentliche hechtsunsicherheit im Saargebiet 
hervorgerufen und was die Aufwertungsprozesse be- 
trifft, beinahe zu einem Stillstand der Rechts- 
pflege geführt. Nachdem die Regierungskommi ssion 
zunächst erklärt hatte, sie werde keine Aufwertun 


vornehmen, hat sie nunmehr einen Entwurf vorgelegt, 


der die Aufwertung der Hypotheken-und verwandten 
Forderungen vornimmt. Es ist außerordentlich zu 
bedauern, daß sie es bisher abgelehnt hat, die 
Aufwertung der anderen Forderungen, die das deut- 


sche Aufwertungsgesetz in den 3 38 ff.geregelt hat, 


gleichfalls in ihre Vorlage Binsubeni ahen. Der 
alte Landesrat hat sich entschieden gegen ein 
solches Vorgehen ausgesprochen, der neue wird es 
nicht anders tun. Und ich habe zu dieser Vorlage 
zu erklären, daß wir dann unsere Zustimmung zu 
der Vorlage nebst den von uns gewünschten Abän- 
derungen geben können, wenn gleichzeitig auch 
aufgewertet werden: Die Industrie-Obligationen, 
Pfandbriefe,,Schuldverschreibungen der Genossen- 
schaften des öffentlichen Rechts und insbeson- 
dere die Sparkassenguthaben, die Ver.icherungs- 
aensprüche, die Vermögensanlagen, die Guthaben 
bei Fabriks= und lierkssparkassen, sowie die 
Ansprüche an Betriebspensionskassen. | 
Sy, Ich sage Sogar, daß wir einen viel 
rößeren Wert darauf legen, daß endlich die 
parkassenguthaben und die Rentenansprüche aufge- 
wertet werden, als die Er Ar ae Einer einsei- 
tigen Aufwertung der Hypotheken kann meine 
Fraktion nicht zustimmen. 

Es haben sich sodann im Verlaufe der 
Diskussionen wichtige. Streitpunkte herausgestellt, 
zu denen ich ee nehmen möchte. 

Erstens: Zu wieviel Prozent soll aufgewertet 
werden” Es ist klar, daß jede Festsetzung eines 
rozentsatzes eine Ungerechtigkeit bedeutet und 
es ist sehr bedauerlich, daß eine vollwertige 
Aufwertung zu den Dingen der Unmöglichkeit Bart: 


ch 


— 
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Ich verweise darauf, daß nach autlichen Feststel- 
lungen das steuerbare ai er des »aargebietes 


im Jahre 1914 sich auf 1 Ol4 6UV VVV.-Ru belief, 
während diese Zahl sich für das Jahr 1923 auf 

569 330 088 Ru ermäßigt. Wir müssen daher den tat- 
sächlichen Verhältnissen Rechnung tragend den 
schmerzlichen Schritt tun und die Aufwertung nach 
oben begrenzen. Das deutsche Keich sieht im all- 
gemeinen eine Aufwertung von 25 % vor. Andere Vor- 
schläge gehen bis zu 40 %. Wir sind der Ansicht, 
daß wir uns zunächst an dem deutschen Aufwertungs- 
prozentsatz halten sollen, erklären aber gleich- 
rn DR wir uns einer Aufwertung bis zu 40 % 
anschließen,sofern die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des ochuldners dies gestatten. Grundsätz- 
lich ist& bei dieser Stelle zu bemerken,daß wir 
im großen und ganzen für die Einführung des deut- 
schen Gesetzes sind,allein schon aus praktischen 
Lrvögungen heraus. Das Aufwertungsgesetz ist 
nach vielen und mühevollen Kämpfen zustande ge- 
kommen. Es hat allmählich sich in die Wirklichkeit 
einführen können ;zauhlreiche Streitfragen,die sich 
aus ihm ergaben, sind nunmehr durch die Kecht- 
sprechung und die Literatur geklärt. \ıir sind also 
der Notwendigkeit enthoben, wenn wir das deutsche 
Gesetz einführen,selbst erst durch langjährige 
Prozesse eine Klärung der Kechtslage vorzunehmen. 
“ir hoffen ja ausserdem auch bald zum deutschen 
Vaterland zurückzukehren ‚wo wir naturgemäß die 
deutschen Gesstze vorfinden werden. Besonders 
schwierig tird sich die Hechtslage gestulten für 
die kestkreisc,von denen der einc lcil beim deut- 
schen Reich verblieben ist,während die „utterkreise 


dem Saargebiet zugeteilt sınd. Diese und Erwägungen 


allgemeiner politischer Art lassen es uns als 
wünschenswert erscheinen, nur die Änderungen vor- 
zunehmen, die erforderlich sind mit kücksicht auf 
die ganz besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse 
des »waargebietes. | 

In dieser linsicht ist zu bemerken, daß 
das Saargebiet um 1.6.1923 die französische häh- 
rung erhielt,duß aber bereits im Jahre 1920 ein 
großer leil der Bevölkerung in Franken entlohnt 
wurde, daß auch die Devisen-Urdnung,die im Reiche 
Gesetz vurde,bei uns nicht eingeführt wurde ‚daß 
also zahlreiche beteiligte Kreise aus der wark 
bereits in den Franken gegangen waren. Das mucht 
zweierlei notwendig: 


5 eine Verschivbung des Stichtages und 
eine Verschiebung des Termins,von dem 


ab Urteile und Vergleiche als nichtig bezeichnet 
werden müssen. 

. „Zur Verschiebung des »tichtages sind die 
verschiedensten Stimmen laut geworden. Dus Gut- 
achten der liundelskammer schlägt vor,daus Datum des 
Entrurfs,den 15.Juni 1922 beizubehalten. Es führt 
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in dieser MORLABNnE BUS eine mäßige Vorverlegun 


‚bringe die gewünschten Ergebnisse löchstwahrschein- 
lich nicht und der größte Teil derjenigen Schuldner, 
die durch eine Vorverlegung des Rückwirkungsdatuns 
verpflichtet würden, könne diese ee jetzt 
und in absehbarer Zeit nicht En See Aeree em aber 
hätten die saarländischen Gerichte bei ihrer Recht- 
'sprechung die Grundsätze der deutschen TORE ER CRR 
bisher schon angewandt, insbesondere an dem Stich- 
Ing vom 15. Juni 1922 festgehalten. Damit sei dieses 
Datum bereits in das Rechtsbewußtsein der. Saarbe- 
völkerung übergegangen und zum Maßstab von vertrag- 
lichen Regelungen und verglalösen gemacht worden. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit und der Hechts- 
BuRagahei | müsse man sich für die Beibehaltung des 
5.Juni 1922 aussprechen. Weine Fraktion war der 
Ansicht, daß trotz dieser Bedenken ein anderer Ter- 
min festgesetzt werden müsse und schlägt hierfür 
den l.April i9El vor. 


Zur Begründung ist folgendes anzuführen: 


Die Kommissionsberatungen haben ergeben,daß 
dem Regierungsentwurf statistische Unterlagen über 
die: Höhe der Rückzahlungen nicht zu Grunde lagen, 
insbesondere auch nicht über die Wirkungen der ver- 
schiedenen in Betracht kommenden »tichtage. Dieses 
Material ist, leider auch nur zu einem geringen 
Teil, auf Anfragen, die wir in der Kommission ge- 
stellt haben, nachgebracht worden. Aus ihm ergibt 
sich, daß, wie auch aus der Denkschrift der Handels- 
kammer hervorgeht, die Befürchtungen der Sparer- 
kreise und auch der Vertreter der Genossenschaften 
des Saargebietes berechtigt waren, daß der Stichtag 
zu kurz gesetzt sei. Wie bereits angeführt, ist 
der Franken früh in das »aargebiet e1ngsdrungen, 
lange bevor er gesetzliche Währung wurde. Infolge- 
dessen wurde die \lehrzahl der Hypotheken und,zwar 
zu einem sehr erheblichen FProzentsatz,lange vor 
dem Bsechtag vom 15.6. 1922 zurückbezahlt. Nun 
bilden die Piröge, die durch die Aufwertung der 
Hypotheken eingehen, doch den Grundstock der Auf- 
wertungsmasse Tür dıe »parkassen. Dabei ist aller- 
dings zu unterscheiden, zwischen den Öffentlichen 

parkassen und den andern, meistens Genossenschafts= 
Sparkassen. Letztere sind auch auf die Aufwertungs- 
beträge allein angewiesen. Die Sparer können nur 
das bekommen, was die Genossenschaftskassen von den 
Hypothekenschuldnern erhalten. Und die Verhältnisse 
liegen hier so, daß auf Grund eingehender Berech- 
nungen dieser Kassen festgestellt ist, daß noch 
nicht 3 vom Hundert der Spareinlagen aufgewertet 
werden können, wenn der Termin des Gesetzent- 
wurfes bestehen bleibt. Für die ©parer dieser Kas- 
sen wäre also die ganze Aufwertung ein schlag ins 
Wasser. Anders sieht die Sache bei den öffentlichen 
Sparkassen aus. lier muß der Unterschied, der sich 
aus den Aufwertungseingängen und: den an die 
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Sparer aufzuwertenden Beträge ergibt, aus öffent- 
lichen Mütteln beigebracht werden. Das Reich hat 
diesem Prozentsatz _auf 12 1/2, Preußen sogar auf 
15 % festgesetzt. Der Unterschied zwischen den 
Eingängen in Höhe von 3 % aus der Aufwertung | 
gleiche Verhältnisse wie_bei den andern Sparkas- 
sen vorausgesetzt, und 15 % ee für 
die Spareinlagen, also rund AZ % müßten also aus 
öffentlichen Mitteln beigebracht werden. Daß, 
dies für die große Anzahl der Steuerzahler,die 
weder zu den Hypothekengläubigern, noch zu den | 
Spareinlegern gehören, eine große Ungerechtigkeit 
und eine drückende Belastung, bedeuten würde, ist 
klar und daher nicht zu billigen. | 


las nun die Rechtsprechung der Gerichte‘ 
angeht, so darf ich wohl darauf hinwersen,daß die 
meisten Aufwertungsprozesse beim Übersten Gerichts- 
hof mit Rücksicht auf die erwartete Vorlage immer 
wieder vertagt würden, daß also in dieser Beziehung 
ein großer Schaden nicht entstchen kann und daß 
für die streitigen Sachen nur der Stichtag in Frage 
kommen kann, den das zukünftige Gesetz bestimmen 
wird. Es ist allerdings auch richtig, daß Verglei- 
che und vertragliche Acgelungen mit Rücksicht auf 
diesen Stichtag abgeschlossen scin mögen. Dem ist 
aber entgegen zu halten, daß Schon einmal die gan- 
zen Rechtsanschauungen über die PAPEBETSDE ge- 
wechselt haben. Ebensosehr wie die deutschen ver- 
. tragschließenden Teile später das ee 
setzhinnehmen mußten, müssen dies auch jetz 
saarländischen Vertragschließenden. -N dieser 
Ziehung werden sie also nicht schlechter gestellt 
werden als im Reich. Das leitet zu dem zweiten 
kt über, was mit den Urteilen und Vergleichen 
zu geschehen hat, die vor dem Inkrafttreten des 
Aufwertungsgesetzes geschlossen worden sind. 
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‚ Die eben geschilderten Verhältnisse | 
führen logischerweise dazu, daß, auch dieser Tag vor- 
verlegt werden muß und zwar am besten ebenfalls 
auf den 1.4.1921. 

In gleicher leise erscheint es zu 
dem $ 28 des deutschen Gesetzes, $ 27 der Regie- 
rungsvorlage erforderlich, eine Anderung vorzuneh- 
men.. Es ist dabei zu berücksichtigen, daß das 
deutsche Gesetz eine Verzinsung der Aufwertungs- 
beträge bereits vom 1.1.1925 ab vorsieht. Das 
ist naturgemäß bei den ig he sentwurfi nicht der 
Fall. Dem saarländischen Aufwertungsgläubiger 
Stehen diese Zinsen gegenwärtig noch nicht zu, 
sodaß es erforderlich erscheint, ihn bezüglich 
der Zinsen, um diesen Unterschied auszugleichen, 
besser zu stellen. Wir schlagen daher ver, eine 
Verzinsung von 6 vom Hundert scit dem 1.1.1928 ab. 
Besonderen Wert legen wir darauf, daß die Bilanz- 
vorschriften, 98 80 und 81 des Deutschen Gesetzes 
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übernommen werden. Das hat auch seins wirtscnalt- 
lichen Gründe, auf die ich hier besonders hinweisen 
möchte, obwohl sie nicht in unmittelbaren Zusamnen- 
hange mit der Vorlage stehen. Das französische Ge- 
setz über die Frankenstabilisierung enthält keine 
Vorschrift über die Ewa sel ung der Bilanzen. Das 
ist, wie bereits auch aus liirtschaftskreisen an — 
ührt, im Interesse des Kredits der Saarwirtschaft 
außerordentlich zu bedauern. Die meisten Firmen 
sind see Fhaupt nicht in der wage; die von ihnen 

eforderten Unterlagen für Kredit beizubringen, 

a ihre Bilanzen absolut undurchsichtig sind, teils 
Goldmark,teils Papierwerte, teils Frankenwerte 

zu verschiedener Höhe der Werte enthalten. lür 
bitten daher die Regierungskommission, diesem 
Übelstand abzuhelfen und ihrerseits einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, wonach die Bilanzen nunmehr 
auf Goldwerte zurückzuführen sind. 


Wir haben uns bei dieser Vorlage bewußt 
jeglicher agitatorischer Anträge enthalten, die 
Ja aeg bei dieser Vorlage so furchtbar einfach 
sind. 

Wir haben in vollem Bewußtsein unserer 

EueBEemer tung an dieser Vorlage gearbeitet,haben 
daher umsomehr das Vertrauen, daß die Regierungs- 
ee unseren ÄAbänderungsanträgen zustimmen 4 
werTüe. | | 





Die Zentrums-Fraktion des Landesrates gibt 
zu dem Verordnungsentwurf betr.: 


Aufwertung von Hypotheken ‚Grundschulden, 
RTITAMER ERREICHT Schılfs=und 
Bahnpfandrechten, 

folgendes - 


EITEREL: ayasıydmubousys usy2n41G400S H 7 


GUTACHTEN 


ab: 


Die Vorlage nebst den von uns gewünsch- 
ten Abänderungen ist für die Fraktion des Zen- 
trums nur dann annehmbar, wenn gleichzeitig 
auch die übrigen Forderungen a re wer- 
den, die in dem deutschen Aufwertungsgesetz 
in den 9$ 33 ff. geregelt sind, insbesondere 
der Sparkassenguthaben, sowie der Renten-An- 
sprüche. Die steht auf dem Standpunkt, daß 
tunlichst | 


dass deuts ch e Gesetz 


einzuführen ist, soweit nicht die besondere 
lage des Saargebietes Änderungen unbedingt 
verlangt. 


Diese 
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Das Datun des Entwurfes von l.Juni 1923 kann Bi 
bestehen bleiben. a 


Aufwertung bis zu £9 % aber auch weiter bis + 
zu AD %,sowelt Ale Lage des Aufwertungsschuld- Me 


ners dies zuläßt. 
Zu_Y2 8: | 
"ir stimmen für den Regierungs-Entwur!. 
u 8.18: | 
Wır verlangen insbesondgre die Einführung 
des 8 13 des deutschen Gesetzes. 
Zu $ 15 : beantragen wir folgende Anderung: 


"Instelle des 14. Juni 1922 soll der l.April 
1921 treten." 


Zu $ 24: Das Datum des Regierungsentwurfes: 1. Janu- 
ur 1933 kann beibehalten werden. 


Zu $ 25: Das Datun: l. Januar 1931 des Hegierungs- 
ontwurfes kann hsstehen bleiben. 
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Die Einfügung des 3 €7 des reichsdeutschen 
Gesetzes wird nachd icklichst gefordert. 


Zu $ 27: Es wirä beantragt, deß der Zinssatz vom B 
1. Januar 1528 &0 gleichmäßig auf 6 % a 
festgesetzt wird. m 

Wie bereits zu Anfang erwähnt, | 
"rd die Übernahme der 33 33 - 66 des 
deutschen Gesetzes TerLangt mit den 
Änderungen, die die besondere lage des 
Saargebletes erfordert. | 


Zu 8 38; schlagen wir folgende Fassung vor: 0 


"Der Aufwertung nach den Vorschriften 
dieser Veroränung stent eın female 9R I 
nicht entgegen, wehn er 11 der Zeit ne. 

vom l.April 1991 bis zun 14. Februar 1924 m 

Sschlossen worden ist. Das grah sag gilt, 

Ton einem Vergleich, der na! dem 14. Juli N 

1928 a ist, sofern er N 

eine Kaufgeldforderung des $ IL,2iffer 5 . Ni 

betrifft, die in Jahre 1921 begründet ' 
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worden ist. Der FaeRreich steht der Aufwertung 
entgegen, wenn der Gläubiger Kaufmann war und 

den Vergleich im Betriebe seines Handelsgewerbes 
geschlossen hat. Soweit die Aufwertung zu Gunsten 
von Öffentlichen oder unter Staatsaufsicht stehen- 
den Sparkassen erfolgt, bewendet es bei der Vor- 
schrift des Satzes 1 und 2." 


Absatz 3 kann in der Forn des Entwurfes 
bleiben. 


Ferner wird auch die Übernahme der $$ 80 und 
8l des deutschen Gesetzes dringend verlangt. 
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Vorsitzender: Das Wort hat llerr Abgeordneter Daub! 


Abg. Daub (KP): iüleine lierren! Die kommunistische Fraktion 


hat die Vorlage der hegierungskomuission, Auf- 
wertung von Eypotheken usw. durchgeprüft und 
konnte im Vergleich zum Gesetz wie es in Deutsch- 
land erlassen wurde keinerlei Verbesserungen 
feststellen,sondern sie ist nur eine einfäche 
Übernahme des Aufwertungsgesetzes,wie es in 
Deutschland erlassen wurde. Derjenige der Ge- 
schichte, die der ie vorausging,kennt, 
derjenige der informiert ist von der Not und 
dem Elend von Willionen Inflationsgeschädigten, 
der muß feststellen, daß man in Deutschland beı 
der Beratung dieses Aufwertungsgesetzes nicht 
nur nicht etwas verbesserte,sondern im Gegen- 
teil tausende von Existenzen vernichtet hat. 
Festzustellen ist,daß die große wehrheit der 
Bevölkerung in Deutschland mit tiefster Empörung 
gegen diese Art der Aufwertung »turm lief. 0 
erg durch die Kreise der kleinen »parer, auch 
er Gläubiger von Deutschland, eine große Er- 
regung. Die Impörung, die damals in Deutschland 
zu verzeichnen war, wird man auch im »aargebiet 
Teststellen können ‚wenn diese Vorlage ,wie sie 
vorliegt, im Daargebiet Gesetz wird. Die werk- 
tätige er Rortze hat durch die vier Kriegs- 
oh „7 : 14 Mi. 2 
jahre schwer gelitten. kin großer leil der be- 
völkerung, besonders die Soldaten, glaubten, 
wenn sie nach Deutschland zurückkehren bezw. 
wenn der Krieg vorbei ist,daß andere Verhält- 
nisse in Deutschland.sich benerkbar machen wür- 
den. Die nackte Wirklichkeit belehrte sie aber 
eines anderen, dem als die willionen von sol- 
daten nach Deutschland zurückkehrten,war keine 
Besserung, sondern eine Verschlechterung zu 
verzeichnen. Vier Jahre lang waren ıillionen 
Menschen im Felde sowie in Br lleimat den kord- 
instrumenten der Kapitalisten ausgesetzt. länner 
und Söhne lagen draußen im Kot der Schlachtfel- 
der und deren Familien und ee hatten 
in Deutschland durch Hunger und Entbehrungen zu 
leiden. Dies war das los derer, die vier Jahre 
lang durch einen mörderischen Kapitalismus auf 
die Schlachtbank geführt wurden. \Willionen die- 
ser Arbeiter sind heute in Deutschland,die heute 
kein bezw. ein geringes Einkommen haben. In der 
Nachkriegszeit ist keine Verminderung der Ver- 
elendung festzustellen,sondern im Gegenteil,sie 
nimmt tagtäglich zu. Tausende Familien haben 
ihren Emährer verloren. wällionen Kinder sind 
ohne Vater, und dabei ist festzustellen,daß sehr 
viele von ihnen das letzte Hab und Gut_ noch für 
Kriegsanieihe gezeichnet haben. Dies alles er- 
zeugte in Deutschland eine Flaume der Empörung, 
die weite Kreise schlug und sich zur sogen.hevo- 
lution entwickelte. lir als Kommunisten BEER 
un 
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und sagen es der Arbeiterschaft immer wieder, 
daß diese Flumne der NupS TUR in Deutschland | 
hervorgerufen durch Not und Elend vom bürger- } 
lichen Staatsapparat nit llilfe der Sozialde- | 
mokratie erstickt wurde. Diejenigen, die wäh- 
rend der Kriegsperiode erfahren hatten, au 
eigenen Leibe spürten, daß sie nicht wegen 
des Vaterlandes in’s Keld gezogen sind, dieje- j 
nıgen, denen das Licht aufging, sie, dıe er- di 
kannt haben, dab sie lediglich nur gekämpft | 
haben, um den Geldschrank Cer deutschen Kapi- | 
talisten zu füllen,wollten 1918 Abrechnung 
halten wit denjenigen, die sie während des 
Krieges nicht nur ausgebeutet,sondern auf die 
Schlachtbank der internationalen Kapitalisten 
führten. Als dieser lag der Abrechnung heran- 
kommen sollte und auch herankam,da waren es 
die bürgerlichen Farteien in Deutschland ein- 
schließlich der Sozialdemokratie, die mithal- 
fen, diese Empörung zu ersticken, die Bewegung 
blutig niederschlugen und somit die Geld- 
schränke der Kapitalisten verteidigten. Die 
bürgerlichen Parteien einschließlich der So- 
zialdemokratie tragen also mit die Verantwor- | 
tung für die Verelendung und die Not der brei- } 
ten Wassen in Deutschland. Der Be a N 
eg 







der in Deutschland zu dem großange. en In- 
flationsraäub führte, liegt zurück bis in die 
ersten Kriegsjahre. Die Finanzierung des Krie- 
es ist unserer auffassung nach ausschließlich 
rk Kriegsanleihen durchgeführt worden. Er- 
neut feststellen wollen wir, daß die deutschen 
Patrioten den Krieg nur auf Pump geführt haben. 
ie haben der werktätigen devol erung und dem 
‚ättelstand den Letzten Kest von Geld genommen 
mit dem Versprechen, deß der bank des Vater- 
landes ihnen gewiß sei. Diese Kriegsanleihe 
half mit dazu bei, der deutschen Dourgeoisie 
die Taschen zu füllen, um ihre Pläne weiter 
durchführen zu können. Es kann Iestgestellt 
werden, dab in Jeutschland die Bourgeoisie nach 
der Niederknüppelung der Kevolution neue Pläne 
entworfen hat, un alle entstandenen Kriegs- 
lasten restlos &euf die werktätige Bevölkerung 
abzuviälzen. Dies geschah durch den Geldentwer- 
tungsbetrug, der nit Hilfe und unter Führung 
des Großkapitals durchgeführt wurde,der einge- 
leitet er mit dem Ziel, die Schuldenlast 
abzuwälzen, und der zu: Folge hatte, die Ver- 
nichtung der lxistenzen tausender kleiner Opa- 
rer; wogegen auf der anderen »eite die Unter- 
nehmer sich neue Geldanlageplätze suchten und 
so die riesigen Gewinne,die sie aus den Kriegs- 
lieferungen eingeheimst hatten,sicher stellten. 
Ich sagte eben, die kaiserlichen Patrioten haben 
während des Krieges die Kriegsführung nur auf N 
Pump durchgeführt. Der Zweck war, es sollte | 
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vermieden werden, die genzen Kriegslausten, die 
man während des Krieges brauchte, durch oteuer- 
erhöhung oder lediglich durch Steuern aufzu- 
bringen, um einen allzu direkten Ruub zu vermei- j 
den. Mun spannte die Fäden, um den kleinen Leuten ! 
auch noch das letzte Geld abzunehmen, um den 
Krieg führen zu können. Die deutsche Bourgeoisie a 
wollte halt auf Pump siegen. Ich erinnere da 1 
an einen Ausspruch von Herrn Dr. lelfferich,der 
ja der Führer der deutschen Volkspartei vwar,er 
var damals Keichsfinunzminister in Deutschland, 
er prägte das stolze ilort:« Die leinde werden 
das Bleigewicht der Kriegsschulden durch Jahr- 
zehnte der Weltgeschichte schleppen." Es war 
damals noch in der Periode des »leges,und lielffe- 
rich glaubte, daß die Feinde, die von Deutschland 
niedergeschlagen werden sollten, jahrzehnte lang 
die Schulden des Krieges trugen müßten. Es ist 
unserer Auffassung nach umgekehrt gekommen, Geld 
für die Kriegsführung hat nicht das Großkapitaul 
gegeben, das der Kriegslieferant wur und dabei 
riesige Gewinne herauszog,sondern Geld für die j 
Kriegsführung hat gegeben der kleine Sparer,die = 
wWündel, die Spurkussen, die aeg I Fade dıe 
Versicherungseinrichtungen der nerktätigen muß- 
ten dazu beitragen, dumit die Kriegsführung der 
deutschen Kupitalisten gesichert war. Nicht allein 
das, sondern den Soldaten hut man noch von ihren 
löhneng . für Kriegsanleihe abgeknipst. „it u 
allerhand schikaunen versuchte man ihre Erin, 
last zu halbieren, um die llälfte für Kriegsanleihe 
zu bekommen. In der Heimut mußten die Leute sogar 
ihre letzten Groschen, die sie noch hatten für ein 
halbes Pfund Tabak,hergeben,weil sie von dem Bür- 
ermeisteramt unter Druck gesetzt worden sind mit 
em altbekannten \ittel, wenn sie nichts zahlen, 
müssen sie in’s Feld. Nach der Kriegsperiode wurde 
dieses Enteignungsverfahren fortgesetzt. Es folgte 
die Inflationsperiode und man muß schon sagen,daß 
es eine schamlosere Babe LER wle diese in der 
Geschichte nicht gegeben hat. Ein großer leil 
des WMittelstandes wurde proletarisıert,was eine 
Verstärkung der Reservearmee mit sich brachte. 
ir haben also festzustellen, daß die 
Inflation, die künstlich en 5 worden ıst,durch 
die Großkapitalisten und vor allen Pingen durch _ 
den kaptalistischen Staat die Ariegsanleihe liqui- 
dieren sollte. In den Jahren 1921, 22 und 23 ar- ü 
beitete die Notenpresse in Deutschland fieberhaft. ME 
Die Herausgabe des Papiergeldes wurde gesteigert, 
als der Kuhreinmarsch vor sich ging. Aus den letz- 
ten Devisen wurde ein Kuhrfonds geschaffen. Die ' 
Jark sank in’s Eodenlose,alle vorhandenen Keste # 
wurden zusammengetragen,um in Deutschland den u 
assiven \iderstand im Interesse der deutschen 
urgeoisie durchzuführen. Danit war in Deutsch- 
land der Zusammenbruch der Keichsfinanzen beendet. 


Obwohl 
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Obwohl auf der einen Seite willionen ruiniert wor- 
den sind, kann man feststellen, daß Stinnes der 

ersonifizierte Inflationsschieber Gelegenheit 
atte, Willionen Inflationsgerwinne in das Ausland 
zu verschieben. An der FProletarisierung der frühe- 
ren Wittelschichten ‚Kleinrentner, Sparer usw,zuneh- . 
mende Verelendung der werktätigen Bevölkerung än- 
derte nichts die Stabilisierung, die man in De 
land durchführte. ıan hatte die Farole ausgegeben, 
bei den Verhandlungen zum Dawesgutauchten,wenn wir 
eine Dolluranleihe bekommen, (d.A.Abhängigekeit vom 
internationalen Finunzkapital) wird alles in Honig 
und Butter fließen. Was wir als Kommunisten voraus- 
sagten, dar das Dawesgutachten keine Erleichterung, 
sondern eine Belastung der werktätigen Bevölkerung 
darstelle , ist restlos eingetroffen. 

Das Aufwertungsgesetz,das im deutschen 
Reichstag nach einer Behandlungsdauer von einem 
halben Jahre verabschiedet wurde, sieht eine Auf- 
wertung für Hypotheken von 25 % unter Berücksich- 
ErENnE der im Gesetz vorgesehenen Temine, für den 
sich daraus ergebenden Betrag vor. Es ist natürlich 
nıcht möglich, in der Kürze Br 4eit, die uns zur 
beenden dung 3 stand, in die einzelnen Details der Auf- 
wertung hineinzusteigen, um alle schäden und Wängel 
feststellen zu können. Es wäre vor allen Dingen 
notwendig gewesen, daß man im Saargebiet einmal 
festgestellt hätte, wie noch die Gesamtbelastun 
der Häuser mit Ilypotheken war,daraus ergäbe sic 
die hypothekarische schuld, für welche eine auf- 
wertung in Frage kommt. Wan hätte daran feststellen 
können, wie hoch die Gemeinden daran beteiligt 
sind, die ja die Beträge aus allgemeinen Steuer- 
Eashen aufbringen müssen. Die kommunistische 

eichstugsfraktion hat zu all den Fragen der Auf- 
wertung bei der beratung des Gesetzes Stellung ge- 
nommen und beuntragt, daß man den Inflationsge- 
schädigten wie Kleinrentner,kleinen »sparer und 
Arbeiterschaft,vollen Schadenersatz bezahlt. »ie 
hat verlangt, daß „edem der NEE SUNEBBEREBSENOR, 
der durch Ei künstlich erzeugte Inflation in 
Deutschland um sein !lab und Gut gekommen ist, das 
zu geben ist, was ihm zusteht und zwar Gewährung 
von Unterhaltungsrenten usw., wie dies in dem 
Antrag verlangt wird, und bei der Aufwertung die 
zu Enlasten, je aus der Inflation Gewinne gezogen 
haben und zwar durch hegbesteuerung der „illiarden- 
erinne. Es ist festgestellt, daß es in Deutschland 
eute gegeben hat, die Hypotheken aufnahmen,dies 
Geld und ihr eigenes dazu in Industrieobligationen 
anlegten. Ne | 
| Die kommunistische Partei im Reich hat 
die generelle Aufwertung abgelehnt, und wir ım 
aurgebiet können uns nur dieser Ablehnung an- 
schließen, weil diese generelle Aufwertung zu 
Lasten der werktätigen Bevölkerung des Saargebietes 
ehen wird. Der Vorschlag der kommunistischen Par- 
ei geht; dahin, eine soziale Aufwertung durchzufüh- 
ren und zwar zur Berücksichtigung der .Devölkerungs- 
kreise, die dürch die IaE IA STeNae ol obungen Li 
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Hab und Gut verloren häaben,‚denn sie haben uit das 
Recht, das zu verlangen, was man ihnen genommen. \ 
Diese Aufwertung nach sozialen Gesichtspunkten 7 
muß auch im Saargebiet durchgeführt werden. In | 
der Vorlage der kegierungskommission ist nicht I 
vorgesehen eine Aufwertung der Sparguthaben. ir } 
sind der 2 BeunE, daß man eine Aufwertungsvor- 0 
lage überhaupt nicht beraten kann, in welcher " 
eine Aufwertung über reinlagen nicht vorge- Bi 
sehen ist. Die kommunistische Fruktion brachte j 
schon in den Kommissionssitzungen zum Ausdruck, 
daß sie eine LU) » ige Aufwertung _ aller Spargut- E. 
haben bis zu 5VUVU „ark verlangt. In dieser Vor- j 
lage ist als Stichtag der l.Junuar 1918 angesetzt 
für alle Hypotheken, die vor diesem Termin vor- 
handen waren. Für dıese erfolgt eine Aufwertun 
nach dem Nennwert mit 25 %. Es hat zum Beispie 

ein Besitzer eines liuuses eine Ilypothek aufgenon- 
men von 70V0U.-Wark in der Zeit, die vor dem 1.Ja- 
nuar 1918 liegt. Es var diesen Besitzer während | 
der Kriegsperiode nicht möglich, die aufgenommene ß 
Hypothek ubzulösen. Nuch dem Kriege trat eine h 
weitere Verschlechterung ein, daß ebenfalls an 
die Ablösung nicht gedacht werden konnte. Hunder- 
te solcher Leute er es,deren Binkoumenguellen 
sich nach dem Kriege zu ihren Ungunsten entwickel- I 
ten. Dieser Besitzer muß diese 7000.-Mark aufwer- | 
ten mit 25 % ‚sodaß auf die alte Ixpothek eine a 
Aufwertungshypothek in llöhe von 1750.-lark folgt. 
Derjenige, der die liypothek nach 1918 aufnahn, 
brauch nicht aufzuwerten nach dem \ennwert,sondern N 
die 25 % ige AETSTTIEE kommt für den Detrag in- ji 
frage, der nach der Tabelle der Kegierungskommis- " 
sion nach dem tatsächlichen Goldmarkwert errech- “ 
net wird. Berücksichtigt man nun, daß im Saarge- 1 
biet hauptsächlich in den Bergmannsdörfern die ‘ 
Hausbesitzer sich meistens aus Arbeitern zusaumen- 
setzen, die sich in der Vorkriegszeit das Haus \ 
kauften, im Laufe der Jahre die fälligen Beträge | 
sich abhungerten, die nicht schulä daran sind, 
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daß sie durch XÄrieg und Inflation betrogen wor- j 
den sind, so dürfte jedem klar sein, daß eine, _ ;) 
solche Art der zufwertung weitere Fawilien ruinie- r 

Ä 


ren wird. ir sind der Auffassung,daß die Aufwer- , 
tung so nicht durchgeführt werden kann,sondern M 
wir verlangen eine Aufwertung nach sozialen Ge- Eu - 
sichtspunkten. 

|  (unverständlicher Ziwischenruf!) 
Weine llerren, gehen Sie in die Dörfer, dort kön- i 
nen »ie feststellen, daß das stiunt. Ich habe in ji 
der letzten Zeit die Gelegenheit wahrgenoumen, iM 
einige derartig SER Re Fälle festzustellen. | '7 
Wir sind der Auffassung, daß man sich nicht allein @ 
auf die soeben mitangezogenen Kreise beschränkt, u: 
sondern daß man weiter gehen muß auf die Kreise, ' 
die ebenfalls unter der Inflation gelitten haben. 


£_ N puog 


Wir ie 












RE AuER 1 Ch eat ER \ a TETTT, Fe a SEEN 2 N nn 
nNS 2) zit ER ER Sr ee > ; a De a Ag bh nis 1 Ta 
> u ee u at . sis N! Sep Be! N ER n 2 6 L Bi fr ® 
f u PR TU Sep ad) ar Yiiy TV be TEAE Y ar. en! h A A! RR. er Hin IRA Ir ® E y 2 
t ; A N  < RTL El 2 ao a re; IE Si an Han HR DT 
Me ee N SE RS SR RD N RT SSR RE En 





a N 





Ne 4 






[AP % 


in 


be 148 = w 


“ır vertreten deshalb die Auflassung,daß 

man den kleinen Sparern, den unbemittelten Kreisen, 
sowie allen sonstigen Inflautionsgeschädigten, so- 
fort Hilfe bringt. lie das geschehen soll, ist in 
dem von uns eingebruchten Antrag enthalten. Es 
wird sich uls notwendig erweisen, daß aus den 
Sparerkreisen uus den Gewerkschaften eine Körper- 
schaft geschaffen wird, die diesen Fonds durc 
die Abführung der Gelder und der Zinsen der ein- 
getrugenen Sicherheitshypotheken zur Verteilung 
un die kleinen Sparer na zahlungsschwachen \ieter, 
sowie als Fonds für Tiohnungsneubauten verwaltet. 
Dadurch glauben wir, den Gemeinden die wöglichkeit 
zu bieten, den Influtionsgeschädigten, die heute 
meistens Armenunterstützungsempfänger sind ‚nonat- 
liche Renten,die zum Leben ausreichen ‚uuszubezahlen. 
Wir legen wert darauf, daß denen,die dafür in 
Fr.:ge kommen, diese lienten bis zum Lebensende ge- 
zuhlt werden. | 

Zum Schluß erklären wir folgendes: und N" 
rufen Influtionsgeschädigten zu, daß sie unter der N 
kapitalistischen Wirtschsft keine llilfe erhalten j 
werden, weil diese nicht durun denkt,ihre Üpfer 
zu unterstützen. Die Versprechungen der koumu- 1 
nistischen Fr.ktion gehen nur duhin, daß die 
kommunistische Partei so wle sie für die Arbei- r 
ter und Ausgebeutete kämpft, käupit sie auch für | 
die Interessen der Inflationsgeschädigten, sagt 
aber, daß dies nicht im Farlament geschehen kann, 
sondern außerhalb desselben gekämpft werden muß e 
bis zum Sturz dieses »ystems. ür werden unbescha- N 
det der Annahme dieser Vorlage in den Kreisen der u 
Inflationsgeschädigten aufklärend wirken. “ 

ne Herren ! Unsere Auffassung ist,daß 
eine soziale Aufwertung notwendig ist. Die Fartei- ! 
en, die hier dieser Vorlage über Aufwertung ihre j 
Zustimmung geben, die tragen mit dazu bei,daß den iM 
Gevinnlern = Inflation im Ssaargebiet noch mehr LE 
Gewinne zugeschanzt und die anderen Devölkerungs- vr 
kreise noch mehr in’s Elend hineingetrieben werden. ' 
Wir stellen unseren Antrag zur Abstimmung, der nur N 
allein die Wöglichkeit vorsieht, daß den Infla- 1% 
tionsgeschädigten wirklich geholfen wird. ir wer- ij 
2. diese Fragein der Offentlichkeit weiter behan- 4 
deln. | 4 


(Bravo-Rufe der Kommunisten!) u 


Bien m — teen nn 
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Abe. Hoffmann(SP): Meine Herren! \lenn wir uns heute mit 


A 


Vorsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! ' 


der Aufwertungsfrage beschäftigen, dıe nach der 
Meinung des Herrn Levacher eine Abwertungsfrage 
ist, dann muß ich darauf hinweisen, daß wir da- 


mit natürlich ein Überbleibsel des alten Systens # 


mitzubehandeln haben. Mein Herr Vorredner hat 
auf die Finanzpolitik während des Krieges und 


auf die a ee der Nachkriegszeit des y 


Ministers Helfferichs hingewiesen, - den er der | 
Volkspartei angehängt hat-, die Volkspartei wird ; 
sich ehren, denn er ist Deutschnationaler gewe- 
sen. Diese Politik hat mit sich gebracht, dab 

die deutsche „ährung erschüttert wurde. Hit dem 
Schlagwort:„ Die Feinde zahlen doch alles” hat 
man während des Krieges Pumpwirtschaft getrieben. 
Die Kriegsaüsgaben von 148 \ülliarden \lark wur- 
den gedeckt von Kriegsanleihen in Höhe von insge- 
samt 126 Milliarden Wark. lan hat das Volk in 
eine Geschichte hineingeritten, die sich kata- 
strophal auswirken mußte. Dann hat dazu beige- 
tragen, das Preis-Wonopol der Schwerindustrie, 
das ihr auf Grund des Pe ea gewährt 
worden ist, dassnach einer Rede des jetzigen 


Reichsaußenministers Dr. Stresemann, die er | 


1917 als Reichstagsabgeordneter hielt, das 


Schiebertum groß gezogen hat. Dann die Folitik E 


der Reichsbank, die der Schwerindustrie ungeheu- 
ere Gelder gegeben hat. Aufgrund dieser Tatsachen 
war die Situation so, daß die Schwerindustrie 
Gelder erhielt, wann sie verlangt wurden, und RN 
daß so die Inflation von ihr hauptsächlich ge- JE 
fördert worden ist. Der Zusammenbruch, die Blok- 5 


kade der Feinde und der Ruhreinbruch, der mit " 


denselben \litteln finanziert worden ıst wie der 
Krieg, brachte den Zusammenbruch der Währung 

mit sıch, an der die Sachwertbesitzer den größten 
Nutzen erhalten haben. Ich erinnere daran, daß ih 
Herr Stimnes alles aufkaufen konnte; nachdem 

aber die Stabilisierung kan, war er der Situation .% 
nicht mehr gewachsen. Bine solche Finanzpolitik E 
ist von den Soziuldemokraten bekämpft worden. iy 
Diese haben schon während des Krieges verlangt, 11 
daß man die Finanzierung des Krieges so vorneh- 4 
men müßte, wie der Engländer es tat, durch Erlaß E 
von Besitzsteuermn. 


Erst als sich im August 1928 alles überstürzte, 


hat man den Haushalt des Reiches einigemaßen '- 
balanciert, indem man bestimmte Besitzsteuern (# 


festlegte. Damit hat man den Grundstock zur 


Stabilisierung gelegt. Früher Seine es mit der H 
o 4 


Notenpresse, es wurden Noten auf Noten gedruckt. 


Ich 


" 


PREEEEN Bu NG VENEIWIT: 
BET DENN N 
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Ich möchte dann darauf hinweisen, daß durch ı# 

die Inflation - wie mein Herr Vorredner darauf hin- Mi 
gewiesen hat- ungeheuere Leiden entstanden sind, N 
nicht allein im früheren ilittelstand, sondern auch | 
in der Arbeitnehmerschaft, die meinetwegen einen 
Wochenlohn hatten, der ihnen im lionat zweimal aus- 
BeranLe wurde. Als der Arbeitnehmer die erste _ L; 

chicht verfuhr, besaß der Schichtlohn noch seinen 4 
Wert, der sich aber bis zur URL URE so verringer- .f 
te, daß er nicht einmal einen Stundenlohn mehr aus- B 
machte. Weine Partei ist der uriansung,, dab der A 
böse Geist dieser Entwicklung und Erscheinung in | 
der Person des Herm Helfferichs lag, der auch in 
der Nachkriegszeit jede \öglichkeit verhinderte, 
die eine angemessene Durchführung der Besitzsteuem 
zuließ. Er erklärte immer, daß dann schließlich 
der Nährungszerfall käme und wurde unterstützt von 
Herrn Havenstein. Wir haben festgestellt, daß das- 
jenige, was sie prophezeiten, gerade deshalb ein- 
Beeren ist, well man ihrer Weinung entgegen ge- 
ommen ist. Der Nutznießer der situation sind die f 
DVachwertbesitzer. Diese haben dadurch ihre Vermö- M 
gensbestände nicht nur erhalten, sondern durch die 
ganze »ituation sehr zat ausgebaut. Ich habe be- " 
reits auf ein Beispiel der Familie Stinnes hinge- | 
wiesen. Besonders war es die Schwerindustrie und 
die Großagrarier, die den Nutzen der Inflation 
aufweisen können. Nachdem nun die stabilisierung 4 
kam, wurde der Kampf um die Aufwertung geführt. - 
Ich kann darauf hinweisen, daß, als man den Über- N 
blick hatte, daß keine neue Inflation mehr ent- h: 
stehe, die Sozialdemokratie glaubte, für eine, 2 
angemessene Aufwertung eintreten zu sollen. »ie \7 
hat im ne einen scharfen Saun! geführt und (4 
alle Möglichkeiten erschöpft, das Unrecht wieder j 
Eu een Eutzumnchen. Ihre Anträge sind leider ı 

h 





Syyaag ay2Sıyd wboua4s “720454095 47 


nicht akzeptiert worden. Die Mehrheit des Keichs- 4 
tags hat es anders beschlossen, und dieser Beschluß 
ist dann zum Gesetz erhoben worden, das leider u 
bis jetzt auch noch nicht im Paasgeblet eingeführt M 
ist, obwohl es schon seit Juli 1925 besteht. N 
Die Sozialdemokratische Fraktion des "0 
Reichstags hat die re Einführung der Wiet- 7 
steuer sehr stark bekämpft, die ja neuerdings _ i | 
zu der Hauszinssteuer umgewandelt worden ist. »ie 
hat versucht, die Ausgaben der Kommunen, des _ 
Staates, die zur Aufwertung notwendig gewesen sind, 
durch eine gerechtere Steuer zur Durchführung zu 
bringen. Diese Anträge sind aber auch im Keichs- 
tage abgelehnt worden. Die Aufhebung der 3.steuer- hi 
notverordnung , die sie beantragt hätte, ist ge- N 
kommen. 


N Pwog 


Die Hegelung der Aufwertungsfrage kan ' 
dann in ein anderes »tadium. Ich möchte SIe, meine | 
Herren, daran erinnern, was die »parerverbände in Y 
dieser Angelegenheit einen Kampf geführt haben, 4 
und welche armselige Rolle die Deutschnationalen | 
dabei gespielt haben, die im Wahlkampf den armen in 
Inflationsopfern eine LUD % ige Aufwertung ver- | 
sprochen, und nachher, nachdem sie an der Futter- | 
rippe saßen, alle die Versprechungen, die sie M 
gemacht hatten, einfach übergingen, und das _ a 
Gegenteil u 
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Gegenteil von dem machten, was sie vorher für | 
richtig erklärt und befunden hatten. Ps age lung h 
der Aufwertungsfrage im Reich ist also nicht be- 
friedigend. Es ist keine Besteuerung der _Infla- 
tionsgerrıinne, sondern eine Erhöhung der Zölle 
und Verbrauchssteuern durchgeführt worden. Man 4 
hat die Hauszinssteuer eingeführt, die aber | 
auch nicht die Inflationsgevinnler trifft, son- 0 
dern die die armen llieter durch die Erhöhung ih- 4 
rer Mieten zahlen müssen. \las die große Schicht { 
der Werktätigen in Stadt und Land durch die Auf- 
wertung erhalten hat, wird ihr wieder doppelt 
abgenommen. Durch die Erhöhung der Niete, die 
damals und nachher eingetreten ist, hat sich 
allgemein eine große Entrüstung im Reiche bemerk- 
bar gemscht. Diese Entrüstung ist natürlich auch 
an der Saar in Erscheinung getreten, und wir 
haben ja auch &n der Saur erlebt, daß sich die 
Spärer zusammengefunden haben und eine ungemesse- 
ne Aufwertung verlangten. Wir selber sind als 
Mitglieder des lLundesrutes mit einer Unmenge von | 
Anträgen von dieser »seite beurbeitet worden. ‘u 
Wir hüben bereits schom im vorhergehenden Ländes- 
rat die Meinung vertreten, daß man die Sache 
beschleunigt durchführen soll. aber die Entwick- 
lung ist unders gegangen, obwohl wir glauben, duß 
bei einigermüßen gutem Willen auch dumuls die 
Geschichte hätte verubschiedet werden können. 
«ir huben zuch Anträge gestellt, die gestellten i 
Anträge sind erneut von uns in den Beratungen Y 
eufgegriffen worden, und ich möchte darauf hin- il 
weisen, daß wir die Meinung vertreten, duß es e 
eine einseitige Aufwertung der Iypotheken über- m 
nn nicht geben darf. Herr Dau an se der Ent- 1 
wurf wird jez doch ıngenommen. Da&s ist in der Hin- | 
sicht nicht der Fall. Ich habe Herrn Levacher j 
so verstanden, daß er diesen Entwurf ablehnt a 
und die Aufwertung so beantragt, wie es die Kon- ‚ie 
mission beschlossen hat. Daß also alle fehlenden ı 
Paragraphen des Reichsgesetzes mit in die Verord- 
nung übernommen werden sollen. \enn das Zentrum | 
schon diese Meinung vertritt, und wir vertreten . 14 
die Weinung- die Kommunisten haben überhaupt _ f 
keine Meinung herausgeholt-, dann wird ja sowieso 
der Landesrat diesen Entwurf ablehnen und eine | 
einheitliche Aufwertung verlangen. Ich bedauere u 
nur, daß die Regierungskommission an den Vor- | 
eAugen im Reiche nichts gelernt hat, denn das- l 
selbe, was uns heute die KHegierungskommi ssion ia 
präsentiert, hat seinerzeit die deutsche Heichs- 2 
regierung auch dem Keichstag präsentiert. Die “ 
Sparguthaben und die sonstigen Ansprüche sollten ji 
dort auch nicht aufgewertet werden. Erst auf I 
Druck des Reichstages hat man dann die Geschichte 
auch durchgeführt. ir sind in allererster JE 
' Linie daran interessiert, daß _die armen sparer \ 
wieder einigermaßen zu ihrem hechte BE u 
Ih il 
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Um dieses Recht zu erhalten, muß natürfich auch I 
eine angemessene Aufwertung der liypotheken beschlos- 4 
sen werden, weil ja die Sparguthaben, die aufzu- PB 
werten sind, von en Sparkassen als Hypotheken 
ausgegeben worden sind. Deshalb hat es keinen 
Zweck, daß man mit einer schönen Geste über diese 
Situation hinweggeht, sondern daß littel und Wege 
eingeschlagen werden, um auch den in Frage kommen- 
den Kassen wieder Einnahmen zu verschaffen, damit 
den armen Sparem ein Aufwertungsbetrag gewährt 
werden kann. | 


In Auftrage meiner Fraktion gebe ich 


oO 


zu der Angelegenheit folgendes ei 
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" Die Sozialdemokratische Fraktion des 9 
Landesrates lehnt den vorgelegten Entwurf der ni 
Regierungskommission betreffend | 


die Aufwertung von ıypotheken Grundschulden 1 
entenschulden, neallasten,»schiffs-und Dahn- 


ab. 

Sie vertritt die Ansicht, daß in erster 
Linie die Sparguthaben angemessen aufzuwerten sind. I 
Daher ara sie, daß die 93 83 bis 66 des ‘a 
Reichsgesetzes vom 16.Juwli 1925 mit zu übe mehmen | 
sind. Da sıe eine einseitige Aufwertung ablehnt, 
wird die vollkommene Einführung des bezeichneten 
Reichsgesetzes gefordert, welches den folgenden 
Grundsätzen entsprechend abgeändert werden soll. 





a en ra 


Die Aufwertung der Sparguthaben($ 55 
des R.G.) soll so vorgenommen werden, daß sie un- 
beschränkt ist, jedoch mindestens für die Guthaben 
bis zu 2500 Mark 4U Prozent, für die weiteren Be- 
träge von 2500 bis 5000 Mark 20 Prozent, für die 
weiteren Beträge von 5000 bis 7500 Mark 10 Prozent 
und für die weiteren Beträge 5 Prozent beträgt. 
Dabei sind mehrere Guthaben ein und desselben 
Gläubigers, auch wenn sie bei mehreren Kassen 
erdient sind, zusammen zu rechnen. Die Zusammen- 
Arne aller Sparkassen zur Festsetzung und Er- 
mittlung der leilungsmasse sowie des Aufwertungs- 
betrages und die ge eines lreuhänders für AM 
oa ssen des »aargebietes soll durchgeführt '# 
werden. I 

> Die Aufwertung von Guthaben bei Fabrik 4 
und herkssparkassen sowie an Betriebspensionskas- 'd 
sen soll auch unbeschränkt sein, hat jedoch nin- | M 
destens 40 Prozent zu betragen. (3 40 IR \ 
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Dasselbe hat bei einer Aufwertung von Vermögens- 
anlagen und anderer Ansprüche (33 62 und 63 des 
R.G.) zu erfolgen. Eypotheken ‚Grundschulden ‚Ren- 
tenschulden,Reallasten, Schiffs=und Bahnpfand- 
rechte, Industrieobligationen und verwandte Schuld- 
verschreibungen sind mit 40 Prozent aufzuwerten 
Se, 3%, 08 1). 


Die Rückwirkung hat allgemein ab 1.Juli 
1921 zu erfolgen. Dieser Termin ist auch für die 
Aufwertung der Sparkassenguthaben festzusetzen. 
Die Härteklausel ist dem Gläubiger wie dem schuld- 
ner in allen Fällen unbeschränkt zu gewähren, _ 
damit die besonderen wirtschaftlichen Verhältnis- 
se des Gläubigers wie des Schuldners auch berück- 
sichtigt werden. Es geht nicht an, daß diese 
Härteklausel einseitig nur dem Schuldner zugestan- 
den wird, sie muß ebensogut dem Gläubiger zugute 
kommen. Die 10 Prozent sind zu beseitigen, da die 
wirtschaftliche u eines Gläubigers bezw.ochuld- 
ners eine weitere lerabsetzung bezw. Heraufsetzung 
des Aufwertungsbetrages dringend erfordern kann. 
Die ee tern hat nun mindestens 15. v. H. zu 
erfolgen, wenn das jährliche kinkommen des Eigen- 
tümers keine 20 0O0V.-Franken beträgt. Bis zur Tlil- 
gung der Schuldsumme sollen vom lage der Inkraft- 
setzung BE Re ro ranung ab 5 % Zinsen gezahlt wer- 
den. Langfristige Bankeinlagen sind wie Sparkas- 
senguthaben uufzuwerten. 


Die Sozialdemokratische Fraktion des 
Landesrutes ersucht die Regierungskommission,diese 
Grundsätze in den vorgelegten Verordnungsentwurf 
hineinzuarbeiten, dumıt die vollständige Einfüh- 
rung des Reichsgesetzes durchgeiührt wird. Jeder 
anderen Aufwertung muß sie ihre Zustimmung ver- 
sagen. 

Zu den angezogenen Paragraphen schlägt 
die Sozialdemokrati sche Poaktien folgende Fassung 
vor; 


l. In $ A ist die Zahl 25 durch 40 zu ersetzen. 
2. Zu $8 a die Überschrift so zu fassen: 
"Änderung des Aufwertungsbetrages". 


Zu $ 8b Absatz 1 Satz 1, 2 wie folgt zu 
Tassen: 


"Der Gläubiger kann eine lHerauf- 
setzung, der Eigentümer eine Herabsetzung 
der Aufwertung verlangen, wenn dies mit 
Rücksicht auf seine wirtschaftliche Lage 
zur Abwendung einer großen Billigkeit ge- 
boten erscheint. Diese Heraulsetzung oder 
Herabsetzung ist nur zulässig,wenn das 


Verlangen 
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hard a um vor dem LApeis 1922 bei der 
Aufwertungsstelle gestellt wird. 

ie Herabsetzung hat um mindestens 
15 Prozent zu erfolgen, wenn das jährliche 
Einkommen des Bigentüners keine ZU 000. - 
Franken beträgt. 

Za 88 ce): Den Absatz 2 wie folgt beginnen 
zu lassen: 


et, die Änderung der Aufwertung recht- 
zeitig beantragt, so_ist auf Antrag des 
Gläubigers oder des Zigentüners ein usw.... 


Im $ 10,Absatz 3 zu streichen. 


Im $ 15 das Datum des 15. Juni 1922 zu än- 
dern in l.Juli 1921. 


a) Im $ 25 Abs. 1 den Satz 1 wie folgt 
zu fassen: 


" Die Zahlung des Aufwertungsbetra- 
es kann der Gläubiger zu E einem Vler- 
el verlangen am lJanuar 1930, ap L.Janu- 

a am l.Januar 1934 und am l. Januar 
1936, wenn das oe Einkommen des 
Schuldners 20 000.-Franken jährlich über- 
steigt. 


b) Im $ 25 Abs.2 wie folgt zu fassen: 


" Der Eigentümer und der Schuldner 
sind berechtigt, den Aufwertungsbetrag 
2 oder zum Teil nebst den fälligen 
insen drei \lonate nach Kündigung schon 
vor den in Absatz l genannten Zeitpunkten 


zu zahlen. 
ce) Die 833 26 und 27 zu streichen. 
8 28 Absatz 1 wie folgt zu fassen: 
" Der Zinssatz beträgt vom 1. Tage 


der Inkrafttretung der Verordnung ab 
5 Prozent. 


a) In $ 33 die Zahl 15 durch 40 zu ersetzen. 


b) Dem $ 32 folgenden Satz hinzuzufügen: 


" Die Vorschriften des » 8 finden 
entsprechende Anwendung. ' | 


$ 34 zu streichen. 
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Im $ 35 Absatz 1 wie folet zu fassen: 
a) Für die in 3 33 bezeichneten Ansprüche 


finden die Vorschriften der 83 14, 15 und 
19 entsprechende anwendung. 


b) Im 3 85 Absatz 5 zu streichen. 


Ven Abschnitt "II. Genußrecht" (33 37 - 46) zu 
streichen. 


A 


5) in 3 Sl Absatz 1 die Zahl 15 durch AU 
zu, ersetzen. 


Den 5 5l Absatz 1 folgenden Satz hinzu- 
zufügen: 


5 
nur 


"Die Vorschriften des 3 8 finden ent- 
sprechende =nwendung. 


» 52 zu streichen. 


a) Im 3 63,Abs.2, Ziffer 6 hinter lierksspar- 
kassen nach einem komma die “orte einzufü 
.‚ JAaps Ather \ye 1 
en: andere zuthäben des Arbeitnehmers 
el selneu arbeltgeber. 


b) Ix $ 66 Abs.5 hinter ansprüchen die Worte 
hinzuzufügen: "sowie den vrundschulden,die 
aus rtigeh wiederkehrenden Leistungen 
im ablösungswege entstanden sind." 

Im 3 66 abs. l am Schluß anfügen:" oder nicht 

eine mindestens einjährige KündigungsIrist 

vereinbart wär. 


9% 55 wie folet zu fassen: 


a) Sparguthaben bei Sparkassen werden in der 
leise aufgewertet, daß die Teilungsmasse 
üuller Sparkassen Im Saurgebiet von einen 
Treuhänder, den die HKegierungskommisslon _ 
ernennt, unter die Gläubiger verteilt wird. 
Der yon dem Ireuhänder auföeatelite Tei- 
lungsplan bedarf der Genehmigung der Kaster 
runeskommission. it der Genehmigung is 
der Teilungsplan verbindlich. - 


b) Der bei der Verteilung auf die Sparguthaben 
entfallende Betraä soll mindestens Dbetra- 
en für die Guthaben bis zu 2500. -wark: 

0 Prozent, für die weiteren Beträge von 
2500 bis 5000.-lark 20 Frozent, für die 
weiteren Beträge von 5000 bis 750U.-lark 

10 Prozent , für die weiteren Deträge 
5 Prozent des Goldmarkbetrages. 


lo. 


. 


nu | 
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16) $ 56 wie folgt zu fassen:" Die Teilungsmasse 
besteht aus dem aufgewerteten öparkassenver- 
mögen und einem etwa aus dem sonstigen Ver- 
mögen des Schuldners oder durch den Garanten 
oder durch die Regierungskommission zu lei- 
‚stenden Beitrag. 


17) $ 57 wie folgt zu fassen: Die Gläubiger wer- 
den im Verhältnis des Goldmarkbetrages ihrer 
Forderungen rar. I Mehrere Guthaben 
bei einer oder mehreren Äassen werden zusammen- 
geLect und bilden im Sinne des 3 55,Abs.2,ein 

uthaben. | | 
| Bereits ausgezahlte Guthaben werden 
bei der Verteilun DR ohtlgt wenn sie 
nach dem 30. Juni 1921 ausgezahlt. worden sind. 
(Rs Sahlung ist in llöhe des Goldmarkbetrages 
(88 2,3) anzurechnen. 


18) Im $ 58 soll die Einleitung lauten:" Die Ke- 
an wird Era Es wer- 
en gestrichen Ziffer 2,3,7,8,9,10,11 und 12. 
R: euro 4,5, und 6 werden geändert in 
’ un . 


Die Sozialdemokratische Fraktion des Lan- 
‘desrates betont weiter, :daß ganz einerlei wie die 
AUF EFFUng geragelt wird, eine eg der Wieten 
nicht in Frage kommen darf. Sie weist darauf hin, 
daß die Nieteinnahmen der Hausbesitzer an der Saar 
sogar in den meisten Fällen noch höher sind,wie 
die ihrer Kollegen im Reich, da das liehr an lliete 
im Reich durch die Hauszinssteuer wieder aufge- 
sogen wird. Sie lehnt aber auch die Einführung der 
Hauszinssteuer ab, weil dieselbe fast nur den 


1 


Mieter - da er höhere Mieten zahlen müßte belastet. 


Das Einkommen der Arbeitnehmer ist an der 
Saar so gering, daß eine weitere Belustung durch 
Erhöhung der Nieten untragbar ist. 


Damit die Aufwertung der Sparguthaben 
mindestens in_der re Höhe vorgenommen. 
wird, ist vielleicht ein Zuschuß durch die Hegie- 
rungskomnission Boswandie. Dieser Zuschuß und die 
etwa in Frage kommenden Zuschüsse der Kommunen 
Sind durch die Erhebung einer besonderen Infla- 
tionssteuer zu decken. 


Die Sozialdemokratische Fraktion fordert 
zu diesem Zweck,sobald die Zuschüsse festgestellt 
sind, die Vorlage eines Verordnungsentwurfes, 
durch den die Vermögen, die in der Kriegs=und 
Nachkriegszeit neu entstanden sind, einen Zuwachs 
erfahren, oder sich nicht wesentlich vermindert 


haben, sowie die Gewinne aus Grundveräußerungen 
einer Sonderbesteuerung unterworfen werden, wobei 
die Vermögen bis zu Z00 000.- Franken freizulassen 
sind. Gleichzeitig wird die ATRERL ANGE. Da 

ij 


juristischen _ 
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juristischen Personen zur Nermögensbseteuerung be- 
antragt und ein Zuschlagsrecht zur Vermögenssteuer 
für die Kommunen bis zu 160 Prozent Umlagen auf 
den »taatsbetrag bei steuerlichen Vermögen über 
- 200 000.-Franken gefordert. 


Diese Steuerwünsche sind natürlich, soweit 
Zuschüsse der Kommunen und der ASELOTUBE zu der 
eg in Frage kommen,gestellt. Die Kommu- 
nisten haben sich die VOache_nachmeinem Dafürhalten 
etwas sehr leicht gemacht. In die Materie sind sie 
nicht eingedrungen. Sie bringen einfach Anträge, 
ohne die Sachlage so zu überlegen, wie es bei 
solcher Sachlage manchmal getan werden muß. Sie 
wissen, daß die sozialdemokratie immer für die 
soziale Aufwertung eingetreten ist. Das findet 
sich ja auch wieder in unseren Anträgen, daß die 
kleinen Leute geschützt werden sollen. Die Kom- 
munisten verlangen nun aber in der Ziffer | ihres 
Antrages, daß eine »icherungshypothek eingetragen 
wird äuf alle Grundstücke, auch auf die, die nach 
dem l. Januar 1918 bezugsfertig geworden sind, und 
zwar wenn sich eine «“inderung der Belastung durch | 
Hypotheken oder Grundschulden ergeben hat,muß ei- 
ne »Sicherungshypothek zu Gunsten der Gemeinde ein- 
getragen werden. Die Höhe dieser ah ee a Re | 
wird auf 50 v.H. des Friedenswertes bes betreffen- | 





den bebauten Grundstückes oder Gebäudeteiles fest- 
Be Also zuerst wird gesagt, soweit eine Ent- | 
astung eingetreten ist. Ist die A einge- 
treten, eine 50 % ige asrunga othek. Nun nehme Hi 
man den Fall, der Kunz hat wirklich einen Vorteil Ei 
gehabt, aber die Entlastung war nur 5 %, dann kann ti 
es doch nicht gehen, daß man diesem 50 % Sicherungs- 
hypothek auf den Jert des Grundstückes aufhalst. u 
Das haben sich die Herren nach meinem Dafürhalten M 
nicht überlegt. | 


Spyarag ayasıydmeBousgg weynqsoog HT 


(Zuruf des Abg. Daub: Da brauchen wir Sie dazu!) 


Das kann man nicht ais gerecht anerkennen. Ich 
möchte daruuf hinweisen, duß Sicherungshypotheken 
keine Ansprüche sind. Es müßte dann eine de 
gehende Aypothek sein, denn eine Sicherungshypothek 
stellt nur irgend eine Sicherung dar für Ansprüche, 
aber Ansprüche sind keine Be sondern müssen 

€ 

H 





erst durch eine bestimmte dforderung vorhanden Mi 
sein. Das scheinen sich die Herren Kommunisten N 
auch nicht so richtig überlegt zu haben. Obwohl i 
die Tendenz einigermäßen gangbar wäre, können | 
wir aber dieser struktur oh zustimmen, weil 
sie nicht richtig durchdacht und nicht richtig | 
aufgebaut ist. Dann wird gesagt: 57% Zinsen sind Mm 
da zu zahlen. Wie lange sind sie äber zu zuhlen ? u 
Sie können doch nicht 100 Jahre die Zinsen fordern. ih 
Es wird aber auch nicht gesagt, wann eigentlich die | 
Hypothek fällig ist. Denn ich nehme an, die Herren 
eisten glauben ja, daß es hi 3 3 ge 
Hypothek _ 
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ones sein sollte. Also auch die Hypothek müßte 
fällig sein. Denn was wird es geben, wenn das Haus 
verkauft werden soll und die Hypothek bleibt bis 
zum St. Nimmerleinstuge bestehen? Aus den Gründen, 
die ich Ihnen kurz an einigen Beispielen gesagt 
habe, können wir diesen Forderungen nicht zustin- 
men. Wir haben ja auch unsere „einung in dem Gut- 
achten niedergelegt. _ | 

Dunn weise ich noch darauf hin, daß nuch 
der gunzen Tendenz mindestens 80 % der Gemeinden 
des vaurgebietes ju gar nichts hereinbekommen 


würden, denn in den gunzen Lundorten gibt es kaum 
Anwesen, die einen höheren Friedenswert haben «ls 


8000.-Uurk, sodaß dort eine Verteilung gür nicht 
möglich ist. Die freien Gewerkschaften würden sich 
bedanken, eine solche Verteilung vorzunehmen. Ich 
gl:ube, zus den Gründen betonen zu sollen, daß 
wir als Sozialdemokr:itische Purtei eine Aufwertung 
verlangen, die der Struktur entspricht, die zuch 
in unserem Gutuchten verunkert 1St. 


(Br::vo-Rufe bei den Soziuldemokriten! ) 
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Vorsitzender: Das ort hat lerr abgeoräneter Schuelzer! 


Abg.Schmelzer (DSV): weine Herren! liach deu bereits Vorgebrach- 


ten und nach Aem Gutachten der Zentrumsfraktion kann 
ich mich aul.erodentlich kurz fassen. Es ist sehr 
schwierig,den vorliegenden Entwurf gerecht zu beur- 
teilen und zu begutachten. Ls ist zweifellos für 
viele Besitzer von ilypotheken eine große liarte ‚wenn 
ihre Ansprüche nur zu einem geringen leil befriedigt 
werden können oder sogar ganz unbefrieäigt bleiben. 
Es ist durchaus verständlich,wenn sich die Vereini- 
gung der Sparer auf das Außerste dafür einsetzt,daß 
‚Ihre Ansprüche befrieuigt werden. Ls ist anderer- 
seits aber nicht zu verkennen, daß man die Aufwertung 
der in der Vorlage genannten f'orderunren nicht Los- 
eh von «er Aufwertung anderer ansprüche betrach- 

en kann. In erster Linie koumt in Frage die auf- 
wertung von Sparguthaben,die ja zum leil die „ittel 
zur Begebung von ılypotheken erst geliefert haben. 

Ls ist weiterhin nıcht zu verkennen,daß auch die 
Eure Has kenschul ner (die llausbesitzer) unter den 
allgemeinen zusaumenbruch awerordentlich gelitten 
haben. Durch die “ohnungszwangswirtschaft sind ihnen 
die Einkünfte aus ihrem Besitz zu gewissen Zeiten 
anz entzogen worden,während sie für üle &rhaltung 
dieses Besitzes noch uüittel aulzuwenden hatten. bs 
ist ja auch jetzt noch sco,daß dem ‚lausbesitzer durch 
dıe BApATLgeR ‚leten eine angeuessene Verzinsung 
versagt ist. Iumerhin ist es richtig,daß der llaus- 
besitzer den größten Teil seines besitztuns ncch 
behalten hat,und daß man ihm gerechterweise zumuten 
kann, daß er einen Teil davon aufwendet für die 
Lypothekengläubiger, die ihm seinerzeit die wittel 
zum Erwerb seines Jesitztums vorgestreckthaben. io 
die äußerste Grenze dieser Aufwertung nach oben lie- 
gen kann, ist kaum zu ermitteln. 


Der Herr Staatskommissar hat im Auftrage 
der Kegierungskoumission darauf hingewiesen, daß 
die Beschaffung von statistischen Unterlagen zuu__ 
Studium der a acnTrups bereits im Jahre 1925 
in Angriff genommen worden sei. Es habe sich aber 
 hinerasteile. daß brauchbare BARS EOBENSER 
Unterlagen zu diesen Problem auch bei “ithilfe der 
Interessenten kaum zusanmenzustellen seien. vassel- 
be gibt er übrigens auch an für die »ufwertung der 
Sparkassenguthaben. Der iiypotheken-und Sparer-»schutz 
verband hätte es zwar unternonmen,das „aterial zu- 
sammenzustellen und viele Tausende von Formularen 
auszufüllen. aber dieses „aterial sei zum größten 
leil völlig unbrauchbar gewesen; nur ungefähr lÜ „ 
der pe Me hätten genäue angaben gemacht, wenn 
es der hegierung und den Interessenten In uleser 
langem zeit nicht möglich war,das waterial zusaumen- 
zustellen, so ist es uns natürlich in der kurzen 
Leit,die uns zur Verfügung stand, noch viel weniger 


“. 


wöglıch gewesen, das waterial zusanmenzustellen 


und 
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und zu beurteilen. aber selbst wenn die Unterlagen vor- 
handen wären,wäre es kaum denkbar,sie in all ihren 

Aus-und liebenwirkungen so zu berechnen,daß sich darauf 

ee allen Seiten hin gerechtes Urteil aufbauen 
ieße. 

Ich kann deshalb kurz noch einual sagen: lien 
muß fast automatisch dazu koumen, sich die brfahrungen, 
die man im heich gewacht hat, zunutze zu machen. Wir 
wissen,daß die Iufperkune im eich außerordentliche 
Kämpfe verursacht hat, die noch nicht beendet sind. 

Die Iypothekengläubiger und Sparer sind zwar der lei- 
nung, dab diese Kämpfe im hkeich um eine höhere „ufwer- 
tung unbedingt zu einem besseren nesultat hatten füh- 
ren müssen. Aber das wacht uns die Intscheidung über 
die liöhe der Aufwertung hier im Saargebiet etwas 
leichter. Denn, wenn dieser Aanpf im “eich uit Lrfol 
Ziege rd werden sollte, dann ist es Baibetrcratänd lich. 
aß das Daargebiet, das ja in kurzer zeit nit dem «eich 
vereinigt sein wird, an üiesem Lkrfolg teilnehnen wird. 
Trotzdem empfehlen wir der itegierung üringend, zu er- 


wägen, ob nicht im Saargebiet jetzt schon eine höhere 1" 
Ä 


| a 2 als 25 % Platz greifen könne. wir können 
die Verantw um’ 3 | 
zusetzen, aus den Gründen, die ich schon angeführt habe, 


nicht übernehmen. aber durchaus wünschenswert wäre es, j 


wenn es sich ermöglichen lie3e, uie lärten, die den 
Sparer betroffen haben, noch weiter abzsuwenden,als dies 
Im keich geschehen und in dieser Vorlage vorgesehen ist. 
„ir können uns vorstellen, daß durch eine &Lrhöhung cer 


‚lleten und durch einen Abbau der swungswirtschaft_ die Ma 


besten Vorbedingungen geschaffen würden, un den Gläubi- 
En weiter entgegenzukounen. Selbstverstänclich müssen 
: 


ie Spareinlagen in deuselben „laße uufgewendet wercen. M 


Line Aufwertung ver Iiypotheken ohne gleichzeitige Aul- 
wertung der Sparguthaben lehnen auch wir ab. Sezüglich 
des Stichtages, von dem ab aufzuwerten ist,liegen die 
Verhältnisse hıer wesentlich änders wie im eich. Durch 
den tatsächlichen Umlauf der französischen „ährung be- 
reits vom Jahre 1920 ab ist es zahlreichen Hypothekensc 
Schuldnern möglich gewesen,ihre Iypothek abzustoßen, 
ohne daß sie ihren Gläubigern einen auch nur annähernden 


“ert mit der Rückzahlung geboten hätten. Dieser Umstand m 


verlangt BE LeFSFESeh 01200 kückverlegung des Termins 

über die | 

die Gesamtheit der liypothekengläubigrer und vparer be- 

deutet diese Fückverlegung übrigens auch ein viel wei- 

teres Intgegenkonmen als eine liöhersetzung des Frozent- i 
satzes der Aufwertung. Das ist auch uie “nsicht proul- a 
nenter Leute des Sparer-und liypothekengläubigerverban- i 
des. irominente Vertreter dieses Verbandes haben mit- N 
geteilt,daß ihnen eine lückverlegung «dieses jermıns N 


weit wertvoller wäre als etwas eine REIRERSNE SR Bi 
j 


X x ry .. IN Ki 
Satzes der Aufwertung. „ir bedauern außerordentlich, | 
daß es nicht gelungen ist, ein einheitliches ah || 
tum des Landesrates für älese Kückverlegung herbeizu- RE 


führen. „ir erkennen gern an, daß die Sozialdeuokratie | 
sche Fraktion bereit ist, den Stichtag weiter zurück Hi 


Zu VEerLleFfen 


ortung,einen bestiumten Prozentsatz fest- 44 
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zu waplagen als es die Kegierungsvorlage vorsieht. 
ae ERE 3 m 

“ir möchten un unserem Vorschlag,den l.April 1921 
als Stichtag anzunehmen, deshalb festhalten, weil 
er auf Informationen beruht, die uns von zahlreichen 
Sachverständigen zugegangen sind. Ver Teruin ist 
schon ein Kompromissternin; wir wären aus den Grün- 
den, die ich angeführt habe, bereit gewesen,noch 
weiter zurückzugehen. Was dle Zinszahlung betrifft, 
so erklären wir uns dazu bereit,ab l.Januar 1927 

6 ;. einzusetzen.Daß aber die rückständigen Zinsen 
zum Kapital zugeschlagen werden,das trifft den 
Schuldner am wenigsten und ge dem Gläubiger 
einen gewjssen ausgleich dafür,daß sieh dieses Ge- 
setz zu seinem Schaden so außerordentlich lange ver- 
zögert hat. | 

Wir glauben nit diesen Abänderungsvor- 

schlägen den Gläubigern Und IPRrTER weitgehendst 
entgegenzukouwmen. ienn es sich nach gewisser Prüfung 
der Kück-und Nebenwirkungen ee ließe ,„öch- 
ten wir Bora den schuldlos Geschädigten noch weiter 
entgegenkoumen, wenn nur die Erfüllung uieser „ün- 
sche im Bereich der wöglichkeit läge. %c wir die 
Wirkung übersehen können,treten wir übrigens für 

dıe höchste Aufwertung ein, die sich vertreten läßt 
und nutzen unseren Linfluß dementsprechend aus. Es 
wird »ie interessieren, in diesem Zusaumenhange zu 
erfahren, daß gestern die Föchling’schen Werke in 
Völklingen für ihre serkssparkassen die Sparguthaben 
bis zu IVV) ‚„iark mit 1U0 » und Guthaben darüber 
hinaus aber mit 50 % aufgewertet haben und Zwar in 
vollem Umfange, ohne eine zeitliche Begrenzung. Im 
übrigen schließen wir uns der Forderung an, daß das 
Gesetz in engster Anlehnung an das Gesetz im Heich 
erlassen ne mit den Ausnahmen, die die besonderen 


Verhältnisse des Saargebietes verlangen. lir schließen 


uns auch den Anträgen des Zentruns, die ja gewisser- 
maßen einen I;xtrakt aus den Koumissionsberatungen 
Carstellen, soweit an, als wir nicht ausdrücklich 
andere Forderungen aufgestellt haben. 

Und nun zu der Kegierungskoumission. 

“ir wollen annehmen, daß sie sich bemüht hat,eine 
geeignete Form für die Vorlage zu finden. ir dürfen 
aber verlangen, daß sie unsere Arbeit ebenfalls wür- 
digt und dab sıe diesesmal nicht über das Gutachten 
des Landesrates hinweggeht ‚was wir sonst von ihr 

ewohnt sind,weil sie für die Gesetzgebung gegenüber 
em Völkerbund verantwortlich ist. ılr müssen zum 
Ausdruck bringen,daß wir Vertreter der Bevölkerung 
unserer Verantwortung voll bewußt sind und daß wir 
schon aus diesem Grunde vielmehr noch,als die negie- 
rungskoumission geneigt sind, die Dinge sorgfältig 
zu prüfen, weil wir die Rückwirkungen nachher am 
eigenen Leibe zu spüren bekommen. «ir müssen es 


als 
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lassen würde, wie sie es uns als Entwurf 


hat. 


t. bir 
glied der 
ob er nicht endlic 
dem Völkerbundsrat Verwahrung einlegen wolle 


in der 


derung an uns betrachten,wenn 
rungskommission das Gesetz einfaec 


so e 
vorgele 


müßten insbesondere dem saarländischen 
gierungskommission die Frage vorlege 
ffentlichkeit und 


vo 


Y- 


fit- 


Li, 
x 


egen 
die Art und Weise, wie die Bevölke verwalte 
und regiert wird. Er müßte sich entscheiden auf 


welche 


Seite er sich stellen wird, auf die Seite 
seiner Volksgenossen oder seiner Kol 


legen in der 


Regierungskommission, die er in dem Falle genau so 
als anmaßende Fremdlinge betrachten müßte ,wie wir 
das tun würden. 


-Glocke des Vorsitzenden- 


Wir verlangen nochmals, daß die Beschlüsse des 
Landesrates als einer verantwortlichen Volksvertre- 


W 


kung geachtet und gewürdägt werden. Hier gilt das 
ort: Wer nicht für uns ist, ist gegen uns! 


ch bitte,meine Ausführungen als unser 
Gutachten auffassen zu wollen. 


(Bravo- Rufe ) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg. Schmoll(DP): Meine Herren! Ich bedauere namens nei- 


ner Partei die Tatsache, daß die Regierungskon- Bi 
mission solange gebraucht hat, um die Aufwertungs- Ti 
vorlage auszusrbeiten. Es ist auch nicht zu ver- Hl 


stehen, daß die Regierungskommission nur eine 
Teilaufwertung vornehnen will. Die Sparer sind, 
anz besonders im Saargebiet, benachteiligt wor- 
en. Ich nabe in diesem Raume schon mehmals 
Ausführungen gemacht, daß es eine Ehrenpflicht 
der Sparkassen sei, an die Sparer wegen der Aul- 
wertung ihrer Einlagen heranzutreten auch ohne 
Zvang des Gesetzes. \an sehe z.3. hier gegenüber 
was für ein Palast errichtet wird. Dafür ist 
eld genug da. Es gibt Gemeinden, die mit ihrer 6 
Finanzwirtschaft den Unwillen der 3evölkerung d 
hervorrufen, aber nicht daran denken, daß den 
Sparem ihr Gelä wiedergegeben werden muß. Ich 
möchte die Gelegenheit Bekutzen und die Sparkas- 
sen, falls der Gesetzgeber versagen sollte ,er- 
mahnen, doch endlich an die Aufwertung der Aut- 
haben zu denken. Es ist mit Freuden festzustel- 
len, daß eine Sparkasse, wie Herr Schmelzer eben 
mitteiite, freiwillig an die Aufwertung herange- 
gangen 1st. 


f fi rer . rs \ 
‚Abg. ueiß: das hat das gekostet”, 
e 


Jedenfalls sollte man den Sparern zum mi | 
Abschlagszahlungen geben. Im Reich ist das viel- 


i 
fach geschehen, varum hisr nicht? 


las das Gesetz anbelangt, stehen wir auf 
dem Standpunkt des deutscken Gesetzes und darüber 
hinaus stimmen wir den Abänderungen, wenn Eärten 
vermieden werden und den Abweichungen, die nötig 
sind und in der besonderen Stellung des Saarge- 
bietes begründet sind, zu. Solche _Fälle sind 
vorhanden. Im Saargebiet wäre es möglich,den 
Hausbesitzer zehlungsfähiger zu machen. Dann 
würde dieser sich auch nirht sträuben, seinen 
Hypothekengläubiger die entsprechenden Gelder 
zuzuwenden. Wir wären bereit, voll aufzuwerten, 
wenn man dem Hausbesitzer seine Einnahmen und 
sein Verfügungsrecht über seinen Besitz wieder 
geben würde. Aber solange die Hausbesitzer keine 
entsprechenden Kinnahmen haben, können wir auch 
nicht zahlen. Wenn immer wieder behauptet wird, 
das liaus ist da und deshalb auch der ilert er- 
halten worden, so sage ich, einen größeren Un- 
sinn gibt es nicht. Ich verstehe den »tandpurkt 
der Kegierungskommission in der Denkschrif% 
nicht. Die Eäuser haben keinesfalls ihren alten 
nert beheiten. Die deussche Kegierunge . denkt 
darüber auch ganz anders, diese weid, daß durch 
Verninderung der ilieteinnahmen, die Häuser im 
Jerte gesunken sind. In den srundsätzen für die 
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Wertfeststellung der Häuser im Keich, geht die 
Reichsregierung davon aus, daß der wert für John- 
grundstücke bis zu 35 % des Friedenswertes gesunken 
ist und der Höchstsatz, den sie anerkennt, Ist 65 % 
.des Wertes bei liietwohngrundstücken. ilier im Daarge- 
biet haben manche leichtverkäufliche Objekte ihren 
Friedenswert vielleicht behalten, aber man kann 
nicht sagen, daß der wert der Häuser im Saargebiet 
allgemein auf dem Friedenswert geblieben ist. Wir 
haben einen Vorschlag gemacht, der sich sehen lassen 
kann. Solange das Saargebiet vom deutschen Reich ab- 
getrennt ist, könnte man den EL PO CR RROE RE IES IT 
wesentlich höhere Zinsen zahlen. Ich will annehmen, 
wir würden hier die Nieten erhöhen wie im Reich 
dann könnte man den liypothekengläubigern mindestens 
D % mehr bezahlen als im Intwurf vorgesehen ist. 


(Zuruf des Abg. Lieser: lias macht der Friedens- 
| 133 
Die Löhne werden dann auch entsprechend in die Höhe 
gehen. »ie haben ja erst in diesen Tagen wieder ein- 
mal Bescheid bekommen. Weil der Index nicht gestie- 
‚gen ist, haben Sie auch keine höheren Löhne erzielt. 
enn man 5 oder 6 Jahre bis zum Anschluß des »aarge- 
bietes an das Reich den Hypothekengläubigern 5 % 
mehr zahlen würden, dann macht das 30 % aus. Es ist 
Ban gleich ne ob ich jemand niedrige Aufwer- 
Eng und höhere Zinsen, oder höhere Aufwertung und 
niedrige Zinsen zahle. Der Effekt ist derselbe. Die 
Mieterhöhung,die wir wünschen und fordern,muß doch 
einmal kommen. Es geht nicht an, daß dieselbe Be- 
aımınz, die auf einem gleichen Gehalt-und Lohn- 
niveau steht, je nachdem der Kinzelne Glück oder 
weniger Glück hat, verschiedene lieten zahlt. Wir 
haben in alten Häusern den Friedenssatz mal Multi- 
likator, im Gegensatz dazu in Neubauten die unge- 
ähr dreifäche lMliete. Das sind Zustände, die sich 
nicht halten lassen, daß beispielsweise ein Berg- 
mann, der in einen Neubau ziehen muß, das dreifache 
bezahlt, wie einer der im alten Haus unterkonnt. 
Wir sind der Ansicht, daß men jetzt die Gelegenheit 
benutzen sollte, die listen in die Höhe zu setzen, 
um den Hypothekengläubigern mehr zuzuführen. 


Be Nun möchte ich noch über die lirkung der 
Zurücklegung des "'ermins folgendes sagen: 


Sie können sich diese ausrechnen, mit lor- 
ten ist da nichts gemacht. Wir haben die Zahlen 
von den Uffentlichen >parkassen. Die Negierungskon- 
mission hat uns angegeben, daß, wenn der deutsche 
lermin genommen wird, bei öffentlichen Kassen 6,93 
Millionen aufzuwerten sind, wenn man auf den Ir. 
1921 zurückgeht 8,5 Millionen und am 1.7. 1920 
‚10,4 Millionen. Nimmt man den deutschen Termin und 
geht davon aus, daß dann für die Sparer 5 % ihrer 

uthaben aufgewertet werden könnten 


(Zuruf des Abg.Levacher: 3 2%,es wurde gan 
„ ausgerechnet! , 
ich 
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- ich nehme sogar 5 % an--,‚dann können nie sich aus- 
. rechnen, das macht 6,75 % dıe ausgeschüttet werden 
könnten, also eine Jılferenz von a wenn man 
den 1.7.1921 annimmt. Würde man, wie Herr Levacher 
es tut, nur 3 % annehmen, dann würde es nicht ein- 
mal 1 % ausmachen. Wir sagen, wegen diesem geringen 
Unterschied weichen wir nicht vom deutschen Gesetz 
ab. Wenn man selbst auf 19% zurückgehen würde ‚dann 
würde sich die Ausschüttungssumme nur verdoppeln. 
Daher raten wir ab, den Termin weiter zurückzulegen. 


2. a 
— ie 


Nas die Kavitalaufwertung selber anbe- 
langt, so habe ich bereits ausgeführt, daß die | 
Häuser keineswegs ihren alten Wert behälten haben 
und daß man den saarländischen Hausbesitz_nicht stär- 
ker belasten kann, wie den Hausbesitz im Reiche. 

Es ist undenkhar, daß man den Hausbesitzer im »aar- 
ebiet mehr belasten kann, als den deutschen Haus- 
esitzer. 


Was den Beginn der Zinszahlung anbelangt, 
sind wir der Meinung, daß man den lermin, der in der 
Vorlage festgelegt ist, beibehalten kann, wenn die N 
Regierungskommission die entsprechende Erhöhung der |} 
Mieten sintreten läßt. Es ist unverständlich, daß 
man den Hausbesitzer ohne Mietserhöhung auch noch 
zwingen will, 1 1/2 Jahre rückwirkend Zinsen zu 
zahlen.ÜOhne lüeterhöhung sind wir nicht dafür zu 
haben. Wird dagegen eine NMieterhöhung durchgeführt, 
dann sind wir für rückwirkende Zinszahlung. 








“ir glauben hiemit einen Weg gezeigt zu 
haben, der den fypothekengläubigern erheblich mehr 
bringen wird, als es die Negierungskommission in 
ihrer Vorlage vorsieht. \ienn die Kegierungskommis- 
sion diesen og beschreiten wird, dann kann den 
Br mergnahäu igern geholfen werden, ohne daß den 

usbesitzern unerträgliche Lasten entstehen. 


ch habe namens meiner Fraktion folgendes 


GUTACHTEN 


u u u u u u nn nn u u ——— u — u 
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abzugeben: 


Die Fraktion der Deutschen Wirtschafts- 
artei des \üttelstandes verurteilt die im 
Reich und im Saargebiet betriebene !lohnungs- 
politix auf das schärfste. Durch diese wurde 

im Reich eine höhere Aufwertung der Hypo- 
thexen als 25 % unmöglich gemacht, .Dor 
wurden die Kinnahmen aus dem Hausbesitz, 

die zur Verzirsung der Hypotheken unungäng- 
lich notwendig sind, zum größten Teil vom 
Dtaate dort. Auf diese leise wurden 
der Hausbesitzer und der HAypothekengläubiger 
um die ihm zustehenden Kinnaähmen gebracht. 


Die 
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Die \lohnungspolitik im »aargebiet hat 
auf anderem liege nämlich durch Niedrighaltung 
der Mieten und damit der Löhne dasselbe Ziel 
erreicht. : 

Während sich jedoch im KHeiche der eigene 
Staat an dem Vermögen der Jausbesitzer und der 
ee anbi ge! bereichert, sind im »aar- 
gebiet ein ausländischer »taat und das private 
inländische und ausländische Großkapital die 
lauptnutznießer dieser verfehlten Bohnerures 
wirtschaft. 

Der ssarläncische und der deutsche Haus- 
besitz würden gern den Hypothekengläubigern 
mehr Zinsen und Kapital zählen bezw. gezahlt 
haben, wenn diese Zustände grundlegend andere 
wären. 

‚ir verlangen deshalb von der Regierungs- 
kommission vor ällem die Zubilligung höherer 
Einnahmen aus dem Hausbesitz. Nur auf diese 
Weise könnte im Saargebiet durch Zahlung höhe- 
rer Zinsen an die Iivpothekengläubiger eine 
höhere Aufwertung stattfinden als im Reich. 

Die Kapitalaufwertung_ dagegen kann sich 
nur nach der Aufwertung im Reich richten. Bis 
zur nückzahlung des Napitals im Jahre 1933 
dauert es höchstens noch zwei Jahre bis zur 
EUER DJ gung mit dem Reich. Alsdann werden wir 
dieselben Verhältnisse wie dort haben. &s 
verbietet sich deshalb ganz von selbst, dem 
saarländischen Hausbesitz höhere Kapitalbe- 
lastung aufzulegen, als dem übrigen deutschen 
Hhausbesitz. | Ente | 

Wan gebe dem Hausbesitz im Keich wie 
im Daargebie ; die ihm zustehenden Einnahmen 
und Rechte, alsdann kann auch der Hypotheken- 
gläubiger zu entsprechenden KNechten und Ein- 
nahmen kommen. Hausbesitzer und Eypotheken- 
gläubiger haben das gleiche Interesse. »ie 
sind die Opfer der heutigen bohnungszwangs- 
wirtschaft. 

“ir nehmen den Kegierungsentwurf an, 
beantragen aber dem 3 27 folgende Fassung zu 
. geben: 


, " Die Verzinsung bezw. höhere Ver- 
zinsung beginnt mit dem üonat, in dem 
die Negierungskommission eine entsprechen- 
de Erhöhung der llieten vorgenommen hat. 
Ist die llietserhöhung derart, daß die 
Zinszahlung rückwirkend bis zum 1.1.1927 
tragbar erscheint, so ist die Abteilung 
für Justiz und Aultus berechtigt, den 
Beeinn der Zinszahlung auf den 1.1.1927 
festzusetzen. Die Verzinsung beträgt im 
ersten Jahre 3 %, ım zweiten Jahre 4 % 
und vom dritten Jahre ab 5 %. 

Die Regierungskannission,Abtel- 
lung Justiz und Kultus Ast berechtigt, 
diesen Zinsfuß in demselben Verhältnis 


zu erhöhen, in dem die jeweilige Miete 
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Wiete zu der Niete bei Beginn der Zinszah- 
lung bezw. erhöhten Zinszahlung steht. 


Neben.der Aufwertung der Hypotheken verlangen wir 


gleichzeitig auch die Aufwertung, wie sie im übrigen | 
ın dem deutschen Aufwertungsgesetz festgelegt ist. 





ya Dyasıyd 2. Zuy5 Ba ara ae 





2a PwZ 


Abs. Backes! u 





“. yon 


f = z \ > 
E de TE a Ati 
nY 4- ‚v BANN SE 
\ Es ae Y 5) rt ir Be! N 
* ’ x IF AT IRRE v. 
De: Mr N Er £ 
D 


u BT. N v 
N . DR EI# 
r4N . D an n . 
o- ‚m - ’y a Id Pe Be x un y 
4 n- „. BEN PLZ vr A et AN, "Ik DR u; 3 2 
Re N EM BB ch ie Ne iR ieh 
a el ee er SR. 
I H ö A # Wr) Br N i 
23 = A en ae Ana 5 ee, 


WIryL 





- 1ER - 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abe. Backes (Chrl.S.P.): Meine Herren! Diese Aufwertung 
der Hypotheken und »parguthaben ist für die 
Christlich-Soziale Partei eine Gewissenssache. 
Da wird mit sroßen Zahlen gerechnet; Interes- 
senten haben sich gemeldet. liir haben die ver- 
schiedenen Gutachten durchgelesen und gesehen, 
daß es ziemlich Interessentensachen sind. 

| ulr haben gesehen bei dem Gutachten 
der Handelskammer,daß dieser Ausschuß schreibt: 
das ist nicht tragbar . Das ist für meine Partei 
das alte llärchen, was jeder Arbeiter weiß,was 
er halbwegs Parlamentarier weiß. Wer in einer 
ohnbevregung gestanden hat, wird immer wieder 
hören von den Großindustriellen, von den Geschäfts- ° 
leuten, oder von denen, die die steuer zahlen | 
sollen: das ist nicht tragbar. | 
 _ Nenn man sagt, die 40 %, die vorgeschla- 
gen sind und für welche meine Fartei auch ist, 
wären. nicht tragbar, so erinnere ich daran,daß 
es sehr wohl möglich ist, wenn die Sache richtig 
erfaßt wird. Ich erinnere Sie an den Antrag,der 
von meiner Partei vorgelegt wurde, in dem zum 
Ausdruck gebracht wird, daß die Kriegs-und Infla- 
tionsgewinne erfaßt und besteuert werden sollen. 
Ich will nackher noch darauf zurückkommen. Üenn 
das so gemacht wird, wie es in unserem Äntrage 
vorgesehen ist, dann ist es schr woäl möglich. 
Ich bin sogar der Ansicht, daß man noch über 
40 % hinausgehen kann. Man muß doch einnal wie- 
der dafür sorgen, daß das Volk wieder Treu und 
Glauben zu der Öffentlichkeit, zum Staat und zu 
der Presse bekommt. Auch die Presse hat seiner- 
zeit das Volk aufgefordert, bis in die kleinste 
Fachpresse hinein, Kriegsanleihe zu zeichnen. 
Auch von anderen Stellen ist das Volk aufgefor- 
dert worden, und nachher hat man die Leute im 
Stich gelassen. Kein Mensch hat sich erhoben. 
Ich mache diesen Leuten an sich keinen Vorwurf. 
Ich selbst habe es getan, weil man im guten 
Glauben gehandelt hat, dic Leute bekommen ihr 
Geld wieder zurück;-yeil man, wo alle Anfor- 
derungen an den Staat gestellt wurden, sich 
sagte , nun gut, das muß eben gemacht werden, 
die Kriegsanleihe muß gezeichnet werden und 
dergleichen. Ich verurteile niemanden darüber, 
aber ich muß verurteilen, daß es später die 
Presse unterlassen hat, für das Wohl und lehe 
dieser Kreise einzutreten. Nachher bei der Aul- 
ee hat sich niemand um die Leute gekümmert, 
jeder hat gesagt: eine höhere Aufwertung als die 
ım Gesetz vorgesehene ist für die ülrtschaft un- 


triobar. Nan versteift sich dabei auf eine liehr- 
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heit des deutschen Reichstags, wovon heute noch 4 
manche Leute nicht abgehen wollen: es ıst nicht 1 
durchführbar, es ist nicht tragbar. Während 

alles andere tragbar ist, soll das nicht 

tragbar 
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tragbar sein. | | x | 
er Die Inflation war meiner Überzeugung 
nach nichts anderes als ein großes Börsenmanörver. 


( Luchen ) 


Die Inflationsgeschädigten waren die Leidtraägenden. 
Wir sind schon so oft über den löffel barbiert ' 
worden, daß wir dieses !!ort von der Nichttragbar- f 
keit nıcht mehr glauben. Wir haben uns in den 
Kommissionsberatungen mit dieser Vorlage eingehend 
befaßt. 

Ich fasse mich kurz. Wir müssen mit die- 
sem Aufwertungsgesetz dafür sorgen, daß die  Leu- 
te wenigstens zu einem leil zu ihrem Nechte kommen. 
Auch die Handelskammer sagt: der Stichtag,wie er 
vorgesehen ist, nämlich der 15.Juni 1922 ‚müsse 
beibehalten werden, sonst sei die suche nicht 
trsgbar, die wirtschaft würde geschädigt und der- 

leichen mehr. Nun muß ich dus Gegenteil saugen. 
Möse Dache kann die Sparer, wenn einigermaßen 
aufgewertet wird, dazu bringen, daß sie wieder 
Vertrauen zu den »parkassen bekommen. Es ist heute 
unter der Arbeiterschuaft nicht viel zu sparen. 
Aber es gibt doch eine gunze Ilenge anderer Leute, 
die noch sparen können. Ich erinnere da nur a 
die Lehrer. Solche Leute haben ihr Geld auch ver- 
loren. Es wären heute die bessersituierten Stände, 
die ihr Geld &uf die Kasse zu tragen hätten. \jenn ; 
wir uns vergegenwärtigen, daß, seitdem die Sparkas- 
| sen kein Geld mehr hatten, seitdem der Bergmann 
kein Geld mehr hatte, um es auf die Sparkasse zu 1 
tragen, die Leuve wucherzinsen bezahlen müssen, | 
wenn sie Geld geliehen haben wollen. Ich möchte j 
sagen, gerade diesen Frozentsatz darf ich nicht | 
»ls Wucherzinsen bezeichnen, sonst könnte _es mir i 
passieren, daß es mir geht, me es einem Professor 
egangen ist, der, als er I2 und 15 % Zinsen als 
„ucherzinsen bezeichnet hatte, keine Vorlesungen 
mehr halten durfte. Sie sehen, daß das Volk den 
ÖOparsinn wieder zurückbekommt, wenn es sieht,daß N 
es nicht betrogen wird. Dunn würde es sich rıiel- N 
leicht wieder ermöglichen lassen, daß in einem } 
Bezirk, in einer Gemeinde, die Urtssparkassen 
wieder Geld hätten für Beudarlehen. Wir müssen 
bedenken, wenn wir den Sparsinn nicht gehabt | 
hätten, ın welcher jiohnungesnot wir heute wären. ' 
Noch in den letzten 10, 15 Jahren vor dem Kriege | 
ist durch dieses spargeld difür gesorgt worden, 
daß viele Bauten finanziert werden konnten. ir 
haben auch gesehen, daß die großen Banken Geld 
haben und zwar in Hülle und Fülle, zu einem hohen 
. Zinssatz &ber nur nicht zu eirem niedrigen Zins- 
satz. Ich muß nochmals betonen, d&ß die Inflation 
ein großes Börsenmänöver war, ın Verbind mit 
dem staat. Der Staat wollte seine Kriegsanleihen | 
los werden. \lienn wir darüber nachdenken, wie sogar | 
Verpflichtungen bei Nündelgeldern bestanden haben, 


© 
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die besugten, daß dieses Geld nur auf einer mün- ’ 
delsicheren Spurkusse angelegt werden durf, und 
es dem iündeigeld nicht unders gegungen ist wie 
dem übrigen gespurten Geld, muß men dus Vertr.uen - 
verlieren. Die Zeitungen haben damals geschrieben { 
in großem Fettdruck: kein luensch wird es wagen, 
die Kriegsanleihe anzutasten! Die haben es nicht Ä 
allein gewagt, sondern die haben es so gemacht. i 
Fertig ! 


( Tachen ) 9 


Also, meine Herren, so ist die Geschichte mit der 
Inflation, wenn wir uns vom christlichen Stand- 
unkt, nicht nur vom moralischen, auch vom christ- 
ichen Standpunkt ins Gedächtnis rufen, daß wir 
dazu da sind, für die Armsten der Armen_zu sorgen. 
Und hier möchte ich ganz besonders der HOBLS TIER" 
kommission zurufen, daß sie sich den Grundsatz 
zu eigen macht, den auch Papst Leo XIII. in sei- 
| | ner Enzyklika rerum novarum festgelegt hat,daß N: 
| der staat verpflichtet ist, den Armen zu helfen, 
| die Reichen könnten sich schon selber helfen. 
Wenn wir das alles beherzigen, wenn die Leute, 
wie ich heute Ber habe, auch von der rechten 
Seite, sc für die Aufwertung schwärmen und in 
ihren Kreisen die Sache befolgen, so würde es 
nicht schwer sein, auch diese nötigen Wittel 
zusammenzubringen. !iir müssen bedenken, daß 
manche Familieneinheit durch diese Inflation 
zertrümmert worden 1st, und man muß sagen, es 
war ein teuflicher Zustand gewesen diese Infla- 
tion, kein guter Geist. wanche Familie hat ihr 
us veräußert, ein Kind hat das Haus bekommen, 
die Kinder haben sich vereinbart. Bis das Haus 
im Grundbuch fortgeschrieben war, und bis die 
anderen Kinder ihr Geld bekommen sollten, dann 
war es nichts mehr. Bei. vielen Familien war die { 
Ba, daß sich manche SLnaer ‚Bonset haben: Ich ' 
e i@ | 
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habe keinen Vater mehr! \ias eigentlich zu verur- 
teilen ist. Wir senen also, wie diese Geschichte 
sich ausgewirkt hat. Deshalb ist es unsere Filicht, 
heute dafür einzutreten, daß das Volk wieder 
zu Treu und Glauben kommt. Das muß von oben _ 
herunter geschehen. Das ist die Pflicht der He- 
BE, afür einzutreten, daß das Volk wieder 
ertrauen bekommt. 


an prz 


 Meiter will ich auf die Geschichte nicht 
mehr eingehen. ‚ir haben in den Kommissionsbera- 
tungen den Entwurf_so abgeändert, daß wir durch- 
weg die deutschen Paragraphen übernehmen. Es bleibt 
noch festzustellen das Datum. Grundsätzlich war 
ich der Meinung, das Datum auf den l.April 1920 


zu setzen. Auf 1921 bin ich auch einverstanden, 
damit wir eine einheitliche Basis bekommen. In 
Bezug_der Staffelung, die vorgeschlagen ist von 
sozialdemokratischer seite, bin ich änderer An- 
sicht. Ich möchte von meiner Partei aus eine 
andere 
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andere »taffelung vorschlagen, die heißt: 


bis 10 000.-M 40 %, 
von 10 bis15 000.-" 20 7%, 
von 15 bis20 000.-" 10 %, 
und darüber D %. 


Ich bin dafür, daß die kleinen Sparer höher auf- 
gewertet bekommen. | 

| ann wundere ich mich, daß mein Antrag, 
den ich in der Kommissionssitzung ankündigte 

und der bereits ein Bergen 1st, noch nicht ver- 
teilt ist. Tarschi odene erren müssen ihn haben. 


BIN TEA. 


—— {oo 
-- 
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, “Der Landesrat wolle beschließen, die Re- 
nl esi on wird ersucht, dem landesrat 
alsbald eine Verordnung zur Begutachtung vorzule- 

en, wodurch bestimmt wird, daß die Kriegs=und 

nflationsgewinne erheblich besteuert werden. 
Der Trtrag dieser Steuer ist dem Aufwertungs- 
stock zuzuführen. 


ne 


Durch den Krieg haben Tausende Familien 
ihren Ernährer und Tausende ihre Gesundheit ver- 
oren. Durch die Inflation haben Tausende ihre 

Spargelder verloren, während auf der anderen 
Seite mancher Spekulant und Geschäftsmann sich 


ig, iu Leit große Gewinne mühelos verschafft 
at. 


‚Ich bitte Sie, meine Herren, diesem Antrag 
zuzustimmen, und ich bitte die NORLOrUnG, in die- 
sem Sinne auch diese Verordnung durchzuführen. 
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Vorsitzender: weine herren! Dauit schließt äie Aussprache | 
über Jie Aufwertung von typotheken usw.,zu deren | 
Abschluß ich nachträglich den lierrn Abgeordneten 
Schmelzer zur Ordnung rufen muß wegen Seiner (ha- 
ee Le SE der nichtdeutschen Saarregierungs- 
konmissisnswitglieder als anmaßende Freuwdlinge. 


Die Jebatte hat ergeben,duf jede Fartei für 


ihr eigenes Gutachten stimmt. Widerspruch erhebt ‚ 
sich nicht. Damit ist die Vorlage Terabschiedet. ” 


ss steht noch der antrag des Herrn Backes aus, 
der noch nicht vorliegt. «ir können Jen Äntrag bei 
£rledigung der anderen Anträge nachholen. 
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Vorsitzender: !\ir kommen zu den Punkten 2 und 3 der lages- 


ordnung, die zusammen behandelt werden. Die Punkte 
lauten: 


2) Änderung des Vierten Buches der Reichs- 
versicherungsordnung; 


3) Änderung des Versicherungsgesetzes 
für Ängestellte. 


Ich erteile hierzu dem Berichterstatter, Herrn 
Abgeordneten Hoffmann das ort! 


Abg. Hoffmann (SP): Weine Herren! Sie wissen, daß uns die 


Vorlagen erst am vergangenen Donnerstag zugegangen 
sind. Wir hatten in der Kommission des Landesrates 
uns mit den Vorlagen befaßt und glaubten, die Vor- 
lagen beschleunigt zu beraten, damit die Sozial- 
rentner alsbald in den Genuß der erhöhten Leistungen 
gelungen. 

Die Kommission hat sich dann um vergange- 
nen Freitag in der ersten Lesung mit der Vorlage 
befaßt und hat die BAR TE ORCHE jetzt am vergange- 
nen Montag Pater: Es ging sehr schnell; uuigrund 
dessen liest auch kein schriftlicher Bericht vor, 
weil das Büro des Lundesrutes kzum die Arbeit über- 
wältigen konnte. Wir glaubten die »uche des- 
halb beschleunigen zu sollen, dimit die Hegierung 
den Erlaß der Verordnung etwas mehr BErehLeunigs, 
wie das bis jetzt geschehen ist, und die Verord- 
nung spätestens am l.»eptember in Kraft gesetzt 
werden Kann. \ 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die 
beiden Vorlagen eine Folge der sogenannten Heidel- 
berger Abrede sind, die durch Vereinbarung zwischen 
der Regierungskommission des Saargebietes und der 
Reichsregierung nach langjährigen Verhandlungen 
zustande gekommen ist. Diese Abrede sieht vor 
daß die »aargesetze den Reichsgesetzen angepaßt 
werden, besonders die Gesetze, die in der Abrede 
behandelt sind. Eine Rechtsangleichung soll ge- 
schehen. Das besagt ausdrücklich der 3 12; und auf 
Grund dessen ist der Ausbau der Saargese ize not- 
wendig gewesen. Auf den Inhalt der Heidelberger 
Abrede als Berichterstatter einzugehen, halte ich 
Archt Tür REUWERÖLE. Denn wir haben uns ja als 
Landesrat mit der Heidelberger Abrede nicht zu 
befassen. Das wird den einzelnen Parteien über- 
lassen bleiben müssen. ich möchte nur darauf hin- 
weisen, daß die Vorlage zur Invalidenversicherung 
sowie ee kenrersächerung eine Angleichung 
an die Reichsbestimmungen mit sich bringt, soweit 


die materielle Frage behandelt werden soll, jedoch 
nur in den Ilaße, daß die Saaurbeträge gegenüber 

den Heichsmarkbeträgen nal 5 zum Ausdruck gebracht 
sind. Die Kommission hat beantragt, daß die Beträge 
mal 6 zum Ausdruck zu bringen sind. Ich kann 
darauf hinweisen, daß zu diesen !ragen in der 


Kommission 
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ramaalon einstimmige Beschlüsse gefaßt worden 
Sınd. ae 
Der Entwurf über die 


Inyalidenversicherung_ 
sieht dann vor, daß anstelle der Jahresarbeits- 


verdienste von früher jetzt der Wochenlohn die 
Grundlage zur lohnklassenfestsetzung bildet. Die 


Witwenrente wird dann entsprechend dem Reichsgesetz 


beim 65. Lebensjahr gewährt, auch wenn die Voraus- 
setzungen der Invalidität nicht erfüllt sind. Es 
ist eine Neuregelung, die in dem jetzigen Hecht 
nicht besteht. Ferner erhalten die Witwen, die 
nach dem jetzigen »aarrecht einen Anspruch auf 

die Witwenrente nicht haben, auch den Anspruch, 
wenn die Voraussetzungen zur Gewährung der _Inva- 
lidenrente am l.Januar 1924 noch besteht. Es gibt 


nämlich Witwen, die keinen Anspruch auf Witwenrente 


haben, weil ihr Ehemann vielleicht bereits vor dem 
l.Januar 1912 verstorben war. Aber sie hätten auch 
keinen Anspruch nach dem jetzigen Recht, wenn der 
Mann noch lebte, aber nach dem l.Januar 1912 schon 
dauernd Invalide nach dem Gesetz war und auch ge- 
blieben ist. Diese hitwen erhalten heute den An- 
spruch, wenn der Ehemann am 1l.Januar 1924 noch ge- 
lebt hat. Das entspricht dem Reichsgesetz. Arti- 
kel 71 des ee der K.V.O. ist in 
der lieise geändert. Die Waisenrente wird nach dem 
Entwurf berechnet wie im Reich. Es gibt da 5/10 
des Grundbetrages und der »teigerungssätze der 
Invalidenrente gegenüber den 2/10 der Inraliden- 
rente jetzt. Da erhöht sich dieser. Betrag um 3/10. 
Bei der liitwenrente verschiebt sich auch die Be- 
Aechanne in der Weise, daß es jetzt 6/10 des 
Grundbetrages und der »teigerungssätze gibt gegen- 
über früher 4/10. Dann wird die ilaisenrente ge- 
wägrt wie im Reich. Also bis zum 15. Lebensjahr, - 
ist das Kind in Serufsausbildung, solange wie die 
Berufsausbildung besteht-, höchstens bis zum 
21l.Lebensjahre. Ist das Kind ee ar 
lange wie die Arbeitsunfähigkeit besteht. Diese 
Voraussetzung ist bei der Gewährung der laisen- 
rente gegeben, desgleichen bei der Gewährung des 
Kinderzuschlags. zur Invalidenrente. Nach unserem 
jetzigen Recht hörten die Leistungen auf,sobald 
as 15.Lebensjahr erreicht war. Also auch da 
Be Sneleichüng an die Reichsbestimmungen. In 
der Anwartschaft ist neu, daß die Anwartschaft 
nicht verloren geht, wenn der in Frage kommende 
Versicherte 1/5 erwerbsbeschränkt wegen Unfall 
oder wegen Kriegsdienst ist. Diese Struktur ent- 
spricht auch den reichsgesetzlichen Sestimmungen, 
dıe Erhöhung der Steigerungssätze ist vorgenommen 
mal 5. Leider ist der Staatszuschuß und Grundbe- 
trag in dem Entwurf garnicht behandelt. . 
Le 
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die Früheren Beträge, wie sie seit dem l.August 


1926 gewährt werden, bestehen lassen. Sie entsprechen 


dem Betrag, der im Neich gewährt wird, mal 5. Die 
Kommission hat Anträge gestellt, daß höhere Be- 
träge gewährt werden, und zwar dementsprechend 
mal 6, wie es im Heichsgesetz enthalten ist. 

Das Kindergelc oder der Kinderzuschuß ist erhöht 
von jährlich 450 Franken auf 600 Franken. Diese 
Erhöfun entspricht auch nicht dem Umrechnungs- 
faktor 6. Die Kommission hat demgemäß Anträge 
gestellt. 


Ich möchte dann darauf hinweisen, daß 
die Ruhensvorschri?ten,die in dem Saargesetz gar- 
nicht enthalten waren, auch angeführt sind. »ie 
entsprechen den Heichsbestimmungen. 


Bei der ehe Aldand ing ist 
dieselbe Durchführung getroffen worden wie bei der 
Invalidenversicherung. Die Angleichung an die 
Reichsbestimmungen ist auch hier durskeaführt, 
Die jetzige leuerungszahl ist in einen Grundbe- 
trag umgeändert worden. lan hat sie aber nicht 
erhöht, weil sie bereits dem Keichsmarkbetrag mal 
5 entspricht. Die liitwenrente wurde berechnet 
wie drüben, nur die Wäaisenrente erhält eine Ab- 
änderung, weil jetzt nur 2/10 des Ruhegeldes des 
Invaliden als waisengeld angenommen worden sind. 
Für die Zukunft Br es jedoch 5/10. Das ent- 
spricht dem KHeichssatz. Die jiitwe hatte bereits 
denselben Satz erhalten. Die Waisenrente wird je- 
doch gewährt bis _ zum a abata naar ‚obwohl sle 
jetzt die gesetzliche Voraussetzung hatte bis 
zum 18.Lebensjahr. Der Entwurf erenk sich dem 
Reichsgesetz an, es tritt eine kleine Verschlech- 
BuamE ein, die aber wieder zum leil u 
wird dadurch, daß auch die iaisengelder bezahlt 
werden bei Nerufs:usbildung bis zum 21. Lebensjahr, 
bei Arbeitsunfähigkeit,solange die Arbeitsunfähig- 
besteht. Diese Verbesserung wird wahrscheinlich 
die kleine Verschlechterung aber ausgleichen. 
‚Ich habe bereits darauf hingewiesen, 
daß die Kommission die Wurkbeträge wie sie im 
en Fe enthalten sind, im allgemeinen mal 6 
multipliziert, beantragt hat. Ich versage mir 
auf die Paragraphen hinzuweisen, - die ganzen Ab- 
änderungsanträge sind in den Protokollen enthalten, 
die ja den Herren bereits zugegangen sind, .Soweit 
die zweite. Lesung in u kommt, wird dieses 
Brotokoll noch zugeleitet werden. Also über die 
Höhe der Sätze glaube ich hinweggehen zu können. 
BRRR Ich möchte dann darauf hinweisen, daß 
ih 3 Abänderungen beschlossen worden sind, die 
den Verhältnissen entsprechen, wie es im Heichs- 
| Raute ist. Bei $$ 18, 14 der R.V.O. ist der 
lortlaut des Heichspuaraugraphen beantragt worden, 
der ungeföhr dem früheren liortlaut EDRBUENDNL 
er 
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Der Entwurf weicht etwas davon ab,inhaltlich ist 
aber keire wesentliche reis Prien Dann | 
sınd einige Druckfehler berichtigt worden, und einige N 
Wörter, die nicht gerade dem Keichstext entsprechen, ı 
wurden ergänzt. | N 
der Artikel 4 der Vorlage,welcher vorsieht, ı 
daß der heichskoumissar mit Zustinmung der Kegie- 
rungskommission die in der Verordnurg enthaltenen 
Geldbeträge abändern kann,hat die Kommission einstin- | 
mig gestrichen. Die Kommission glaubt, die Streichung k 
besonders deshalb vornehmen zu sollen, weil ja die 
Kegierungskommission schon zustimmen muß,und wenn die 
Regierungskomnission selber ein Gesetz erläßt ‚dann 
xann man ja auch den Landesrat hören oder vielleicht 
besser seine Zustimmung einziehen, danit die Sachlage 
auf breitere Grundlage gelegt wird und dewit der | 
Landesrat auch zu diesen Fragen Stellung nehmen kann. 
bas wurde einstimmig beschlossen. Damn wurde bean- 
tragt, daß in Artikel 5 im vorletzten Absatz Seite 36 4 
der Vorlage der letzte Satz gestrichen vird. ı 
Die Kommission glaubte, daß das eine »elbst- 
verständlichkeit ist, da ja der itegierungskomunissar 
immer die Verantrortung hat. Die in seinem Auftrag 
ergehenden Entscheidungen werden aber letzten Endes 
bearbeitet von der zuständigen Abteilung. in diesem 
Sinne hat die Kommission auch die „rrte in Artikel 10 
gestrichen „Abtl. für Sozialversicherung'‘. Da ist ge- 
setzt worden: „Der ae ehr en tpanegr für DVozialver- 
sicherung". Er ist als zuständiger Minister angezogen. 
Da er die Verantwortung hat, hat die Kommission diese 
ge beschlossen. Inhaltlich tritt diese Strei- | 
chung auch bei der Angestelltenvorlage ein,sndaß ich \ 
mir versagen kann, zu dieser »achlage in der Ange- | 
. stelltenvorlage etwas zu sagen. Ich möchte dann darauf | 
ni auch in der Ängestelltenvorlage vie | 
bereits erwähnt, auch die enthaltenen Geldbeträge nal 
6 übernommen wvrorden Sind, und wo im telchsgesetz der fi 
ln 
| 
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Keichsarbeitsminister allein die Entscheidung zu 
treffen hät, haben wir vorgeschlagen,daß dasselbe an 
der »sar von dem zuständigen saarländischen „üitglied 
geschieht. also da ist immer die Zustianung der he- 
BHO S210n gestrichen worden,der einheitlichen 
oraussetzung der Gesetzgebung entsprechend. Das Ange- 
stellten-Versicherungsgesetz entspricht Leider in sel- 
nem ganzen Faraugrapheninhalt nicht dem Keichsgesetz. 
Wan Kar wohl die Paragraphen, die die Leistungen, 
Kuhegelder usw.angehen,den DEIE MTSRSSFSD Pen angepaßt, 
aber sonst ist der Aufbau nicht ganz durchgeführt, so- 
daß die einheitliche En kuesunsr chung immer noch 


ZN ProZ 


nicht in Erscheinung trit:. Die Kommission hat den 
Wunsch zum Ausdruck gebracht, daß die Vorlage sobald 
wle möglich in Kraft gesetzt werden möge. Sie hat 
weiter beschlossen oder weiter den Antrag der hegie- 
runeskommission unterbreitet, daß die Verfahrens- 
vorschriften der Saurgesetze den Jestinuungen 








Fr 


Bestimmungen im Reich angepaßt werden sollen. Zu 

9 378 des Angestellten-Versicherungsgesetzes hat 

sie eine neue Ziifer 3 eingelegt, wonach der Jah- 
resarbeitsverdienst am 1.September 1928 . 36000.-Frs. 
geeas- Die hat weiter im 3 398 der Vorlage die 
Zahl 28 in 30 BOESSERREN Diese Umänderung ent-. 
spricht dem Reichstext. Sonst hätte ich als Bericht- 
erstatter zu dem Innalt der Vorlage nichts zu 

sagen. Ich möchte nur noch darauf hinweisen, daß 

die Kommission es freudig begrüßt hat, daß die 
Regierungskommission die Vorlage mit Zustimmung 

des Landesrates erlassen “ill. Die Einleitun 

zu _ den Vorlagen sieht nämlich vor, daß der end- 
gültige Erlaß nach Anhören der Versicherungs- 
vertreter und mit ‚Zustimmung des Landesrates" 


erfolgt. 
( Zurufe: Bravo!) 


Sie hat es begrüßt, daß die Regierungskommission 
diesen lieg beschreitet und sie hat dann gleichzei- 
tig die Erwartung ausgedrückt, daß aber auch die 

vom Landesrat beschlossenen Abänderungen somit in 
das Gesetz verankert werden müssen. wenn das ge- 
schieht, dann begrüßt die Kommission des Landesrates 
diese Einleitung, die sie voll und ganz unterstützt. 
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di Dame 


Vorsitzender: Das llort hat Herr Abgeordneter Gärtner! 


nen Se 
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Abg. Gärtner (2): Meine Herren! Wir haben Grund zur Annahme 
daß ein altes get wahr werden wird, das heißt: 


"Vas ‚aues währt, wird endlich gut!" Vir hoffen be- 
stimmt, daß die Vorlagen, die demnächst Gesetz wer- 
den, etwas Gutes bringen. Aufgrund des Kommissions- 
berichtes kann ich nelne Ausführungen kürzer Tas- 
sen, da in der kommission Einstimmigkeit geherrscht 
hat, die bei vielen anderen Vorlagen wünschenswert 
wäre. 


Meine Herren! Eine der wichtigsten Fragen, 


die den Staatsmann,den Wirtschaftsführer und den 
Volksvertreter beschäftigen, ist die Frage der 
Sozialpolitik. Von Seiten des Unternehmertuns 
(Anwesende ausgeschlossen) wird gegen die bestehen- 
de Sozialversicherung Sturm gelaufen, und erst 
recht der weitere Ausbau scharf bekämpft. Gerade 

in der letzten Zeit wurde in Wort und Schrift _ 

zu beweisen versucht ,daß die Leistungen der »ozial- 
Be anerune eine untragbare Belastung für die 
Wirtschaft darstelle. 


Die Versicherten bezeichnen es als eine 


unabweisbare Pflicht des Staates und der \ürtschaft, 


den Arbeitnemmer für die Tage der Krankheit ‚des 
Alters sowie der Arbeitslosigkeit vor Not sıch 

und seine familie zu schützen. Erfreulicherweise 
vertreten diese Auffassung auch noch weite Kreise 
unseres Volkes, die persönlich nicht auf die 
Leistungen der Sozialversicherung angewiesen sind. 
Wenn es auch noch ein weiter lieg ist, bis diese 
bessere Erkenntnis Allgemeingut des deutschen Vol- 
kes,speziell der Wirtschaftslührer sein wird, so 
darf uns das nicht hindern, die weitere Ausgestal- 
tung der Sozialversicherung mit aller Kraft zu be- 
treiben und zu fordern. Die Auffassung, daß die 
Gelder, die für die Zwecke der Sozialversicherung 
aufzuwenden sind, sich auch wirtschaftlich rentie- 
ren, gewinnt immer mehr an Boden. 


Wir vom Zentrum vertreten den »tand- 

punkt, daß die weitergehende Erfüllung sozial- 

olitischer Aufgaben sittliche Pflicht des »taa- 

es, der ‚lirtschaft, und des Gesamtvolkes ıst. 
Daß gerade aus der bentrunspurtei hervorgegangene 
Persönlichkeiten in großer Zahl an der weiteren 
Entrricklung der Sozialgesetze mit großem Geschick 
und Erfolg beteiligt gewesen sind, erfüllt uns 
mit Freude und Genugtuung. Die liirksankeit des 
Reichsarbeitsministeriums unter der Führung 
eines Dr. Brauns und seines verdienten lütarbei- 
ters, Ministerialrat Dr. Grieser, ist auch im 
Daargebiet fühlbar geworden, wo die Abtrennung 
von der deutschen vers. oliagune die »ozial- 
rentner über alle NMaßen geschädigt hat. In der 
Presse des Ser sowie insbesondere auch 
in den gewerkschaftlichen Fachorganen ist darüber 
wiederholt und eingehend berichtet worden. Die 
einfachste 
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einfachste Anstandspflicht gebietet es, uns auch j 
an dieser Stelle den Geverkschaftsführern zu dan- } 
ken. Dafür, daß sie ihren Einfluß bei den zustän- | 
digen Stellen stets FEERRA SER der Arbeitsinvaliden 
eltend zu machen verstunden und kein Opfer scheu- 
en, um die Not in den Reihen der sozialrentner 
aller Art zu mildern. Den Landesrut des »aarge- 
bietes hat in den vergangenen Jahren eine Reihe 
von Vorlagen sozialpolitischer Art beschäftigt. 
Ohne Übertreibung kann jedoch gesagt werden, daß 
bis jetzt keine einzige Vorlage und nicht eine 
einzige Verordnung die Versicherten BOBzROdTEr ! 
hat. selbst die Reform vom l.August 1926 hat die 
ihr zukommende Anerkennung nicht gefunden, weil 
auch ihr eine große Anzahl grober Mängel anhalteten 
und eine Neihe ine Forderungen und 
Wünschen unberücksichtigt blieben. Erst recht wur- 
de die ne vom 16.»9eptember 1925 
scharf kritisiert. 


Aufgrund der Heidelberger Abrede sind 
zwei Vorlagen herausgekommen, und wenn die An- 
träge. die von der Sozialen Kommission gestellt 
worden sind, berücksichtigt werden, dann werden 

die Leistungen aus der Invaliden- und Ängestell- 
tenversicherung mit den von der Reichsversicherung 
gewährten Bezügen im großen und ya gleichge- 
stellt. Wir-müssen immer wieder betonen, daß wir 
in der Leistungsgestaltung der saarländischen 
Sozialversicherung dieselben Verhältnisse für 
erforderlich erachten, wle sie im übrigen Reich 
bestehen. | 


Unter dieser Voraussetzung werden sich 
einige wesentliche Verbesserungen bemerkbar | 
machen. Das Ergebnis wird davon abhängen, welcher 
Umrechnungsfaktor angewandt wird. Von den wesent- 

chsten Verbesserungen seien hier einige auf- 

eführt. Mein Herr Kollege Hoffmann hat die 

inge schon kurz gekennzeichnet. Es war ein bis- 
her sonderbarer Zustand, daß eine litwe, wenn 

sie Rente erhalten wollte, sich ärztlich unter- 
suchen lassen mußte, auch wenn sie 90 Jahre alt 
war, während im Reich Anspruch auf Witwenrente 
ohne ärztliche Untersuchung erhoben werden kann. 
Wir begrüßen Ziese Neuerung im waargebiet,daß 
die hitwenrente gewährt wird, wenn die litwe das 
65. Lebensjahr vollendet hat ohne den ärztlichen 
Nachweis der Invalidität; desgleichen ‚wonach 
der Witwe 6/10 statt 4/10 des Grundbetrages und 
der Steigerungssätze zukommt. Die weiteren Maß- 
nahmen, wonach Kinderzuschüsse und laisenrente 
über das 15.Lebensjahr hinaus gewährt wird, be- 
grüßen wir mit Freuden. Der Kinderzuschuß 
und die Waisenrente wird über das 15. Lebensjahr 
hinaus gewährt, wenn das Kind sich in Berufsaus- 1 
bildung befindet jedoch bis höchstens zum 21. N 
Lebensjahre. Wenn ein Kind infolge körperlicher ij) 
Gebrechen nicht in der Lage ist, sich selbst f 


 vepangroos 47 













FRI: 





N RE DE DONE] 


selbst zu unterhalten, so wird der Kinderzuschuß 
oder gegebenenfalls die Waisenrente solange ge- 
währt, solange der Zustand andauert, also ohne 
Einschränkung. 


Alle diese Verbesserungen treten auch in 
der Angestelltenversicherung in Erscheinung. Genau 
wie in der Invalid.nversicherung wird auch in der 
Angestelltenversicherung gefordert ‚die IB kUnES- 
sätze des Saargebietes, denen der Reichsversic e- 
rung anzupassen. Üb das nun geschieht, daß man 
den Multiplikator erhöht oder es wird eine 20 % 
ige Erhöhung vorgenommen, das wird den Versicher- 
ten gleich bleiben. ‘ir sind damit einverstanden, 
daß man sagt, eine 20 % ige Erhöhung. Diese An- 
gleichung dürfte zu keinen Schwierigkeiten Anlaß 
geben, da die Rn .chnvagsicherungsträger der »aar- 

ebietsversicherung eine große Last abnehmen. Zu 

jesem Standpunkt muß der unbefangene Beobachter 
kommen, denn die Lastenübernahme durch die Keichs- 
versic ERAR bedeutet doch in hohem Grade eine 
moralische Verpflichtung für die Versicherungs- 
trör-r des Saargebietes. Wenn in der Kommission 
vom a rertreter ausgeführt wurde,daß die- 
se Reform unter Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Saargebietes durchzuführen 
sei, so dari wohl nochmal betont werden, daß die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Versicherungs- 
träger des Neiches, nicht günstiger liegen wie 

die entsprechenden Verhältnisse im vaargebiet. 
Aufgabe der Kegierungskommission wird es sein, 
möglichst bald für eine Sicherstellung von An- 
wartschalten der im Saurgebiet wohnenden lLoth- 
an he er zu sorgen. &s gibt eine große Anzahl, 
die jahrelang zu den Versicherungsanstalten des 
Saargebietes bezw. zu der heichsrersicherungsan- 
stalt Beiträge geleistet haben. Dies trifft in der 
Invalidenversicnerung wie auch in der Angestell- 
tenversicherung zu. 


Bereits in der Kommission wurde der 
dringende Üunsch zum Ausdruck gebracht, den Er- 
laß der beiden vorliegenden Verordnungsentwürfe 
möglichst zu beschleunigen, damit die Anspruchs- 
berechtigten bald in den Genuß der erhöhten Be- 
züge kommen. Die Kommission hat weiter zum Aus- 
druck gebracht, der Regierungskommission den An- 
Vene zu unterbreiten, auch mit tunlichster Be- 
schleunigung die Yorlage betreffend die Unfall- 
versicherung fertigzustellen und sie dem Landes- 
rat zur Begutachtung vorzulegen. lit demselben 
Nachdruck wird gefordert, daß die bereits_ vor 
einem Jahre angekündigte Knappschaftsnovelle 
nun endlich auch in Angriff! genommen wird. Auch 
in der knappschaftlichen Pensionsversicherung 
ist dıe Ang eh re an die Verhältnisse der _ 
Reichskaappschaft dringend erwünscht, zweckmäßig, 


und nach unserer Ansicht auch durchführbar. | 
ei 
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Bei Beratung dieser Vorlage erscheint es unerläß- 
lieh, die u ageit dör genannten Keform zu 
betonen. Die Unfallversicherung trägt heute noch 
den Aranpel der Rückstäöndigkeit_ und es ist dringend 
zu wünschen, daß auch diese Vorlage möglichst bald 
dem Landesrat vorgelegt wird. Im vaargebiet besteht 
bekanntlich immer nocn die Drittelungsgrenze von 
9000, -- Franken für die nach dem l.Aaugust 1926 
entstandenen Unfälle, während in Heich der wirk- 
liche Lohn zur Berechnung der Kente maßgebend ist, 
soweit er den Betrag von 84UV.-ilark im Jahre nicht 
übersteigt. An diesem Beispiel kann man erkennen, 
wie weit wir im »aargebiet auf dem Gebiete der 
Beer ucherune hinter, den Bestimmungen des 
Reiches zurückgeblieben sind. Ich bitte zu beach- 
ten: Der Jahreslohn von 8400.-Wark wird von wenig 
Sterblichen erreicht, es wird nicht der Fall sein, 
daß ein Arbeiter im Reich an den Betrag von 
700.-Nark im Monat herankomnt,d.h. die Drittelungs- 
Rrsn?e ist praktisch ausgeschaltet und hat keine 
eltung mehr. 


| Weiterhin wäre uns sehr erwünscht, wenn 
die Regierungskommission sich herbeiließe, unserer 
Forderung stattzugeben in.der Unfallversicherung 

enau wle im Be itke die Kinderzulagen einzuführen. 

ine weitere Forderung unsererseits ist Erhöhung 
der Hinterbliebenenrente für die Jitwe eines. 
tödlich Verunglückten. Im Reich erhält eine Witwe, 
die 50 % erwerbsbeschränkt ist, 2/5 des wirklichen 
Jahreszerbeitsverdienstes als IHinterbliebenenrente. 


Sodann gestatte ich mir, auf ein weiteres 
Unrecht hinzuweisen, daß man den sogenannten Alt= 
Unfallrentnern aus dem »Saarbergbau,das sind solche, 
die vor dem l18.Januar 1920 verunglückten, faktisch 
zugefügt hat. Die desbezügliche Hegierungsverord- 
nung ist meiner Fraktion ebensowohl wie auch den 
christlichen Gewerkschaften unverständlich. Be- 
kanntlich hatten die beiden Bergarbeiterorganisa- 
tionen bereits im Jahre 1924 eine Klage ange-. 
strengt gegen die sektionen I und VIIl der heichs- 
knappschaftsberufsgenossenschaft, mit dem Begeh- 
ren, an die Altunfallrentner aus dem Saarbergbau 
die Kenten nach deutschen Recht zu zahlen. Die 
rechtliche Verpflichtung der Heichsknappschafts- 
berufsgenossenschaft wurde außer Zweifel gestellt 
durch mehrere Rechtsgutachten juristischer Kapa- 
zitäten über diese Frage. Beinahe volle 4 Jahre 
dauerte der Rechtsstreit. Nach Inkrafttreten der 
Heidelberger Abrede kam dieser Rechtsstreit zur 
Verhandlung vor die gemischte Kammer des BRDD" 
schafts-ÖOberrersicherungsamtes Saarbrücken. Es 
wurde ein obsiegendes Urteil erstritten. Das 
Knappschaftsversicherungsamt gab der Reichs- 
ER BnenD Secnsohert auf, an alle 
Unfällrentner von 1.Oktober 1923 ab_bis 1.Noven- 
ber 1927 den Unterschiedsbetrag an Kenten zu 
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zahlen, den diese Rentnerkategorien nach deutschem 
Recht zu wenig erhielten. Dieser Urteilsspruch löste 
in den Kreisen der Altunfallrentner Se uedl eur 
und Freude aus. Hofften doch alle auf eine beacht- 
liche Nachzahlung, Doch war diese Freude verfrüht. 
Zur unangenehmen Überraschung der Altunfallrentner 
machte die ar durch den Artikel 2 
er Tonne vom l.Juni 1928,amtsbl.Nr. 23, das 
obsiegende Urteil illusorisch. Dieser Artikel 2 
bestimmt, daß als Zeitpunkt zum Übergang der Renten 
in Sinne des 3 8 der Heidelberger Abrede der 1.0k- 
tober 1923 gilt. Diese Bestimmung schon ist sehr 
unverständlich, da die Reichs-Knappschaftsberufsge- 
nossenschaft in tatsächlicher linsicht vom 1.Oktober 
7? ab sich am Leistungsaufbringen zu beteiligen hat. 

Der erste Satz im Artikel 2 sollte wahrscheinlich 
nur den zweiten »atz schützen, der.lautet: „lit Wir- 
kung von diesem Tage ab (1.Oktober 1923) wird die 

ea na re ee von _den 
entsprechenden 0 DA frei." Die Regie- 
rungskommission hat also hier mit einem Federstrich 
ein durch Gerichtsurteil festgestelltes Recht der 
Altunfallrentner inhibiert. Gegen dieses offenbare 
Unrecht legt die Zentrumsfraktion entschieden Ver- 
wahrung ein. Wir verlangen, daß die ser Sehe skom- 
mission das den Altunfallrentnern zugeflügte Unrecht 
wieder gut macht.- Dies soll für heute nur eine 
kurze Andeutung sein, daß wir bei der in Aussicht 
gestellten lleuordnung der Unfallversicherungsgesetze 
und deren Beratung auf die Einzelheiten eingehen 
werden. | 

Ein Vergleich in der Krankenversicherung 

ergibt noch größere Unterschiede zu Ungunsten der 
Versicherten des aurgenie ben. lenn auch gesetzlich 
die Möglichkeit besteht, im »aargebiet ein Kranken- 
geld von 26.-Franken zu zahlen, so dürfte doch die 
gesetzliche Bestimmung des »aargebietes aus 
allzugroßer Rücksicht auf die Unternehmer, besonders 
den französischen u ee Im Bergbau, die Ur- 
sache zu dem weiten »pielraum in der Anwendung des 
Grundlohnes gegeben haben. Im Reich ist der wirk- 
liche Lohn Grundlohn im Sinne der Krankenversiche- 
rung, soweit er den Betrag von 10.-Franken pro 
Tag nicht übersteigt. Außerdem werden im Reich Zu- 
lagen gewährt, und zwar 10 % des Krankengeldes, 
für das Kind, jedoch im ganzen nicht nehr als 75 %. 
Somit besteht im Heich die Tatsache, daß bei einem 
Iohn von 10.-M und dem Vorhandensein von 5 Kindern, 
ein Krankengeld gewährt wird von 7.50 M pro Tag. 
Im Be Fenpuoche tsverein, dem stärksten Versiche- 
 rungsträger des waargebietes, hätte dasselbe llit- 
glied unter denselben Umständen ein Krankengeld 
von 12.50 Franken pro lag zu beanspruchen,wozu dann 


noch die Arbeitgeberzulage für 5 Kinder = 7,50 Franken 


hinzukomnt, sodaß insgesamt 20.-Franken für den 
Krankheitstag herauskommen. Gegenüber dem Kranken- 
geldsatz, der im Reich gang und gäbe ist, bei den 
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Vorhandensein von 5 Kindern, 7,50 mal 6, ergäbe sich 
ein Betrag von 45.-Franken. 


Diese Vergleiche habe ich deswegen ange- 
stellt, um die Uffentlichkeit und besonders die 
Regierungskömmission zu stärken in der Absicht und 
ihr auch zu zeigen, wie notwendig eine KHeform auf 
diesem Gebiete ist. Die u he Mehr ige 
in Aussicht gestellt ist und die vielleicht in den 
nächsten \onaten kommen wird, wird weitergehen 
müssen. Sie wird Rücksicht nehmen müssen auf viele 
oder auf eine Anzahl von privaten Pensionskassen 
im Saargebiete, denen durch die Inflation und durch 
die Kriegs-und Nachkriegszeit der Atem ausgegangen 
ist, die vollständig vor dem Nichts standen und 
jetzt wieder anfangen, mühsam aufzubauen. 


Damit hätte ich das zum Ausdruck gebracht, 
was der Kürze der Zeit und den gegebenen Verhält- 
nissen entsprechend gesagt werden mußte. Und ich 
weise darauf hin, daß wir ein besonderes Gutachten 
nicht vorlegen, sondern daß die in diesen meinen 
Ausführungen enthaltenen Grundsätze und Gedanken 
als das Gutachten meiner Fraktion zu gelten haben. 


(Bravo-Rufe des Zentruns! ) 
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Vorsitzender: Dus Wort hat Herr Abgeordneter wein! Ri 


Abg. Weil(KP): Meine Herren! Die deutsche Sozialver- E 
sicherung ist in der Zeit des vozialistengesetzes & 
entstanden,um, wie es hieü,den geweingefährlichen 4 
Bestrebungen der »ozialdemokratie - ich betone | 
Serge der damaligen Sozialdemokratie-! 
mit positiven Walnahmen entgegen zu wirken. L 
Damals wurde der Arbeiterschaft das Wort ii 
«Zuckerbrot" und tleitsche" ehe ch In der ne 
Einleitung zum ee ee See | 
heiit es, da! mit der Einführung der Kranken- ij 
versicherungspflicht die öffentliche Arnmen- E 
ne entlastet werde. Der leitende Gedanke | 

er herrschenden Klasse bei der Durchführung | 
der er era ver also: die Aussöhnung \ 
der Arbeiter mit dem Klassenstaat und zugleich E 
die Abwälzung von Einband öffentlichen 
lasten auf die Arbeiterschaft. Die heutige 
bestehende nk ee gren- | 
zenlose Zersplitterung auf. Die Krankenver- I 
Bar rung zerfällt z.B. in Urts-, Land- ,Be- 5 
triebs-, Innungs-, Ersatzkassen und die Knapp- | # 
schaft, insgesamt über 8000 Kassen. Die Invali- 
denversicherung selbst zerfällt in 31 Landesver- 
sicherungsanstalten und 6 Sonderanstalten. Die u 
Unfallversicherung besteht aus 67 gewerblichen 
und 45 landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- \ 
ten mit 497 Aufsichtsausführungsbehörden. Die | 
a eppschaft ist ebenfalls in Arbeiter-und ! 
besondere Angestelltenabteilungen gespalten. 
Die em re Sioherung wurde angeblich geschal- 
fen für die Versicherten. Die Verwaltungsorgane 
aber werden fast ausschließlich beherrscht von 
dem Unternehmertum in Verbindung mit den behörd- | 
lichen Vertretern. Gestatten »ie mir kurz einige | 
Zahlen über die Einnahmen der sozialversicherung 
und deren Leistungen,um zu gleicher Zeit die _ 
Be eerune der BES FEnEE von vor dem Kriege und 
heute festzustellen. Die gesauten Einnahmen der 
Krankenversicherung betrugen im Jahre 1913: 
582.8 lillionen üark. Im Jahre 1926 dagegen 
bereits 1.487.2 ulillionen „ark. Die gesamten 
Einnahmen der Unfallversicherung betrugen im 
Jahre 1918: 226.8 Millionen .lark, im Jahre 1926 
bereits 317.7 ilillionen Wark. Die gesamten Ein- 
. nahmen der Invalidenversicherung betrugen im 
Jahre 1913: 290 Millionen liark, im Jahre 1926 
659.6 Millionen liark. Die gesamten Einnahmen 1 
der Angestelltenversicherung betrugen im Jahre Bu 
1918: 138.1 Millionen Mark, im Jahre 1926: 0 
250.8 \üillionen Mark. Die gesamten Einnahmen der . 
m aer 1 ,öNen IRSDEBLSHRIBBSESAE betrugen I 
im Jahre 1913: 75 iMillionen’Jlark, im Jahre 1926: Di 
167.7 Millionen Mark. Ferner betrug der Neichs- 0 
zuschuß für die Familienwochenhilfe bei der Kran- . 
kenversicherung, Inyalidenversicherung und der_ 
Zuschuß aus den Zolleinnammen für die et der } 
Invalidenversicherung im Jahre 1913:58.5 Millionen 5 
Mark, im Jahre 1926: 248.1 Millionen Mark. Ins- a 
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Insgesamt wurden also aufgebracht im Jahre 1913: 
l 371.2 lüllionen Wark, im. Jahre 1926: 3 130.6 
willionen wark. Von diesen 3 130.6 willionen „ark 
Einnahmen im Jahre 1926 wurden aber tatsächlich 
nur ausgegeben an die Versicherten usw. rund. 
1 988 WEllionen WMark. Im Jahre 1913 erhielt im 
Durchschnitt ein Versicherter 97 \lark, im Jahre 
1926 dagegen 146 ilark. Das ig re. einer »tei- 
Gr EWne von ungefähr 5UV %. Aber bei einer Verteilung 
es Gesamtaufkommens der Beiträge auf Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber ergibt sich folgendes Bild: Der An- 
teil der Steigerung der Beiträge der Arbeiter- 
schaft ist um 46.4 % höher gestiegen, als der der 
Unternehmer. Dazu mögen folgende Zahlen dienen: 
Die Versicherten brachten auf: 
im Jahre 1913 692.25 Millionen lark 
an 0 1 1 r 
Das ist eine »steigerung von 1483.52 %,während die 
Unternemer auf der anderen Seite 
im Jahre 1913 680.45 Millionen liark 
r ns 1342.42 2 ir 
aufbrachten. Das ist eine Steigerung von nur 9:2 %. 


(Zuruf des Abg.Becker: Wo haben Sie denn das 
her? Die aufzubringenden Beiträge können 
doch nur gleichmäßig steigen. 


Diese Zahlen, die ich Ihnen aufgeführt habe, stimmen. 


(Zuruf des Abg.Becker: Sie können sie ja 
nicht beweisen. 


Ich habe es Ihnen ja durch die Unterlagen bewiesen 
und wenn diese Zahlen nach Ihrer Auffassung nicht 
stimmen sollten, so müssen »ie den Gegenbeweis dafür 
antreten. 5 | 

Die Zunahme der werktätigen Bevölkerung, 
dazu die .atıonalisierungsmaßinahmen der Unternehmer 
vermehren ständig die Zahl der Üpfer der Arbeit. 
Der Kampf gegen die Abbaubestrebungen des Unter- 
nehmertums und für ausreichende Fürsorge für alle 
Opfer der kapitalistischen Produktion ist daher 
eine der wichtigsten Aufgaben. In dieser brkennt- 
nıs und in dieser Richtung hin hat bereits unsere 
kommunistische Röichstagsfreaktion sich tatkräftig 
für die Versorgungsberechtigten eingesetzt. Die 
kommunistische Reichstagsfraktion hat im Reichstag 
in ihren Anträgen u.a. 15 Zusammenfassung der ge- 
samten Sozialversicherungs-, Gesundheits-, wonlfahrts- 
und Fürsorgewesens zu einem einhsitlichen Versor- 
Baeene 2 efordert, um so einen ausreichenden 
chutz bei Erwerbslosigkeit, Krankheit ‚Unfall, 
Invalidität und Alter zu sichern. Sie hat weiter 
gefordert, dal die Kosten dafür nur von den Unter- 
nehmern getragen werden nüssen. Ferner hat die 
kommunistische Reichstagsfraktion verlangt, da! 
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die Tem kung ausschliellich Suche der Ver- 
sorgungsbercschtigten sci. Desweiteren wurde 


u.a. Herabsetzung dar Altersgrunze auf 50 Jahre 
Besprdegt, Zahlung ziner cinncitlichen ausköun- 
ichen Unterstützung bezw. Kente an’ die Versor- 
gungsberechtigten, vollor Acchtsansprüche auf 
die Unterstützung bezw. Rente. Divsc im Reichs--. 
tag von der Kommunistischen Fraktion gestellten 
prinzipiecllun Anträge, macht sich die Kommuni- 
stische Landesratsfraktion bci der gegenwärtigen | 
Beratung der Verordnungsentwürfe betr. Änderung 
des Vierten Buches der Reichsversicherungsord- 
nung, sowie Anderung des Versicherungsgesetzes 
für Angestellte zu cigen. Dice uns vorgslegten 
Verordnunssentwürfe der Regicrungskonmission 
stellen lediglich eine Übernahme der reichsgesctz- 
lichen Bestimuungen dar. Doch nu) festecstellt 
werden, dal, obwohl dic Unterstützüngen bez. 
Renten, die drüben im Keiche gezahlt werden, bei 
weitem nicht ausreichen, daß aber die Regierung 
in ihren Verordnungscntwürfen hier noch Merm 
schlechterungen ge£vnüber den ruichsgesi tzlichen 
Bestimmungen aufzuncisen hat. Dir heutigen 
Soziulrintner, dic dem Untornchuertum und dem 
Staats gcdicnt haben, sind gezwungen, zu betteln, 
für sie sina keine ühttel vorhanden. Herr Gärt- 
ner hat eben ausgeführt, da? ein altes Sprich- 
wert sagi:.a Was lange währt wird endlich aut: " 
Ich wünschte nur,da” die Tausende von Rentnern 
dies Er hätten. „ir fragen ihn,ist denn nun, 
wenn die heglerungskommissiön diesen Intwurf 
zum Gesetz erhebt, an den tatsächlich beste- 
henden iämmerlichen Verhältnissen etwas geän- 


dert ? Äber angenommen,Herr Gartner,Sie hätten E 


Recht, die Versicherten würden recht viel mehr 
bekommen, so stellen wir doch fest,wieviel sie. 
dann überhaupt bekommen. Ein Versicherter würde 
ungefähr monatlich Z00 Franken mit dem sogenann- 
ten Keichszuschuf von 75 Franken beksumen. Eine 
Witwe erhält ungefähr lLOV bis LlV Franken. Nun 
fragen wir Sie von dem Zentrun, und den übrigen. 
Parteien: Wie kann ein Invalide,wie kann ein 
Kentner, wie können die Hinterbliebenen mit den 
jämmerlichen- Sümnen auskyumen ? Und da können 
ie, Herr Gärtner, noch das „ort prägen, was 
lange währt, wird endlich gut ? Die Sozıalrent- 
ner draulen mögen sich Ihre Ausführungen waru zu 


Herzen nehmen. wit diesem Entwurf kann diesen I 


Leuten keineswegs gedient sein. Die hegierungs- 
kommissinn und .der \ierr Kolmann, der der 4en- 


trunspartei entsprungen ist, werden gelobt für m 
die Verdienste, die sie sich um die sozialrent- „ 


ner erworben haber. sollen. Ler lierr Gärtner 
kann sich rühmen, mit einen .lerrn Drauns als 


keic..sarbeitsminister, der der deutschen arbei- # 


terschaft das »treikrscht zeraubt hat und der 
deutschen Brurgeoisie gedient hat, aber nicht 
der Arbeitersclaft. ir virc auch dafür seinen 
Lohn von den deutschen Unternehnern noch bezahlt 
bekormen. Für was man aber Geld hat und ausgibt, 
dazu mögen folgende Zahlen dienen: k 
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Im Jahre 1928 hat die Regierungskeunissien 
für die lLandjäger - nan kann bald sagen„Landplage" 
Lendeskrininalpclizei und Folizeidirekticr Saar- "4 
brücken ausgegeben: 


nd en rn eg m 
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im Jahre 1923 4 873 162.- Franken Ä 
a 1a 786 AU. n 
3 u a 1 9°) 15.887 #88.» e | 
* 2 18.873.748, N 1 
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Also die Regierungskommission hat für diese | 
Einrichtungen für die Förderung Ner kapitalisti- | 
schen Gese BELLE BE PAGE, in Jahre 1927 5 mal | 
mehr ausgegeben als im Jahre 1923. hir fragen den 
lierrn Gärtner, ob die Kegierungskoumission auch 
den »ozialrentnern im Saargebiet im Jahre 1927 
5 mal mehr gezahlt hat, wie im Jahre 1923. Üder 

lauben Sie, daß die Löhne im Jahre 1927 auch 

mal höher waren als im Jahre 1923 ? Es ist sehr 
schwer, den Beweis dafür zu erbringen. | | 


- Unruhe - 
-Glocke des Vorsitzenden - 


Heute morgen hat lierr Schmelzer gesagt, daß Herr 
hKöchling seine herksparkasse aufwerten wollte. 

herr BHöchling! Vielleicht wollen Sie uns auch | 
einmal sagen, wieviel «illionen Sie damals in " 
dieser zeit mit diesen Gelde verdient haben. 





(Zuruf des Abg.Köchling: Ich habe keine Ilil- i 
lionen Karies?) 
Nun, eine andere Antwort habe ich ja von Ihnen 
nicht erwartet. Sie haben ja „nıe" etwas verdient 
und Sie werden für die weitere Zeit noch zusetzen 
müssen, So wie vie ja immer vom Zusetzen gewirt- 
schaftet haben. . 


(Zuruf des Abg.Röchling: Leider ist es manch- 
mal so!) 

Wır fragen Sie, wie die Sozialrentner mit dem 
Gelde, was sie nach dem heutigen Entwurf bekon- 
men Sollen,also mit ZUD Franken im „ionat Leben 
sollen? „ir fragen Sie,„ können Sie mit den*Be- 
trägen leben‘? Wir fordern Sie, von den bürger- - 
lichen Parteien, auf, einmal in die Troletarier- 

amilien hineinzugehen, um zu sehen, wie die 
Sozialrentner leben müssen. Sie werden mit ia 
Schrecken feststellen, da? die Sozial-u.Alters- m 
rentner langsam dahin siechen und da können Sie 
noch davon reden, da» den Sozialrentnern geholfen 
wäre. Heute ist die Sozialgesetzgebung doch nur da, 
aus den Taschen der arbeitnehner das des zu be- 
kommen, das dann wieder in Gestalt von Darlehen, 
aber nicht in die Taschen der Arbeitnehmer, son- | 
dern in die Taschen der Arbeitgeber zurückflielt. h 


Zuruf 
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(Zuruf des Abg.Köchling: In diesen Falle doch 
nur zur Erstellung von Wohnungen der Arbeiter.) En 


Ja, Die bauten Wohnungen für die Arbeiter, riel- N 
leicht haben Sie BON RILHEED gedacht. Die lIoh \ 
nungen für die Arbeiter in der Louis-köchlin stras- 1 
se in Völklingen für die sie z.B. 2b bis 30 Dol- % 
lar lWiete verlansten und wo die Arbeiter nachher 1 
ale Wleten.nicht aufbringen konnten. | PR 


(Zuruf des Abg.Röchling: Das ist Sache der ! 
esonschart. Die Gencssenschaft hat die 
Häuser erbaut. “ir haben sie gebaut mit 
öffentlichen üitteln und die Öffentlichen 
Gelder mußten rerzinst werden!) 
Woher sollen die Arbeiter, die für wiete 25 und 
3) Dollar zahlen multen, das Geld nehmen”? Venn FE 
die Wohnungen so teuer sind und die Arbeiter so j 
wenig verdienen, wie sollen sie imstande Sein, j 
diese Wieten zu zahlen? lerr RKöchling! Wir wer- 
den in den nächsten lagen oder in den nächsten | 
Wochen über den Durchschnittsverdienst mit Ihnen 
nocheinmal reden. Die Löhne sind in den letzten I. 
Tagen erheblich zurückgegangen. | 





(Zuruf des Abg.Föchling: Das ist ja nicht ' 
wahr, wir haben einen Durchschnittslohn | 
von &U Pfennig.) 


Kir haben festgestellt, da. der «erksdurchschnitts- 
lohn 4.68 Frs. gewesen ist. Nun wissen sie es. 


rg ayasıyd 2boua4s | FD 47 


(Zuruf des abg.höchling: Das trifft viel- 
leicht bei anderen iierken zu, bei uns war 
es höher.) 





Aber.keine 80 Pfennig, bei ihnen sind es 72 
Pfennig gewesen, Herr Köchling! ir wissen ja 
bekanntlich nichts, aber Sie wollen immer alles 
wissen. Vielleicht wollen Sie auch wissen,woher 
wir diese Zahlen haben, aber den Gefallen tun wir 
Ihnen nicht. Vielleicht habe ich, ohne daß Sie 

es wissen,ihre eigene „statistik und »ie sagen 
hier die Unwahrheit. 

Die kommunistische Landesratsiraktion 
stellt zu den Verordnungsentwurf der Kegierungs- 
kommission betreffend Abänderung des Versicherungs- 
‚gesetzes für Angestellte, sowie zu der Verordnung 
betreffend Änderung des Vierten Buches der heichs- 
versicherungsordnung folgenden grundsätzlichen 


Prog 


3 a 


Die Zunahme der werktätigen Bevöl- 
kerung, dazu die Rationalisierungsmaßnahmen 
der Unternehmer vermehren ständig die zahl 
der Opfer der Arbeit. Der Kampf gegen ale 
Abbaubestrebungen des Inte mehmertuns und 

ür 
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für ausreichende Fürsorge für alle U fewid 
der kapitalistischen Produktion ist daher 
eine der wichtigsten Aufgaben. | 

Die kommunistische Landesratsfraktion 
fordert daher grundsätzlich: | 


1) Zusammenfassung des gesanten Sozial- 
versicherungs- ,Gesundheits-,hohlfahrts- 
und Fürsorgewesens zu einen einheit- 
lichen Versorgungswesen um so aus- 
reichenden »chutz bei Erwerbslosigekeit, 
Arankheit,Unfall, Invalidität und Alter 
sichern. 


2) Die „littel für das zu schaffende Ver- 
sorgungswesen hat der Unternehmer auf- 
zubringen. | 


3) Die Terra bung des \ersöf&ungpuogeus 
st ausschließlich Sache der Versor- 
gungsberechtigten. 


4) Voller Rechtsanspruch auf Unter- 
stützun ERAEE TUNE auskömulicher henten, 
Ersatz des tatsächlichen Lohnausfalles. 


5) Festsetzung der Altersgrenze auf 50 
Jahre. 


Im Falle der Aare Iniang dieses von der kommu- _ 

nıstischen Landesratsfraktion gesteilten prinzi- 

uam Antrages, stellt die kommunistische Lan- 
esratsiraktion folgenden 


Eventualantrag 


zu den vorliegenden Verordnungsentvwürfen der 
Kegierungskommission: 


1) Herabsetzung der Altersgrenze auf 
Jahre. 


2) Erhöhung der Altersgrenze zum Bezuge 
der naisenrente und der Kinderzuschüs- 
se von 15 bis auf mindestens 18 Jahre, 
im Falle der längeren Berufsausbildung 
b1s zu ZL Jahren: 


3) beseitigung der Stuigsrungssätze und 
Ersetzung derselben Su sch ker,ährung 
einer einheitlichen Unterstützung bezv. 
Rente. 


4) Anderung des _$ 1258 der Kögierungsvor- 
lage in dem Sinnc, daß die .„itwenrente 
vom Tage des Todces des Ehenäannes ab 
Basen vird, unabhängig vom Alter der 

ezugsberechtigten ltve. 5) 
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5) Änderung des 3 1260 der Regierungsvorlage 
in dem »oinne,daß die Wlaisenrente auch in 
dem Falle zu gewähren ist, wenn die Ver- 
sicherte one zum Unterhalt der Kinder 
beigetragen hat. 


6) Festsetzung der Rente eines Invaliden 
oder Altersrentenempfängers sowie einer 
uültwe auf mindestens monatlich 360 Frs. 


7) Festsetzung der Kente eines Waisen auf 
mindestens monatlich 180 Frs. 


8) Aubliae eines Kinderzuschusses in Höhe 
von lUU Frs. pro Älonat. 


Herr Gärtner ‚was sagen Sie nun dazu? 


(Zuruf des Abg.Gärtner: Ich habe die Sache 
schon gelesen! 


Nun, Herr Gärtner, da werden Sie sagen, wic 
kommen wir dazu und da sage ich Ihnen, daß die 
Verbesserung auf sozialpolitischen Gebiet der- 
selbe Kampf bedeutet and bedeuten muß, und der- 
selbe Kampf geführt werden muß, als um mehr Lohn 
und mehr Brot und ich frage »ie, wo ist im Saar- 

ebiet oder im Heiche ein solch ernsthafter 

mpf zur Verbesserung der Sozialgesetzgebung 
geführt worden” Bis zur Stunde nirgends. Deshälb 
sagen wir, daß der Kampf nicht hier im Parla- 
ment entschieden wird, sondern außerhalb des 
Parlamentes,und wenn Sie es sehen wollen, wie 
das gemacht wird, dann gehen Die nach Rußland und 
es sich an, wie es die Aussen gemacht haben. Auch 
Sie, Herr Gärtner, können dann mit hinübergehen 
nach Rußland. 


(Zuruf des Abg.Gärtner: Ich fahre nit!) 
(Zuruf aus dem Zuhörerraun: Ich fahre auch nit) 


-Glocke des Vorsitzenden- 


Vorsitzender: Ich bitte Sie, sich jeglicher Äußerung 


zu enthalten. 


Abg. Weiß(KP) fortfahrend: Und wenn sich noch jemand mel- 


det, mitzufahren, so können sie &lle mitkoumen. 
Und dann sage ich Ihnen noch folgendes: In Kuß- 
land hat die Arbeiter-und Bauernklaase die lacht 
erobert, trotzdem sie auf der anderen weite ihre 
Geg ner stehen haben, die jeden bin auf der Lau- 
er stehen, ,voowjetrußland niederzuschlagen. In 
Rußland hat man die Schlösser eines Zaren dazu 
vertwandt, um die Altersrentner, um die Linter- 
bliebenen, um die witwen, un alle diese Leute 
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in solch einem Heim unterzubringen. Dort hat 
die Sorwjetregierung gearbeitet. Ja, lerr Köch- 
ling, Sie haben in Außland angenpielt und es 
kommt auch noch einmal die Zeit, wo sie nicht 
nur in Völklingen, sondern in ganz Deutschland 
ausgespielt haben werden, 


(Zuruf: Ganz richtige!) 


dafür wird die kommunistische Partei schen 
sorgen. Dort in Rußland hat die Sowjetregie- 
in. ihr ganzes Augennerk darauf gerichtet 
insbesondere die Opfer, die nicht auf das Kon- 
to der Bolscheriisten,sondern auf das Konto des 
Zaren zu schreiben sınd, zu versorgen, und nun 

assen Sie auf, was ich Ihnen jetzt sage. Der 
Zar hatte in Rußland vor dem Kriege kein Geld, 
um eine Industrie aufzubauen. Bekanntlich be- 
zog HKulland seine wuschinen nur aus dem Aus- 
land, aber Geld hatte der Zar. für Kirchen zu 
bauen. In Sowrjetrußland gibt es sehr viele 
Kirchen und in ıloskau allein sind heute noch 
ca. 1800 Kirchen vorhanden. bufür war Geld 
vorhanden und nun sehen Sie, unter welchen 
schrierigen Verhältnissen es den kowuunisten 
in fußland heute möglich ist, den soziulisti- 
schen Aufbau zu vollziehen, aber sie werden 
ihn vollziehen. 


(Zuruf des Abg.Röchling: Rußland bekomut 
eine Hungersnot! 


Herr Köchling, Sie würden es ja nur wünschen. 


(Zuruf des Abg.Röchling: Es ist nun einmal 
leider. so!) 
Nun von Ihrem Standpunkt aus wäre es erwünscht, 
daß Rußland in eine liungersnot kommt. 


(Zuruf des Abg.Röchling: Ich weiß ganz be- 
stimmt, daß 7 willionen lenschen umge kom- 
men bezw. umgebracht worden sinä,dank der 
EIS RSELHLUDE, die in Rußland am Auder 
ist! | 


Trotz der Schwierigkeiten, die die Sowjetunion 

zu überwinden hat, sage ich Ihnen nochmals,die 

russische Arbeiter-und Bauernklasse hat den 

Kampf begonnen, den sie auch bis zu Ende durch- 

führen wird und da sage ich Ihnen,was einst 

unser groler verstorbener Führer Lenin sagte: 

lWögen die «löpse der bürgerlichen Gesell- 

schaft...aus Anlaß jedes überflüssigen 
Öpannes beim Abholzen eines grosen alten 
Waldes kreischen und bellen. Jazu sind sie 
ja löpse, um den proketarischen Elefanten 
anzubellen. wögen sie \bellen. lir wollen 
unseren Veg Sehen: .,.... AR 
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| Stenographischer Bericht i 


| über die am „littwoch,den l.August 1928 im Neuen 
| Sitzungssaul des Huthauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Luandesrates. 
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62 1 

Vorsitzender: Ich eröffne hicrmit die Sıtzung (2 Uhr nachn). 
Wir fahren in der Beratung über die Sozialen Vorlagen 

fort. Das lort hierzu hat Herr Abgeordnster Hoffmann! 


Abg. Hoffmenn(SP): ileine Herren! Die beiden Vorlagen,die | 
uns heute beschäftigen, sind ja, wie ich bereits # 
| in meinem Bericht ausgeführt habe, ‚als Folge der 
| Heidelberger Abrede anzusehen. Ich kann darauf hin- 

weisen, daß nach den Bestimmungen des Versailler 
Vertrages die Anrechte der Versicherten auf FPensio- 
nen und Henten aufrecht erhalten bleiben sollen. 
Dafür haben zu sorgen, die Hegierungskommission | 
in erster Linie und das Deutsche Reich in zweiter 
Linie. Die Kegierungskommission hat aber auch in i 
einem eng Fa das Auslegungsrecht über die, 
Bestimmungen des Vertrages von Versailles, soweit 
das Saarstatut erde ommt. Die Kegierungskon- 
mission hat die Geschichte so ausgelegt, daß sie 
die es Serunz des Saargebietes selbstän- 
dig aufziehen kann und die Pensionen und die Ren- 
ten nur so garantiert seien, wie sie am ll.loven- 
ber 1918 bestanden haben. Gegen die Abtrennung der 
Sozialversicherung von der des Reiches haben die 
Gewerkschaften sich immer gewandt. Auch haben wir | 
im Landesrat öfters dazu S ei genommen,obwohl } 
die Abtrennung schon durchgeführt war, als der I 
Landesrat gebildet wurde. Die Abtrennung brachte | 
mit sich,daß,nachdem im Reiche die »stabilisierung ’ 
durchgeführt war,die Saarleistungen weit hinter \ 
dem zurückgeblieben sind, was im Reiche gewährt | 
wurde.: Üir haben dauernd big Sa beantragt. 
Die Erhöhungen sind nach den Bestimmungen des 
Versailler Dia berechtigt und begründet. | 
Das Saargebiet müßte in dieser Angelegenheit an 4 
erster Stelle in der Welt dastehen. lian kann be- ! 
haupten, daß es an ziemlich letzter Stelle.steht. ı 
Jedenfalls hinken wir nach BEBSnNber dem,was im 
Reiche ist. Es kann wirklich betont werden, daß 
wir die »tunde begrüßen, wo wenigstens das gewährt 
wird wie im Reich. Unsere Be rgar en verlangt 
immer noch mehr und wird weiter für Erhöhungen 
kämpfen. Wir an der Saar sind wirklich der Auf- 
fassung, daß unbedingt das Beer! wird, was im 
Reiche der Fall ist. Die Tätigkeit der Regierungs- 
kommission war in der Vergangenheit sehr minimal, 
jedenfalls hat sie bei weitem nicht das gegeben, 
was notwendig gewesen und nach der ganzen »truktur 
zu geben wäre. Ich erinnere daran, daß wir in den 
ersten Jahren nicht vorwärts gekommen sind. Trotz 
der Schritte der Gewerkschaften und ler politischen 
Parteien sind wir nicht vorwärts gekommen, Erhö- 
hungen kamen wohl, aber ganz unbedeutende. Der 
Völkerbund und die Berliner »tellen sind MBESBungen 
worden. Ich habe selbst im Auftrage der Gewerk- 
schaften Re Ren in Berlin mitgemacht, und 
ich muß -sagen, die Berliner »tellen waren auch 
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nicht über Nacht bereit, in Verhandlungen einzu- 
treten. Dann kann ich daran erinnern, daß nachdem 
; die 
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Reichsstellen breitgeschlagen waren, die Saarstel- 
len Schwierigkeiten machten. Ich erinnere ferner 
daran, daß wir für die Knappschaft 1 1/2 Millio- 
nen zugesagt bekamen, es dauerte aber ein Jahr 
bis die Auszahlung möglich geworden ist. Diese 
Schwierigkeiten sind nach langwierigen Verhand- 
lungen überwunden worden. Diese Überwindung hat 
mit sich gebracht, daß Verhandlungen zwischen 
der »aarregierung und der lteichsregierung zustan- 
de kamen, die nun in diesem lleidelberger Abkommen 
verankert sind. Des weiteren kann ich darauf hin- 
weisen, daß 1925 diese Verhandlungen schon in 
Angriff genommen wurden, die 1926 fortgesetzt vwur- 
den. woran die schuld der Verzögerung lag, weiß 
ich nicht, man sagt, der Berghauptmann sei krank 
kriege welcher auch nachher verstarb, dadurch 

abe sich die Sache verzögert. Im Dezember 1926 
waren sich die Berliner Stellen schon darüber klar, 
was mit den vereinbarten Würzburger Richtlinien 
wird, aber die »aarstellen noch nicht. Diese haben 
an der Sache herungedoktert bis ai 1927, Bis das 
Abkommen unter Dach und Fach gebracht war, war es 
Oktober geworden. Dann haben Sich im Reichstag 
Schwierigkeiten bei der Katifizierung ergeben, die 

sogar durch ein Ermächtigungsgesetz vorgenommen 

werden mußte, sodaf die Äbrede ab 1l.November 1927 
in Kraft trat. Nach unserer Ansicht hätte die Ge- 

schichte viel besser und intensiver durchgeführt 
werden müssen. Die Gelder kommen der »aar zugute 
und die Hegierungskonmission hätte alles Interesse 

daran haben sollen, die sache sobald als möglich 
unter Dach zu bringen. 

Nach der Inkrafttretung der Abrede, hätte 
aber auch der Umbau der Saargesetze alsbald ge- 
schehen müssen. Aber auch da hat man sehr lange 
Zeit gebraucht. Dagegen haben wir öfters prote- 
stiert. Wir stellen heute nochmals fest, daß dieser 
Protest vollkommen berechtigt gewesen ist. _ Ich 
möchte aber auch darauf hinweisen, dab im Heichs- 
tag ein Abgeordneter es zustande gebracht hat, 
die Hatifizierung zu sabotieren. Das ist natür- 
lich auch ein unhaltbarer Zustand, besonders wenn 
man berücksichtigt, daß dieser Abgeordnete wissen 
muß, dal; ja doch der HKeichstag dieses Abkommen 
nicht abändern kann, denn er kann das Abkommen 
entweder ganz annehmen oder ablehnen. Eine Abän- 
derung ist unmöglich bei der hatifizierung irgend 
eines Abkomnens, weil ja dieses Abkommen einen 
ah ne N Feng von zwei Negierungen dar- 
stellt. Das hätte der Herr Stöhr damals im Reichs- 
tag unbedingt wissen müssen. 


(Unruhe auf der Tribüne) 


- Glocke des Vorsitzenden- 


Ich nehme,auch an, er hat es gewußt. #enn es ihm 
ren wer ‚dann hätten die Sozialrentner 
29 L. 


orschüsse heute noch nicht. 
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(Zurufe: Sehr richtige!) \ 

\Zurufe: Nun sehr wal den an,sie hätten warten 

| | ie müssen! ) 

Jedenfalls ist es doch etwas,was die Leute bekemmen ha- 
ben. Sie haben wenigstens das Geld,und sie werden noch 
dazu bekommen,wenn die Nachzahlungen durchgeführt werden. i 
(Unruhe im zuhörerraun! ) 4 
- Glocke des Vorsitzenden- 


Vorsitzender: Herr lioffmann,darf ich einen „lonent bitten. 
Die Zwischenrufe auf der Tribüne haben aufzuhören! 


(Zuruf von der Tribüne: „ir haben nicht da- 
zwischen gerufen!) 


Ich bıtte um absolute Kuhe! 
Abg.toffmann fortfahrend: Ich glaube, das ist der Herr Fried! 
(Zuruf: Jawohl !) 
ch möchte dann gleichzeitig darauf hinweisen,daß ich 
mich wit der Vereinigung gar nicht befasse. Aber jeuen- 


falls stelle ich fest,daß durch die laktik der Gewerk- 
schalten die Üpfer der Arbeit etwas bekamen. 


(Zuruf des äbg.Lieser: Sehr richtig!) A 
Es reicht nicht aus,auch die deutschen kenten reichen \ 
nicht aus. Wir müssen den Kampf weiterführen,daß mehr } 


Bohag wird. iienn es anderen Leuten nachgegangen wäre, 
ann hätten sie noch nichts erhalten. 
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(Zuruf der Sozialdemokraten: Sehr gut!) 4 
Dafür sind uns die Opfer der Arbeit viel zu gut,als daf h 


wir politische Geschäfte machen mit ihrer Verelendung, i 
sondern wir wollen deren Lage heben,damit die Situation 
Tür sie allgemein besser wird. 


en Dann zu der Heidelberger äbrede Selber: 

Lie Heidelberger ätrede sieht vor - da kin ich anderer 
Weinung wie der Herr Thissen-, da: eine nechtsungleichung 
zu geschehen hat. Herr Thissen glaubt, diese rage sei 
nıcht ganz zu bejahen. &s ist da gesagt Im 3 ic: ae. ' 
nachstehenden Vereinbarungen haben zur Voraussetzung, dan 
die Vorschriften des Gegenstandes der Versicherung. in 
beiden Gebieten die gleichen sind,und daß auch sonst ın 
den maßgebenden Verhältnissen keider Gebiete eine wesent- 
liche änderung nicht eintritt. Damit glaube ich auch 
betonen zu Me ist notwendig,dal die Paragraphen 
einigerralen dem entsprechen,wie es IL neich ist,daß 
aber auch die Leistungen der entsprerken,wie es lu Heich 


Y - 
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der Fall ist. Auf Grund dessen haben wir ja beantragt, 
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beantragt, daß zum mindesten die Reichsmarkbeträge 


mal 6 gewährt werden. Wir wollen die Umrechnungszahl 


ganz aus der Debatte lassen und haben dafür die 
nackten Geldbeträge eingesetzt. Aber wir betonen, 
daß wir es für untragbar halten, dal die Negie- 
rungskommission 5 einsetzt, wo sie doch den Beamten 
einen Umrechnungsfaktor von 5,7 gibt. 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Sehr richtig!) 


Die Lebenslage der grolen \iusse der Sozialrentner 
ist viel ee ahter und trostloser, wie das bei 

den beamten der Fall ist. „lan hätte unbedingt die 
Umrechnung nach dem Börsenkurs vornehmen müssen, 
besonders wo die Beiträge nicht erhöht zu werden 
brauchen. Es kostet doch gumichts, und man sollte 
melnen, wenn es nichts kostet würde man viel lieber 
etwas geben. Ich habe mir nun sagen lassen, und 

ich stelle offiziell an den Herm Hegierungsrver- 
treter die Frage: Trifft es zu, daß das französi- 
sche Witglied der Regierungskommission in der 
Sitzung der Regierungskommission die Anregung er- 
gehen lie”, da. Erhebungen angestellt werden sollen, 
wie sich die finanzielle Lage auswirkt, und ob 

man dann vielleicht eine Er ‚ug der Beiträge 
vornehmen könne”? uenn das zutrifft, würden wir es 
begrül'en. ir würden sehr erfreut sein, wenn die 
ANgMerung von sich aus Erhebungen anstellt, um 

eine weitere Erhöhung der Leistungen zu gewähren. 
Jedenfalls fordern wir sie auf. Auch wenn die 
jetzigen Beiträge nicht ausreichen sollten, dann 
mürte unbedingt eine Erhöhung Platz greifen.Die 
Einnahmen mü’ten dafür beschafft werden. 


Die Heidelberger Abrede bringt besonders 
für die Invaliden-und m Rre rei aberung 
. eine gro..e Entlastung. Nach den Berechnungen ‚die 

ich so schätzungsweise angestellt habe, glaube ich, 
dal ungefähr 80 % der jetzigen Ausgaben für Kenten 
auf die HReichsanstalten gehen. Ich darf »ie daran 
erinnern, dal gerade im Bergbau die Leute schon 

‚4, un ahre pensioniert sind ehe sie die 
Renten bekommen. Der Stichtag ist der l.April 19&2; 
wenn nach diesem Zeitpunkte keine Beiträge mehr 
gezahlt sind, dann hat die deutsche Anstalt die 
Sunzen Lasten zu tragen, mit Ausnahme des Staats- 
 zuschusses und der Kınderzuschüsse. Da glaube 

ich sagen zu sollen, wenn eine solche Verschiebung 
eintritt, müßte man auch für die paar Jahre, die 
die Saar zu tragen hat, dasselbe geben, was im 
Reich gegeben wird. 


Dann bedauere ich, dal die Unfallver- 

BoHamunE noch nicht vorliegt. In der Heidelber- 
ge Abrede wird die Unfallversicherung und auch 
je -Knappschaftsversicherung behandelt. An und 


für 
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für sich hätten die 4 Gesetzesnovellen dem Landes- 


rat schon seit längerer Zeit vorliegen müssen. 
Es wird gesagt: Ja, es konnte nicht eher gemacht 
werden. In der Begründung sagt lierr \Winisterial- 
Direktor Dr. Thissen: Die Ausarbeitung der Ent- 
würfe konnte nicht eher gemacht werden, weil 
noch nicht Klarheit geschaffen war, weil schwie- 
rigkeiten darüber bestehen, und weil noch am 
20.April_ Verhandlungen in Serlin stattgefunden 
hatten. Ich kann darauf hinweisen, dal. - soviel 
wie ja der je wies Abteilungsleiter der Sozial- 
eesseSherune selber erklärt hat-, die Heidel- 
berger Abrede hier ausgearbeitet worden ist. 
Also kannte man den Inhalt der Abrede vollkom- 
men, man multe also was es gibt, und die beiden 
zus töndigen Fachleute waren sich schon im 

Juni/ J | 

te ausgeht. „lan hätte also auch schon damals, 
wenn man glaubte, es entstehen Schwierigkeiten, 
die Abrede so klar fassen können, da) jeder 
Zweifel behoben gewesen wäre. Und man hätte 

dann sg die Ausarbeitung der neuen 
Novelle in Angriff nehnen können. Persönlich 
bin ich der Ansicht, daß die lieidelberger Aabrede 


ein Gesetz ist, das zwischen 2 ESEABRIBESR verein- 


bart war und in Kraft getreten ist. Dieses Gesetz 
hat Gesetzeskraft für die deutschen Anstalten, 
und wenn es klar ist, müssen natürlich die An- 
stalten dieses Gesetz einhalten. Es konnten also 
von denen, wenn die Klarheit bestanden hat,keine 
Schwierigkeiten gemacht werden. Dann konnten aber 
auch gleichzeitig die nicht klaren Bestimmungen 
durch le Ausführungsbestimmungen in einigen 
Wochen erlassen werden, sodaß die Klarheit voll- 
kommen vorhanden gewesen wäre. \an hätte dann 
die Gesetzesnovelle an der Saar auch sofort in 
ihrem Ausbau in Angriff nehmen können. Bei eini- 

ermaßen gutem Willen,glaube ich sicher, hätte 

ie Geschichte ab Dezember 1927 oder ab l.Jamar 
1928 laufen können. Wenn die Geschichte von die- 
sem Datum ab gelaufen wäre, dann wären immer noch 
2 -— 8 \onate übrig ERDIAADRR, um zwischen den 
Versicherungsvertretern zu verhandeln, weil ja 
die Umrechnung der Nenten immerhin 4,5 oder 2 
Monate in Anspruch nimmt. Denn wenn auch jetzt 
im September die Novelle in Kraft tritt, denn 
halten die amen Leute immer noch nicht die 
Rentenerhöhung, weil die Umrechnungsarbeit viel- 
leicht bis Januar 1929 dauert. Also während die- 


Ser Umrechnungszeit hätte man die TaanBnd Era 
e 


weiter pflegen können, und ich glaube, sehr vie 
Mißstimmung, die so in diesen Kreisen bestand, 
wäre verhütet worden. »oviel ich festgestellt 
habe, hat Herr Dr. Thissen selber schon im ilonat 
Februar dem Knappschaftsvorstand mitgeteilt, 
daß alle Schwierigkeiten behoben seien und daß 
noch im \onat Februar die Entwürfe der Kegie- 
rungskommission vorgelegt werden würden. 


Das 


i 1927 darüber einig, wie die Geschich- 
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Das Schreiben lautete vom 7.Februar, das in dem Sinne 
abgefaßt ist. Wir stellen aber fest, daß nach einen 
späteren ©chreiben die Entwürfe erst der Regierung 
oder dem zuständigen Minister am 31,.Mai ds.Js, zuge- 
leitet worden sind. Das halten wir für untragbar, daß 
man in einer Abteilung der Regierungskommi ssion -so 

ange'an Solchen Dachen arbeitet, besonders dann, wenn 
es drängt, wenn die Leute draußen sehr energisch 
sich für den Ausbau der Geschichte einsetzen. Wir 
haben deshalb auch in unserem Parteiorgan öfters zu 
der Sachlage Stellung nehmen müssen, Wir werden es 
weiter tun, wenn man in solchen Sachen so Fang De 
vorgeht. Die Sache hätte nach unserem Dafürhalten 
viel schneller erledigt sein müssen. Wenn der Kriegs- 
ächtepakt innerhalb 3 - 4 Monaten seine Erledigung 
findet,soll es da nicht möglich sein,daß man hier in 
dieser Zeit eine solche Sache erledigen kann ? Wenn : 
6 bis 7 Länder an einer Geschichte arbeiten,dauert : 
es bekanntlich viel länger,als wenn nur ein Land 
die Geschichte ausbauen soll. ge | 
wi - Dann glaube ich noch darauf hinweisen zu 
so/len, daß man erklärte:" Man hat Erlasse herausge- 
geben, um der größten Not zu steuern." Richtig! Ich 
möchte aber auch darauf hinweisen, daß mit den Er- 
Jassen die Angelegenheit nicht erledigt sein konnte. 
Und da kann ich seen. daß man bei jedem Erlaß er- 
klärt hat:"Nach Anhörung der Versicherungsträger 
ergeht der Eriaß." Ich möchte hier von der lLändes- 
ratstribüne aus erklären, daß wir als Versicherungs- 
träger den Vorstand als den Vertreter der Versicherungs- 
träger ansehen, und daß man nicht etwa leitende Ange- 
stellte als den Versicherungsträger ansieht, wie es 
nach meinem Dafürhalten der Fall gewesen ist. Die 
Verwaltung der Bi ee a ist eine Selbst- 
verwaltung, sie wird gebildet vom Vorstand. Ich kann 
feststellen, daß nicht ein einziger Vorstand über 
die Erlasse gehört worden ist. Das geht natürlich 
nicht so weiter, und deshalb haben wir auch in erster 
Linie beantragt, daß der Artikel 10 des Entwurfes ge- 
Strichen wird, damit man hier im Landesrat auch etwas 
zu sagen und Äbänderungsvorschläge zu machen hat. So 
geht es nicht weiter. | | | 
Wir wünschen und fordern, daß in der sozi- 
alversicherung eine beschleunigte Arbeit durchgeführt 
‘wird und daß man die interessierten Kreise etwas 
mehr befragt, wie die Angelegenheit ausgebaut werden 
soll. 
Die Heidelberger Abrede hat vorgesehen, 
daß für die Unfallverletzten im Saarbergbau die »aar- 
aupzeohartaberufsgenossenschaft die Aerätungen über- 
Bimmt. Ein Termin war nicht bestimmt. Die Abrede trat 
in Kraft am 1.November 1927. Damit war nach dieser 
Abrede die Übername ab 1.November 1927 erfolgt. Was 
hat die Regierungskommission getan ? sie hat den 
Termin geändert in den 1.0Oktober 1923. Herr Gärtner 
hat darauf hingewiesen, daß die Bergarbeiterorgani- 
sationen das obsiegende Urteil in der Angelegenheit 
durchgeführt haben. Was die Regierungskommission 


gemacht 
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Was die Regierungskommission gemacht hat, hat aber 
die Reichsregierung auch gemacht. Auch diese Abände- 
rungsgeschichte hat man einfach durchgeführt, ohne 
die Versicherungsnehmer, ohne die Gewerkschaften zu 
hören. Ich weiß nicht, ob der Versicherungsträger in 
diesem Falle gehört worden ist, aber bestimmt ist, 
daß die interessierten Arbeitnehmervertreter nicht 
ehört worden sind. Die hat man einfach übergangen. 
uch dagegen richtet sich unser schärfster Protest. 
Wir haben schon, ehe die Ausführungsbestimmungen er- 
Keagen waren, an die maßgebenden Eee 
ingaben gemacht, daß man da keine Abänderungen tref- 
fen sollte. Trotzdem hat man die Abänderungen getrof- 
Ten. Das geht nach unserem Dafürhalten nicht an,daß 
man durch eine Ausführungsbestimmung einfach den 
Inhalt der Heidelberger Abrede,der von außerordent- 
licher Bedeutung ist, abändert. 
Dann glaube ich,betonen zu sollen, daß 
wır unbedingt wünschen und erwarten, daß die Unfall- 
versicherung schnell dem Landesrat zugeht und daß 
ihm aber auch die. Knappschaftsversicherung bald vor- 
gelegt wird. Ich kann es nicht verstehen, daß man 
Fb wieder sagt: Der Knappschaftsvorstand soll 
nträge an die Hegierung auf Erlaß des Gesetzes stel- 
len, wo man doch schon im Monat Jannar dem Knapp- 
schaftsvorstand 12 Fragen wegen Ausbau des Knapp- 
schaftsrechtes vorgelegt hat. Also schon im Januar 
hat die Abteilung Sozialversicherung der Regierungs- 
kommission dem Vorstand des Saar-Aneppechär svereins 
eine Unmenge Fragen unterbreitet auf SUESES-VaE des 
anpecen! swesens. Die Fragen sind vom Knappschafts- 
vorstand in seiner Sitzung am %3.Februar beantwortet 
worden. Heute kommt man nun und sagt:" Der Knapp- 
schaltsvorstand soll den Erlaß einer Novelle beän- 
tragen." Ja, Kinder, so geht es natürlich nicht wei- 
ter. Man kann die Angelegenheit nicht so behandeln, 
sie ist uns dafür viel zu ermst, wir können solches 
Gerede auf die Dauer nicht vertragen. Wir stellen 
nochmals fest, daß der beschleunigte Erlaß einer 
Knappschaftsnovelle dringende notwendig ist und daß 
man ihn in Angriff nehmen soll,damit endlich der 
jetzt bestehende Zustand beseitigt wird. | 
Ich möchte aber auch auf eines hinweisen, 
nämlich,daß wir von der Regierungskommission mehr 
Objektivität verlangen. In einem schreiben,das uns, 
im Auftrage des Direktors des Internationalen Arbeits- 
amtes zugegangen ist, wird gesagt, daß die ne 
kommission den Unterschied zwischen früherer Heichs- 
beihilfe und der Reichsbeihilfe, die aufgrund der 
Heidelberger Abrede gewährt wird,zahlt insofern, daß 
sie ein zinsloses Darlehen von monatlich 500.000, - 
Franken zur ia stellt,weil man bei der finan- 
ziellen Schwierigkeit des Saar-Knappschaftsvereins 
momentan von diesem das Geld nicht verlangen könne, 
um diesen Unterschied zu tragen. Ich stelle dazu fest: 


Der 
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Der Unterschied wird garnicht bezahlt. Es wird wohl 
etwas mehr gezahlt, wie nach der Heidelberger Abrede 
der Saar-Knappschaftsverein bekomnt. Aber alle 
Empfänger der reichsgesetzlichen Rente erhalten 35 
Franken pro Monat weniger wie vor dem 1.November 1927. 
Wenn man diesen Betrag auch noch zahlen würde,dann 
würde es richtig sein,was die Regierungskommission 
sagt. Die ana Fenepkoumiasion gibt auch nicht _ 
monatlich 500 000.-Franken, sondern sie hat nur ein- 
mal ein Darlehen von 500 O00.-Franken zur Verfügung 
gepselkt ‚also keine ilonatsbeträge,wie man es in dem 

chreiben des Direktors des Internationalen Arbeits- 
antes festgestellt hat. Ich nehme an, wenn uns vom 
Internationalen Arbeitsamt ein derartiges Schreiben 
zugeht, dann hat die an u den regen Ara Direk- 
tor des Internationalen Arbeitsamtes in dieser Hin- 
sicht berichtet. Wir betonen also, daß wir Objekti- 
vıtät auch in dieser Angelegenheit von der Hegierungs- 
Kommission erwarten. lian hätte sagen müssen,daß man 
den uessgen Betrag vorschußweise zur Verfügung 
gestellt hat. | 

Dann glaube ich darauf hinweisen zu sollen, 
daß nach unserem Dafürhalten die Novellen,wie sie 
uns vorliegen, wohl hätten weiter ausgebaut werden 
müssen. Wir haben aber geglaubt, von weitgehenderen 
Anträgen Abstand nehmen zu sollen,weil wir unbedingt 
haben wollen,daß wenigstens das,was im Reich ist 
auch an der Saar gewährt wird und weil wir glaubten, 
daß damit die Angelegenheit schneller erledigt wird. 
Wir hoffen und wünschen, daß im Reichstag eine llehr- 
heit zustande kommt,um einen weiteren Ausbau_der so- 
zialen Gesetze zur Durchführung zu bringen. Es dürfte 
Ihnen ja bekannt sein, daß meine Partei im Reichstag 
schon im Herbst Anträge in der Hinsicht eingebracht 
an wonach die Leistungen weiter ausgebaut werden 
sollen. 

Ferner gestatte ich mir noch an die Adresse 
der resLerung je eine Bitte zu richten,daß man 
die Verhandlungen betreffend Abschluß eines Abkon- 
mens mit Frankreich doch endlich einmal zum Abschluß 
bringt. Ich darf daran erinnern,daß damals als Herr 
Dr. Thyssen ins Saargebiet kam,bereits erklärt worden 
ıst, das Abkommen wird beschleunist beraten und 
durchgeführt. Das war am 1.Juni 1926,heute haben 
wir Juli 1928. llan hat auch damals erklären lassen, 
daß der Ausbau aller sozialen Versicherungsgesetze 
noch im Jahre 1926 zur Durchführung käme. Heute ist 
die Geschichte noch nicht hg Di Ich darf daran 
erinnern,daß die lothringischen Knappschaften mit 
dem saarländischen Xnappschaftsverein innerhalb 
3 lonaten eine Vereinbarung getroffen hatten. Daß 
‚aber die Zustimmung zu dieser Vereinbarung schon 
wieder fast ein ir bei den beiden KHegierungen 
hängt,wozu man sonst ein Jahr braucht, braucht man 
hier vielleicht 5 bis 6 Jahre, um ein Abkommen zustan- 
de zu bringen. Das kann ja auf die Dauer so nicht 
weitergehen. Ich betone auch, dab man das Abkommen 
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nicht Buslinie zum Abschluß bringen soll, ehe man 
die betreffenden Mnappschaften gehört hat und ehe 
man auch dem Landesrat die Geschichte zur Begutach- 
tung rorze regt hat. Ich darf daran erinnermn,daß ein- 
mal ein Abkommen zwischen Saar- und französischer 


Regierung vereinbart worden ist, das war im Jahre 1926. 


Das: Abkommen wurde vor der Zeit des Herm Thyssen 
vereinbart, die Ausführung ist noch zu der Zeit des 
Herrn Thyssen gekommen. Dieses Abkommen entspricht 
keinesfalls dem was wir wünschen. Sehr vieles ist 
übersehen worden. Die ganze Struktur ist nur auf 
die französische. Arbeitnchmerschalt zugeschnitten. 
es gen die auf den »aargruben arbeiten. Die 
Deutschen, die in Lothringen arbeiten,haben von der 
ganzen Geschichte garnichts. Also damit auch in ei- 
ner neuen Abrede das nicht wieder gemacht wird, wün- 
schen wir, daß man ehe man abschließt, auch den 
Landesrat dazu hört. | 
Dann gestatte ich mir darauf hinzuweisen, 
daß wir in den Kommissionsberatungen unsere Anträge 
gestellt und eingebracht hatten. Ich möchte aber 


auch sagen, daß eine Berechtigung in der Weise besteht, 


daß die Anträge berücksichtigt werden. Es ist in der 
Koumissionsberatung erklärt worden, weil das iv. = 
Niveau an der Saar sehr viel geringer ist wie das 
iö.:a-Niveau im fKeich, deshalb ist nan zu diesen Zah- 
len gekommen. Ich habe schon damals darauf hingewie- 
sen, daß dieses Argument falsch ist. Im Keich nat nan 
die Lohnklassen und wenn in einem Bezirk der Lohn 
Ernge 7 ist, dann kommt ja der betreffende Versicher- 
s aulgrund seines geringen Lohnes auch in eine 
Berner Lohnklasse. Wenn wir an der »aar geringere 
Öhne haben, kommen wir nicht in eine höhere Lohn- 
klasse, sondern in eine geringere,sodaß also auch 
dieses stimmt. Dann aber noch etwas anderes. Die 
Heidelberger Abrede bringt Verpflichtungen mit sich, 
die besonders für die Knappschaftsinvallden unbefrie- 
disend sind. Die Knappschäftsinvaliden schneiden 
dabei am anaklechteeten ab, obwohl gerade die 
Bergarbeiter die Abrede mit allen liaßnahmen vertreten 
und letzten Endes durch ihren Druck ist auch diese 
Abrede zustande gekommen, nicht durch die Tätigkeit 
der Hegierungskommission wie das so allgemein ange- 
nommen wird. Durch den Druck der Ber Reiser haben 
die Verhandlungen Fluß bekommen und die Berliner 
Stellen haben die Zusagen schon gemacht, ehe die Ver- 
handlungen mit der Saarregierung in Fluß gekommen 
waren. Die Knappschafts-Invaliden kommen am schlech- 
testen weg. ir haben deshalb auch eine Denkschrift 
an den Neichstag in der Angelegenheit gerichtet, wo 
wir unsere \leinung ausgiebig begründet haben, daß 
den een sl onsempFängern etwas mehr gegeben 
werden müßte. »ie haben nicht nur allein die Anrechte 
aufgrund des Versailler Vertrages moralisch, sondern 
‚sie haben auch moralische Anrechte aufgrund 
des Niotenwechsels der zwischen der deutschen und 
Tranzösischen Hegierung geführt worden ist und auf- 
grund der Gesetze ‚dic man 1920 im Neichstag und 1921 
in Preußen erlassen hat. Juristische Anrechte sind 
wohl nicht gegeben, aber moralische Anrechte bestehen, 
die auch von damaligen en anerkannt wor- 
den sind. Deshalb können wır €s nicht verstehen,wenn 
man 
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man den Anappschaftsinvaliden diese kleinlichen 
Beträge anpletet. ir können es aber auch nicht ver- 
stehen,wie noch nachher von verschiedenen stellen 
Schwierigkeiten gemacht worden sind wegen den reichs- 
gesetzlichen lientenenpfänger der Kaappschaft . hir 
glauben,daß es notwendig ist,daß alle Parteien des 
Saargebletes auch dieser Frage ihre Aufnerksankei 
etwas besser zuwenden,damit für die Anappschalts- _ 
a hi ap u etwas herausgeholt wird. Jedenfalls 

ann man verlangen,daß die ärbeiter-(nvaliden dassel- 
be erhalten wie die Angestelltsn-Invaliden. Auch da- 
gegen geht unser schärlster Protest. Ich habe schon 
in der Kommission darauf hingewiesen,daß ein Teil 
invalidenrentner gar keine oder eine ganz kleine 
Kentenerhöhung erhalten. Ich spreche Ädle Forderung 
aus, daß eine Zurückerstattung überhobener beträge 
nicht infrage kommt und daß dafür Sorge getragen wird, 
daß die Leute das behalten,was sie haben. %s werden 
sehr wenig Fälle vorhanden sein,äber es werden welche 
vorkommen. Herr \leiß hat gesagt, die Leute bekommen 
doch nichts. ich habe bereits erklärt, daß uns das 
nicht ee a er es ist ein Fortschritt zu ver- 
zeichnen. Die Leute bekommen doch mehr als sie haben. 
Ich habe ein günstiges 3eispiel errechnet,allerdings 
ist es das Günstigste,was es gibt. ich sage das 
Günstigste,damit ich nicht falsch wrstanden werde. 

Ein Invalide,der seit 1991 Witglied war 

und Deiträge gezahlt hat und 1921 invalidisiert wird, 
erhält 18.05 wark von der Keichsunstalt und 30.-Ers. 
Zuschuß an der Saar = 323,10 Frs. Würd der Staatszu- 
schuß entsprechend unseren Anträgen erhöht,so bekount 
er 86.-Frs. von der »aaranstalt. Er bekommt vor dem 
1.41.1927 = 115.50 FErs. mit dem: Vorschuß jetzt (5.-Frs 
mehr. Wenn ich 115.50 Frs. nehme,dann macht es 
207.60 Frs. mehr monatlich aus und wenn ich 75.-Ers. 
davon abziehe,denn macht das „ehr noch 1l3X.-Frs.no- 
natlich aus. Das ist nicht sehr viel. Es sind keine 
Tausend Franken,wie bei einem Beamten, derin der 
besonderen Gehaltsgruppe ist, aber es ist immerhin 
etwas. Wir wünschen, daß nan auf diesem Boden weiter- 
arbeitet und wir sprechen die Erwartung aus,daß da- 
rauf in allen Zweigen der Sozialversicherung weiter- 

earbeitet wird. Ich kamn daran erinnern daß dıeser 
Invalide,wenn er außerhalb des Saargebietes wohnt, 
seinen Reichszuschuß vom Reich bekomnt,das sind 6.- 
Mark monatlich. Er erhält dann 54.05 liärk un Kente 
heute ‚während dieser llann in der Vorkriegszeit 15.- 
Nark erhielt. Das ist eine ansehnlichs Erhöhung, die 
nicht ausreicht ‚aber ich wette 1lV gegen L,hätten wir 
im Reich das Geld ‚das 1914 da en wäre es noch 
wesentlich anders. 


(Zuruf des Abg.Weiß: Ihr habt ja dazu geholfen) 
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Die Zahlen sind nicht abz ia uns Ich:weise darauf 
hin,welche ilehreinnahmen entstanden sind. Die Lei- 
stungen der Ärbeiterschaft durch Deiträge sind gestie- 
en,sind stark gestiegen. Aber ich gestatte mir, 
Ban hinzuweisen, wenn die Beiträge nicht 
gezahlt 
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gezahlt. würden, könnten auch die Leistungen nicht 
Besanıt werden. Wenn die Arbeitgeber, - meinetwegen 
err Röchling- allein die Beiträge zahlen würden, wäre 
das Endergebnis dasselbe. Sie würden dafür weniger 
ohn zahlen. Jeder Gewerkschaftler weiß, wie sie ihre 
Betriebsbilanz machen. Sie stellen fest: So und soviel 
wird ausgegeben für die Erzeugung einer Tonne Kohle, 
darin sind soziale Ausgaben und die Arbeiterlöhne 
, Praktisch gesehen, hat es keinen Zweck, 
ob der Arbeitgeber die Beiträge allein zahlt, oder 
der Arbeitnehmer die Hälfte. Die Arbeitgeber würden 
dann dazu noch erklären, dann wollen wir allein be- 
stimmen, wie es bei den Berufsgenossenschaften der 
Fall ist. Dafür ist uns die Sozialversicherung viel 
zu gut, als daß wir ein solches Experiment machen 
wollen. Ich darf daran erinnern, daß die Kommunisten 
dafür gestimmt haben, daß die Arbeiter in der Reichs- 
Brausepaft 9/5 der Beiträge zahlen sollen,damit sie 
3/5 Mitbestimmungsrecht erhalten sollen. Sie Sozial- 
demokraten haben erklärt, 2/3 Mitbestinmungsrecht 
für den Arbeitnehmer und 1/3 für den Arbeitgeber und 
Halbierung der Beiträge. Als der Antrag abgelehnt 
wurde, stimmten sie dem Zentrumsantrag auch zu. Sie 


haben also dieselbe Politik gemacht wie die Kommunisten. 


( Lachen ) 


Ich gestatte mir darauf hinzuweisen, daß wir in all 
diesen Fragen nr Ye pie treiben müssen,weil wir 
die Lage der betreffenden Rentnerkreise heben wollen. 
Ich stelle fest, daß dies von den Kommunisten nicht 
gehandhabt wird. 


(Zuruf des Abe. Weiß: Eure Politik!) 


Ja, Herr Weiß, Sie müssen sich schon gefallen lassen, 
daß wir uns nit Eurem Antrag befassen. Zu dieser Vor- 
lage sagt Ihr garnichts. Ihr macht es Euch sehr 

leicht, geht nicht in die Kommissionssitzung, weil 

die Materie vielleicht zu schwierig ist, stellt nach- 
her aber Anträge, die nit der Vorlage xaun etwas zu tun 
haben. In Eurem Antrag wird gefordert: 


"l. Zusammenfassung des gesamten Sozialver- 
sicherungs-, Gesundheits-,Wohlfahrts- und Für- 
sorgewesens zu einem einheitlichen Versorgungs- 
wesen , um so ausreichenden schutz bei Erwerbs- 
ey rankheit Vutall, Invalidät und Alter 
sichern. 


Richtig, die Idee ist klar. 
(Zuruf des Abg. Gäruucı. Yle nicht neu ist!) 


Ja, die nicht neu ist, die aber praktisch Benzsen: 

an der Saar nicht durchführbar ist. Wenn Ihr Real- 
olitik treiben und die Hetze gegen die Sozialdemo- 
traten einstellen würdet, _könnte so ein Antrag einnal 
im Reichstag durchgehen. Ich darf daran erinnern 
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daß im jetzigen Reichstag 153 sozialdemokratische Ab- 
eordnete sitzen. Kommunisten sind mit 52 Sitzen ver- j 
reten, die auch sagen, wir sind Arbeitervertreter; I 
ob sie es sind, überlasse ich der Beurteilung anderer r 
Leute. Also mit Sozialdemokraten und Kommunisten zu- 
sammen wären 42 % der Stimmen im Reichstag für eine 
esunde oualpolitik da. Es wäre ein Leichtes,bei 
er kommenden Wahl die 8 % noch herauszuholen, wenn 
die Arbeitnehmerschaft gemeinsam vorgehen würde. 


(Zuruf des 2 Aalitugt Ich werde Euch beweisen, 
wie Eure Liebe zu den Kommunisten 6%.) 

Ich wette l0O_ gegen 1, daß man durch eine gesunde Real- 
politik die Lage der Arbeiterschaft besser hebt, als 
wie wenn man sagt, die Straße muß es machen. ir wür- 
den dann für die Hebung der Lage der Arbeiterschaft 
viel mehr erzielen können, als wenn man Aug in diesen 
SB ament ist doch nichts zu machen, die Straße muß 

es machen. 


(Zuruf des Abg.leiß: Ich habe Ihnen schon mehr | 
als tausendmal erklärt, daß nichts zu machen ist.) 


Doch es ist zu machen, das habe ich Ihnen jetzt ge- n 
zeigt. Daß es zu machen ist, sehen »ie an der Ver- 
gangenheit im Reich. Ohne die Realpolitik, die wir 
üben, hätten leider die Rentner noch die 15 Mark wie 
in der Vorkriegszeit, sie hätten vielleicht nicht 

die 40 - 50 Mark, die sie heute haben. Auch die Pen- 
sionen in der Knappschaft haben sich im Reich weit 
über 100 % BEENE. 4% TUNER DaShAT? zahlte schon 
in der Vorkriegszeit die höchste Pension, die um 
mehr als 100 % erhöht worden ist. Ich will Ihnen ein 
drastisches Beispiel anführen. Der St.Goarer KXnapp- 
schaftsverein, der get in der Re Ler DADINEREL 
ist, zahlte in der Vorkriegszeit monatlich ©.-I Pen- 
sion,heute dagegen erhält der ae me Bergmann, 
welcher damals 6.-M erhielt, 80,50 Mark Pension monat- 
lich. Glauben Sie nicht daß da der Mann diesen Vor- 
teil einsieht, den gerade meine Partei im Reichstag 
RR eRLSn hat, daß er schließlich diese Wehrleistung 
erhielt: | 
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Dann wird gesagt, die wittel für das zu 
schaffende Versicherungswesen hat der Unternehner auf- 
zubringen. Ich frage nun, wer bringt die Wittel auf 

ür diejenigen, die überhaupt nicht mehr im Arbeits- 

rozeß Stehen nder gestanden haben? Wenn man natürlich 

ie Staatsfürsorge vertritt, dann müßte man auch schon 
die (burage haben, zu sagen, daß der Staat selber die 
Geschichte schmeißt. 


(Zuruf des Abe. Weiß: Wer wird heute regiert 
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von Staat? 


Dann hat es auch nur der Staat_zu machen, und die 
Selbstverwaltung, wie sie von Ihnen beantragt ist, 
wäre nicht gut zu nennen, wenn nicht die ganze Struk- 
tur der Verwaltung vom Staat durchzuführen wäre. 


Dann 
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Dann wird gesagt, Festsetzung der Altersgrenze aul 

50 Jahre, voller Rechtsaaspruch auf Unterstützung | 
Sicherung auskömnlicher Kenten, Ersatz des tatsächlichen 
Lohnausfalls. Nas geschieht aber mit denen, die unter 
50 Jahren Invalide werden? Es ist doch selbstverständ- 


lich, daß sie auch etwas erhalten müssen! 


(Zuruf des Abg.Weiß: Das ist doch die Höhe!) 
Das Fe ja an Demagogie! Ich werde €8s 
nachher beweisen! 


Ich muß alle Eventualitäten in Erwägung ziehen. Sobald 
die Arbeitsunfähigkeit,die Invalidität besteht, nuß 
natürlich auch die Kente gezahlt werden. 


(Zuruf des Abg.Daub: \ias heibt Altersgrenze?) 
(Zuruf des Abg.Weiß: br versteht das nicht besser! ) 


Zuruf des Abg.Daub: Sehr richtig!) 


(Zuruf des Abg.Lieser(SP):Es ist gut, daß man uch 
| | ns kennt:) . 
(Zuruf des Abg. Daub: ir hubsn »18 noch gebraucht!) 


Zuruf des Abg. Lieser: Sie haben noch gefehlt!) 


Ich stelle fest, daß zu dem Gesetzentwurf keine An- 
träge vorliegen. Ich hätte erwartet, daß die Aonmmu- 
nisten zu diesem Entwurf diese und jene Abänderungs- 
anträge gestellt hätten. Leider ist das nicht der 
Fall. Man zieht nur eine Geschichte auf, die drauben 
bei den unwissenden Lesern der Arbeiter-Zeitung darun 
einen wunderbaren Anklang findet, weil dıe Date 

die Verhältnisse nicht kennen. 


(Zuruf des Abg. Weiß:Die Leute sind nicht so 
unwissend wie Ihre, sonst wären Sie schon längst 
zum Teufel gejagt |) 


Ich slaube, daß man das eine festhalten muß: Es ist 
richtig, die deutsche Sozialversicherung ist sehr 
verzwickt aufgezogen. Aber sie ist nun einmal da. 
ip müssen alle daran mitarbeiten, daß sie verein- 
facht wird, daß das herauskommt, was unbedingt für 
die betreffenden Opfer der Arbeit notwendig 1st. 

Dann möchte ich noch auf eins hinweisen. 
Es da gesagt worden von Rußland. Ich habe heute _ 
morgen mit Staunen dem Herrn leiß zugehört. Ich bin 
der Mei nung, wenn er es ehrlich meint, dann muß man 
ihm mit seinen Ausführungen Beifall zollen. Aber ich 
setze voraus, dab er auen die tatsächlichen Verhält- 
nisse kennt. 
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Es ist nun einmal nicht so wie es Ölters gesagt 


wird. Ich habe selber Notizen,Zeitungsausschnit- 


te aus den führenden russischen Zeitungen ge- 
lesen, wo überhaupt kein Geld da ist in den 
Kassen der Versicherungsträger, um die Kenten 
und Pensionen &uszuhlen zu können. Ja, das mag 


auf dem Blatt Papier munchmul sehr schön stehen, 


über in der Praxis ist es doch wesentlich un- 
ders. Ich will ubsolut nichts über Rußland 

sagen, über ich stelle nur fest, duß mun doch 
objektiv die Suchluge nehmen soll,rie sie ist. 


Als ich nach Iluuse gekommen bin, habe ich 


mich gefrugt:Donnerwetter,du mußt doch den _ 
Weiß richtig verstunden huben. Ich sehe du mei- 
ne \uppe n.ch,in welcher ich solche Suchen uuf- 
hebe und stelle dunn fest, duß doch die Suche 
nicht so_ist, wie es Weiß sugte. Einige Bei- 
spiele. Ich weiß nicht, der Weiß sugte: Ju,der 
Röchling hut in Rußlund nichts mehr zu sugen. 


(Zuruf des Äbg.eiß: Dus hube ich nicht 
| gesugt! 
(Zuruf des Abg. Lieser: Jumohlt) 


(Zuruf des abg.Weiß: Ich hibe gesugt,in 
Rußlund hit er uusgespiclt, und wir wer- 
den vuch dufür sorgen, duß er in Deutsch- 
lund z.usgespielt hät.) 


(Zuruf des Abg.Lieser: Dis ist dusselbe!) 


Aber ich stelle fest, duß gerude Rußlind die 
deutschen Kapitalisten in’s Land holt. as 
hat der Schachtyprozeß alles mit sich gebracht. 
Da haben wir gesehen, daß die Firma Thyssen 
ungeheuere Aufträge erhalten hat. 


Ist den llerren Kommunisten nicht be- 
kannt, welche Arbeitsverträge die deutschen 


Arbeiter,auch wenn sie Kommunisten sind, unter- 


schreiben müssen, wenn sie nach Rußland gehen? 
Barrerträge, die ich Ihnen einmal zum 
Studium empfehlen möchte. Es heißt da in den 
Paragraphen: der \ann wird einfach engagiert, 
er muß die Arbeit unter den Bedingungen ver- 
richten, die ihm in den Parägraphen vorge- 
schrieben sind, er hat nicht das Necht,sich 
politisch zu betätigen, 


(Zuruf des ibg.Petri: Hört, hört!) 


er hat nicht das Recht, die Arbeit zu verlas- 
sen; er darf nicht betrunken sein; er muß sich 
strıkte an das System halten, das vıglleicht 
im Jahre 1820 oder 1830 noch an der »aar ın 
EHE Bewegen ist. Ja,der Jerr Weiß war 
auch in Kußland. Ich kann mich noch gut ent- 
sinnen als ich Bergmann gewesen bin. Een, 
amals 
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damals der Bergrat gekommen ist, dann haben die N 
arbeiter vorher 8 bis LU lage aufräumen und N 
putzen, ja sogar weißen müsse. Das scheint man «i 
euch in Mußland zu machen,wenn eine Delegation j: 
ankommt. ich nehme an, daß Die es mit der wahr- h 
heit nicht so genau nehmen, denn sonst müßten # 
sie auch die “eläungen über die Verhältnisse h 


in Rußland bringen, die ja selber die russi- i 
schen Arbeiter erzählen und die russischen Zei- 
tungen bringen. | 






\Zuruf des Abg.veiß: Das ist alles Schwindel 
von Ihrer Seite aus; ich werde es Ihnen 
eweisen!, 
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\Zuruf des Abg.Pstri: Die machen ihren Leuten 
potemkinsche Dörfer vor! 


Ich stelle fest, daß jede bürgerliche Zeitung 
in Rußland eine Vertretung halten kann, aber 
keine sozialdemokratische. 


(Zuruf des Abg.Weiß: Ich werde Ihnen nachher u 
potemkinsche Dörfer geben! 4 


Man läßt eben keine sozialdemokratische Vertre- 


ei | 
tung herein, weil man die Leute fürchtet. Ich “ 
stelle fest, daß deutsche Gewerkschafts-Delega- # 
tionen nach mußlend gehen wollten; man wollte 0 
ihnen jedoch einen Dolmetscher vorschreiben. . 


& 
(Zurul des Abg.Daub: Die fahren besser zu 
wussolini!) 
teile ich einmal fest, was der russische 
Verbandsvorsitzende des Bergarbeiterverbandes 
auf einer Delegiertentagung festgestellt hat. 
Es ist sein Argument von mir. Der sagt: „Unsere 
Verbandsfunktionäre- also die russischen- be- n 
tragen sich gegenüber dem Arbeiter nicht so,wie au 
es das Interesse der Sache verlangt. Sie er- 
klären das mit Überlastung. Diese Erklärung 
kann einer Kritik nicht EEE Pr wan soll 
verstehen, der Stimme des Arbeiters zu hören. 
Diese überlasten uns mit Verpflichtungen, blei- 
ben abar in der Ansicht stecken, bleiben unbe- 
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‚ohrsem, Dann ıst es klar, daß. die Arbeiter: uns .M 
meiden. Man darf nicht vergessen, daß man bei 1 
einer proletarischen Diktatur den Arbeiter nicht 4 
entbehren kann. 4 
(Zuruf des Äbg.Weiß: Wie es #3) in den 10 

Kram paßt! 4 


Bei einer Diktatur kann man den Arbeiter nicht 

entbehren. Aber diescr Verbandsvorsitzende : _ 

Stellt In Seiner Nrklärung.selbst fest, daß die 
Arbeiter unzufrieden sind. . 


Dann 
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Dann möchte ich dem Herrn weiß noch ein- i 
zelnc Ausführungen kommunistischer Delegierter ; 
auf dieser Bergarbeitertugung vorlesen; An der y 
Diskussion betciligten sich eine Keihe von u 
Delegierten. Da wird BRaner van eincun, die 
Grube U..... beschäftigt JUU Kann, die Wasch- 
räume fussen jedoch kaum GÜ Mann. Dice meisten 
verkskusernen im Donezrevier haben einen Ze- 
montierten Fußboden. Es wird weiter ausgeführt, 
daß Pensionen nicht so bezahlt werden,wie es 
sein müßte. Es wird Beschwerde über die Löhne 
geführt. Es wird darauf hingewiesen,und zwar ' 
im amtlichen Bericht des Dergarbeiterverbandes, 4 
daß sich auf 1000 Arbeiter Unfälle ereignet 4 
haben: 
im Jahre 1924 LLn 
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‚Zurufe: Fört,hört!) 





Bine amtliche Zeitung bringt Zahlen über üäie 
Löhne. Dabei wird derauf hingewiesen, daß die 
Löhne unhaltbar geworden sind. Die Bergarbei- 
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terlöhne betragen EU Rubel. Da wird weiter ge- i 
schrieben, daß die Ingenieure 41) hubel erhalten, 


während die Arbeiter nur 6U Kubel bekommen. Das 
mittlere rersonal erhält 254 Rubel. 


m = a ee ei nr - 
‚Zurul des Abg.weıß: Unc was verdienen denn 
dıe Ingenieure in Deutschland”, 


410 Rubel, das sind ungefähr 5l0O uark. wenn | 
der llerr Jeiß sich einmal dafür interessiert, j 
ich glaube kaum, daß die Übersteiger an der | 
naar 510 lWlark gehabt haben. Das jüngere Perso- 
nal erhält 215 wark. Also die Bergleute, die 
in alitäglicher Lebensgefahr ihre arbeit ver- 
richten, erhalten 60 Kubel. Dieser Betrag 
reicht bei weitem nicht an das heran, was in 
Deutschland gezahlt wird. So sind nun einmal 
die Verhältnisse. Ich würde es begrüßen, wenn 
die Kommunisten die Sachlage, so wie sie ist, 
zugeben würden. Sie könnten ja meinetwegen 
sagen: Es war schwierig, die »ache aufzu- 
bauen und weiterzuführen ‚schwieriger als wir 
erwartet hatten, aber rir vollen arb.iten,daß 
es besser wira. Aber das tun sie nicht, sondern 
sie machen etwas anderes: Ervecken llofinungen, 
schimpfen über andere Parteien, die tatsäch- 
‚lich das Bestmögliche getan heben, um zu Nutz 
und Frommen der Arbeiterklasse aie lage_zu | 
bessern. Ich bin nicht dazu da, um die Folitik, 
die der Reichsminister Brauns vertreten hat,zu 
verteidigen. Herr lieiß weiß ja, daß die«kote 
Fahne” das Organ der Kommunistischen Fartei 
ist. Die „Rote Fahne" schrieb am 8.2.1921 bei 
einer Lohnbewegung städtischer Arbeiter ın _ 
Berlin:„Man war päpstlicher als der Ba 
ZLUFU 
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(Zuruf des Abg.\leiß: Du mußt schon ziemlich 
weit zurückgreifen,mein Lieber. 


Nur weil Du die Zeitung damals nicht gelesen hast. 
Da schimpft die,hote Fahne" darüber, weil der Ber- 
liner Magistrat die Lohnbewegung nicht vor den 

chlichtungsausschuß gebracht hat und den dort zu 
fällenden Schiedsspruch nicht als verbindlich an- 
erkennen will. Dann gibt sie aber 1921 am 16.4.an, 
daß die Verbindlichkeitserklärung eines Schieds- 
spruches unbedingt notwendig sei. 


(Zuruf des abg.Weiß: Da lügst Du aber,mein Lie- 
ae Da legst Du aber die „Rote Fahne" vor,mein 
ieber! 


Ich zitiere nur das,was in der Gewerkschaftszeitung 


steht. Dann will ich einen Artikel aus dem 
Jahre 1924 vorlesen. 


Vorsitzender: Herr Abgeoräneter lloffmann,wollen wir nicht 


lieber aufhören. 


(Zuruf des a San near Sie ihn nur 
reden, er muß sich ja davon ernähren. 


- Lachen - 


Ich stelle nur fest, daß die„Rote Fahne" als Zen- 


tralorgan der Kommunistischen Partei bis zum 1. Janu- 


ar 1924 die Verbindlichkeitserklärung der Schieds- 
sprüche mit allen Fasern vertreten hat. Das ist 

in der Geverkschaftszeitung festgestellt worden 
und die,„lote Fahne" hat es bis jetzt noch nicht 
widerlegt. Es würde mich freuen,‚wenn Herr weiß 
einmal in BESSERE BEL BOBE " diese rd Aa 
der Gewerkschaftszeitung entkräften würde. Er 
bringt es wohl fertig, wenn er es mit der Wahrheit 
nicht ernst nimt. 


Ich komme nun zum Schluß und richte 
nochmals an die hegierungskommission das Ersuchen, 
daB die Angelegenheit so bald als möglich durch- 
geführt wird. Wenn es dem Landesrat möglich war, 
innerhalb 8 lagen die Begutachtung dieser Vorlagen 
zustande zu bringen,dann kann man erwarten, daß 
die Hegierungskommission nun auch innerhalb 14 Ta- 
sen den Lrlaß der Gesetze durchführt. 


(Bravo bei den Sozialdemokraten! ) 
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Vorsitzender: Jas lort hat lierr Abgeorüneter Diehl! 


abge. Diehl (DSV): Meine Herren! Ich muß gleich auf die 


“usführungen des lierrn seiß eingehen ‚der wirklich 
mit seinen Ausführungen die Anerkennun desjenigen, 
was die soziale Gesetzgebung und ihre sinrichtungen 

is heute der arbeiterschaft gebracht hat, doku- 
mentiert und dawit anerkennt. Nur in den Ausfuh- 
funzen und in den Leistunren scheint er nit den 
Sinrichtungen nicht einverstanden zu sein. Ich 

aube nicht, daß irgend eine Partei im lause wit 

en Leistungen der betreifenden sosialeinrichtung 
restlos einverstanden ist,das dürfte jedoch llerrn 
“eiß bekannt sein, da er zu denen gehört, oie stets 
gleiches Hecht für alle predigen, 


(zuruf des Abg. seiß: ilerr Köchling aber auch 
nicht !) 


und dann weil wan keine Stellungnahne zu der Gesetzes- 


vorlage selbst niunt, sondern anträge hereinbringt, 
die Dinge fordern ‚die in :irklichkeit garulcht zu 
erreichen sind. .ienn man in den Anträgen Iordert, 
dab die Arbeitgeber allein die .ittel für die 
sozialen Linrichtunsen in zukunft auibringen sollen, 
gann darf man sich nickt wundern, wenn 

bald die Verwaltung der Versicherungsorgane ganz 
in gie Hände der Unternehmer übergeht. nein lieber 
Herr “eiß, wenn drüben im ıeich selbst uie Komuu- 
nisten nitgestinmt haben, wenn dort 25 und 3/5. 

in bezug auf die Einrichtung eingegangen sind. Lie 
Unterneimer werden schon versuchen,nach wöglichkeit 
dieses der arheiterschaft strittig zu machen, wenn 

da Dinge durchgehen würden, wie düs dıe KXoumunisten 
nach der Richtung hin gefordert haben. Es wäre auch 
für uns ein leichtes,anstelle von 360 - oUU,- Franken 
zu Setzen, damit wäre nichts gesagt, und es wäre 
nichts erreicht als ein billiges Ägıtationswittel, 
aber das wollen wir nicht. ir wol en gerade dasje- 
nige, was dus deutsche Gesetz der sozialen Versiche- 
rung, das wir in der Vorlage der ee rung wit der 
a ibe koer abrede vorgeschen haben und für das wir 
auch nach „öglichkeit in den Koumissionen stlüuten, 
So wie der Freund Gärtner schon gesärt hat, uuter- 
halten. un zun Gesetz selbst. 


senn es auch von der hegierungskomission 


etwas lange gedauert hat nach der neidelberger abrece. 


em Landesrat ist die Vorlage vor wenigen lagen zuge- 
Bangen und der Landesrat hai sich nit all seinen 
‚arteien bemüht,eine Klärung zu schaffen. Unsere 


Tjr 
Y 
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ünsche gehen dahin, daß die Vorlage wöglichst bald 
zum Gesetz erhoben wird. auch wir stellen den an- 
‚trag, daß den “aisen anstatt bisher 2/1U nunmehr 
O/LÜ gegeben werden sollen. Auch wir begrüßen es, 


dal 


23 ann 





Syyarag 3y251yd nu DEI SGZ, 720454 vos 4 7 


2% pez 











FE RESET! U Aare 
ee ar A ni rs Tan a ie 
MET. Be m we N Auer, ae AUTOREN, ET. 
U RERT TARA RR DRERES U ÄNERETRRE 

a: aa WR BAN 4 le: PR); PD I 
2 RE Rn hen: ale 

Ai B ur vH Raw Jar 1 
„Ar, I, Y - \ wel N) 
Burn Hu 


Mu 
er N 


; 
I)J 4 


daß den \laisen bis 15 Jahren und bei einer beruflichen 
Ausbildung bis 18 Jahren das gleiche gewährt wird. 4 
übrigen wünschen wir, daß sie mit 20 % höher ein- j 
‚esetzt werden,das entspricht ungefähr den Zahlen, 
ie von Freund loffmann bereits genannt worden sind 
und außerdem wünschen wir auch die Streichung Jes 
Artikels lO der Vorlage bezüglich der Äusführungs- 
bestimmungen im Saargebiet, damit wir auch nach der “ 
Richtung hin das gleiche wie die anderen Parteien = 
Kewoi4t haben. Desgleichen fordern wir, daß eine 1 
ovelle zur VER RSS Fee bung in Baurgebiet vorge- 
4er wırd,danit der Ausgleich ‚der heute in der Un- | 
fallsesetzgebung noch besteht ‚demnächst noch zu 
Gunsten der Unfällverletzten beseitigt wird. .ir 
wünschen von der rtegierungskommi ssion,daß die ge- 
machte Altunfallrente bald auch auf dem Verordnungs- 
wege beseitigt wird. N : 
Jar verlangen, daß eine liovelle zum 
en {hagepe ı gegeben wird, dawit ein unhalt- 
barer Zustand durch Gesetzeskrait der Verwaltungs- 1 
behörde, aer letzten Instanz zugehen wird. | 4 
In bezug auf die Angestelltenversicherung a 
wünschen wir in der Zahl, was angeboten wird. lir 
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werden ja beiu Zustandekoumen des Vierten Buches 3 
der R.V.O. fordern, näulich 20 ». SEAN “ 
jir wünschen ferner, daß die jetzt be- “ 


ratene Gesetzesvorlage in aller fürze zun Gesetz ® 
erhoben wird,dauit den Sozialrentnern nicht mehr 
lange das,was ihnen vorenthalten worden ist, noch 
lange vorenthalten win. 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr kegierungsrat layer! | 


Regierungsrat Mayer : eine Herren! Gestatten Sie mir, 
daß ich zu einigen Ausführungen ergänzende Be- 
merkungen mache. Ich schicke voraus, daß Herr 
Ministerialdirektor Dr. Thissen es außerordent- 
lich bedauert, nicht hier sein zu können. »ein 
Gesundheitszustand läßt es nicht zu, nachdem 
er am Montag dreieinhalb Stunden an der Debat- 
te in der Kommission teilgenommen hat. 


Herr Abgeordneter lioffmann hat die Frage ! 
Beet, ob es zutreffe, daß Herr lünister | 
orize in der RES TOR skommission mathematische 
Berechnungen verlangt habe, um zu prüfen, ob u 
die in der Vorlage vorgesehenen leistungen un 4 
10 oder 20 % erhöht werden könnten. Was in die- } 
ser Beziehung in der Regierungskommission vorge- 
gangen ist, weiß ich nicht. Ich weiß nur, daß 
Eee lich einer Besprechung zwischen den 
erren Ministern \Morize und Koßmann,Herr \ünister 
Morize darauf hingewiesen hat, daß der Vorlage » 
sowohl als auch der Begründung keine versiche- j 
rungsmathematische Berechnung zugrunde läge 
und er Wert darauf legen müsse, zu sehen, wie 
sich die neuen Gesetze auswirken würden. Herr j 
Minister Koßmann hat zugesagt, das fehlende | 
Zahlenmaterial zu beschaffen und hat unsere 4 
Abteilung, die Abteilung für Sozialversicherung ı 
mit der Beschaffung beauftragt. ’ 
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Es ist ferner darauf hingewiesen worden, 
daß die Ausarbeitung der vorliegenden Verord- 
nungen zu lange Zeit in Anspruch genommen hätte. 

Meine Herren! Wir haben dieserhalb in der Be- 
ee Garaui hingewiesen, daß alle beteiligten 
tellen ihr nn getan haben, um die 
Arbeiten so schnell als möglich zu beenden. In 
der Begründ heißt es, daß die letzte münd- 
liche Verhandlung ni soon 1928 stattgefun- 
den hat. Es waren seit Unterzeichnung der Heidel- 
berger Abrede unendliche schriftliche und münd- 
liche Verhandlungen erforderlich, denn aufgrund 
der Abrede allein, konnte die Arbeit nicht ge- 
leistet werden. Erst mußten die vielen FERGAR, 
die sich ergaben, geklärt werden und dann Konnte 
erst die Arbeit beginnen. Ich kann Ihnen ver- 
sichern,daß wir alle das größte Interesse haben, 
die Versicherten sobald als möglich in den Ge- 
nuß der erhöhten _Nente zu bringen, denn wie N 
sollten wohl die leitenden Herren ein Inte- | 
resse daran haben, die Sache zu verzögern, da 
doch das Geld von Deutschland kommt. In der 
Voraussicht, daß es sobald nicht möglich sein 
wird, die Vorlage zum Gesetz zu erheben, werden 4. 
seit 1.1. 1927 Vorschüsse gezahlt, die so an- 3 
gemessen sind, daß Herr Abgeordneter Hoffmann 
sogar befürchtet, daß Überzahlungen stattfinden. 
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stattfinden. Die Befürchtungen des Herrn Abge- 
ordneten Hoffmann sind durch Artikel 10 der vor- 
liegenden Verordnung unbegründet, da in dem ge- 
nannten Artikel Ausnahmen vorgesehen sind. 


Herr Abgeordneter Hoffmann hat bemängelt, 
daß zu der vorliegenden Verordnung jetzt und auch 
in der Vergangenheit die Versicherungsträger 
nicht immer gehört worden seien. Ich kann Ihnen 
versichern, daß gerade die lierren der Knappschaft 
immer zugezogen und über die einzelnen Punkte be- 
fragt worden sind. liir haben also der Pflicht,die 
Versicherungsträger zu hören,vollauf genügt. 


Was Herr Abgeordneter Hoffmann vom, 
Schriftverkehr mit dem Internationalen Arbeitsamt 
’esagt hat, kann ich nicht bestätigen; von einen 
lerartigen Schriftwechsel ist mir nichts bekannt, 


jedenfalls ist er nicht durch unsere Abteilung 
gelaufen. 


Bezüglich der Elsaß-Lothringer Knapp- 

schaftsvereine und des Saar-Knappschaftsvereins 

andelt es sich nicht nur um Zustimmung, sondern 
der bereits bestehende Vertrag soll ein Bestand- 
teil des über die SPENEDIGEPESIEFUNG Ba abzu- 
schließenden Vertrages bilden. Das hindert aber 
nicht daran, daß der Knappschaftsvertrag in der 
ukunft wie in der Vergangenheit in Anwendun 
kommt. Die Ansicht des Herrn Abgeordneten Hoff- 
mann, der Vertrag sei zugunsten der Franzosen ab- 
eschlossen, ist irrig. Ver äh Arne vr auf 
egenseitigkeit und die Vorteile, die den elsaß- 
lothringischen Arbeitern im Saargebiet zuteil wer- 
den, werden auch den saarländischen Arbeitern, die 
in Blsaß-Lothringen arbeiten, zuteil. 


‚Ferner hat Herr Abgeordneter Hoffmann | 
darauf Enger. osen, daß je niedriger der lohn ei- 
nes Versicherten desto nledriger die Lohn- 
klasse sei und. damit auch die zur Invalidenver- 
sicherung zu entrichtenden DEREN: 

 _Meine Herren! Es ist zu berücksichtigen, 

daß die Rente in der ge er ng | zu 

vier Fünftel aus festen Bezügen besteht, d.s._ 
Grundbetrag,Staatszuschuß und Kinderzuschuß. Die- 
Teile der Rente werden immer in gleicher Höhe ge- 
zahlt, Be reich, in welcher Klasse der Versicher- 
te seine Beiträge gezahlt hat, deshalb muß auch 
en hier den wirtschaftlichen Verhältnissen 

echnung getragen werden. 


Bezüglich der Unfallversicherungsvorlage 
hat Herr Ministerialdirektor Dr. Thissen sich vor- 
behalten, die Vorlage selbst auszuarbeiten, und 

ich glaube wohl, daß Herr Dr. Thissen, sobald er 
se Eonepen ist, es als seine erste Arbeit 


betrachten wird, die Vorlage auszuarbeiten und 
Ihnen vorzulegen. | 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes(Chrl.3.P.): Meine Herren! Ich glaube,es ist 


genug geredet worden und wir sind über die 


andesgrenzen hinausgekommen beinahe in andere 
£rdteile. 


Wir haben auf dem Standpunkt gestanden, 


daß die Vorlagen etwas spät eingegangen sind. 
Auch wollten wir deshalb die Vorlage ablehnen, 
doch nachdem versichert worden ist, daß sich 
die Gewerkschaftsführer mit den Vorlagen be- 


schäftigt haben, haben wir uns in der Kommission 


damit begnüst, da wir eine Verschiebung der er- 
höhten Rentenzahlung nicht wollen. Aus diesen 
Grunde haben wir uns entschlossen, der Vorlage 
zuzustimmen selbstverständlich mit den Abände- 
rungen, die im Kommissions-Protokoll verzeich- 
net sind. Bee 

Ferner verlangt meine Partei die bal- 
dige Vorlage über die Unfallversicherung und 
die Knappschafts-Novelle. 

Ich habe nichts dagegen, wenn weit 
ausgeschweift wird, aber wir müssen uns doch 
fragen, kommen wir nicht zu weit aus dem Hahmen 
heraus. Ich stelle die Frage, wollen wir heute 
die ganzen Sachen verabschieden, dann könnte 
‚sich der eine oder andere Redner etwas kürzer 
fassen, denn es brauchen heute die großen 
Wehlreden nicht stattzufinden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 
Abg. Schmoll(DWP): Ich werde den Rat meines Vorredners 


etwas befolgen,und weise zunächst darauf hin, 
daß die Vorlage uns erst seit MR EeR Tagen zu- 
gegangen ist. Es ist meiner Ansicht nach ganz 
ausgeschlossen, daß man bei einem so kompli- 
zierten und einem so umfangreichen »toff sich 
in wenigen Tagen schlüssig werden kann. Die | 
Beratung hat unbedingt unter der Kürze der Zeit 

elitten. Wir haben selbstverständlich nichts 

werden, und sind auch mit dem er 

entrurf im großen und ganzen einverstanden. 
Aber wir übernehmen nicht die Verantwortung für 
alle Einzelheiten, vor allen Dingen auch nicht 
für die Einzelheiten, die in den Zusatzanträgen 
gemacht worden sind. Wit dieser Einschränkung 
stimmen wir der Vorlage zu. | 


ga egen einzuwenden, daß die Vorlagen Ternbechie- 
e e 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das llort hat Herr Abgeordneter heiß! 


Abg:. Weiß (KP): Meine llerren! Ich fühle mich reranlaßt, 


noch einmal kurz zu den Wingen zu sprechen und 
(Zuruf des Abg.Schmel.zer: Aber gekürzt!) 


ZWar den Erfahrungen, die wir gemacht 

haben bei der. l.und 2.landesratssitzung. Herr 

Hoffmann hat es sich age ee gemacht, 

vor konsequenten "ragen vorbeizudrücken, und 

auf der anderen Seite auch heute die Dinge zu 

drehen, wie er es in der l.oder 2,.»itzung gemacht 

hat.. Heute sagte er, daß die Kommunisten über-. 
ERBE keine Anträge eingereicht hätten. Wenn 

sich nur der Herr lloffmann, der llerr Petri und 

der andere Herr, den ich noch nicht kenne 


(Zuruf: Lieser!) 


merken wollten, elche Anträge die kommunistische 
raktion eingereicht hätten. Auch zu dieser Vor- 
age möchte ich den Herrschaften von der Sozial- 
demokratie unsere Anträge ins Gedächtnis zurück- 
rufen,und zwar besonders: Herabsetz der Alters- 
grenzc auf SV Jahre. lierr Hoffnann hat gesaugt, 
wir wollten für diejenigen, die noch keine 5u 
Jahre alt sind, keine Pension fordern. Das kann 
nur aus dem Hirn eines Herm iloffmann entspringen, 
obr:ohl cr das wissen müßte, weil er ja in der 
Sozialversicherung arbeitet. 
rg “ır haben fo:gende Änvräge gestellt: 
Herabsetzung der Altersgrenze von 65 auf 50 Jahre, 
Zahlung der Witwenrente von dem Tage an, vo der 
Tod des ilannes festges:cellt wird. fir haben fer- 
ner beantragt, die “aisenrente auch zu zahlen in 
dem Falle, wenn die Witwe nichts zu den Unter'al- 
tungskosten beiträgt, ferner daß die Kente aui 
360 für einen Invaliden- ,Altersrentner oder eine 
Witwe bezw. auf 180 Franken für eine „aise und 
als Kinderzuschuß 100 Franken gezahlt werden sol- 
len. Das sind Anträge, die wir direkt zu der he- 
" gierungsvorläge gestellt haben, in dem Falle,caß 
unser prinzipieller Antrag seiveus cer übrigen 
Fraktionen abgelehnt wird. 
Und nun noch eins zu Bußlan. Hier auf 
die Verhältnisse inaerharh Ger Wirtschaft und au? 
die Differenzen, dıe bestwenen,näher einrzugchen, 
den Gefallen tue ich deu Nerm Hoffmann nichv. 
Auf die Überflächlichkeit, mit der er die inneren 
Vorgänge ir Rußland behendels hat,werden wir bei 
Gelegenheit noch zurückkommen und ihm an eirer 
anderen »telle das sagen, was ihm zu Sagen ist. 
Wir werden ihn schon b=i Celegenheit ins rechte 
Licht setzen. ilan sagt, in Rußland gibt es keine 
freie Meinung, sonde”n nur eine Diksatur von 
einer Clique Kommunisten. Aber auf Ger ungeren 
“eLıß® 
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Seite kommt man hierher und ne rBel Lei tungsaus- 
schnitte und glaubt aadurch den Beweis erbringen 
zu wollen, wie brutal man in Kußland vorgeht. 
Ja, Kollege lloffmann, die fussen lieben es, die 
Fehler und Mängel der bestehenden lirtschaft 
rücksichtslos aufzudecken. Werden die Fehler 
und Mängel auch von Euch so aufgedeckt,wie es 
in Rußland geschieht? Dort hat man den Vorteil, 
daß bestehende Fehler und WMängel,wenn sie auf-. 
edeckt werden, beseitigt werden, was in den 
apitalistischen Ländern nicht _der Fall ist. 
»ie haben auch die Unfälle in Rußland genannt. 
Die Dergeesel dabei aber ganz sicher, daß in 
Deutschland doch fast jeden Tag die großen 
Eisenbahnunglücke passieren, daß gestern erneut 
ein erabes isenbahnunglück passiert ist. Davon 
redet Ihr als Sozialdemokraten garnichts. Ihr 
seht nur das, was_in Rußland vorgeht und in den 
kapitalistischen Ländern kann die Ausbeutung bis 
aufs Blut durchgeführt werden. Und wenn die ge- 
nannten Unfälle wirklich vorgekommen sind,dann 
sind es nicht so viel, wie in den kapitalisti- 
schen Ländern. Dann stellt besonders der letzte 
Prozeß, der in Rußland durchgeführt worden ist 
gegen deutsche Ingenieure und ehemalige Besitzer 


er Zechen, fest, daß gerade die Sozialdemokratie 


in Deutschland es ig ist, die ausführlich 
und fast allein auf weiter Flur den Schachtypro- 
zeß so hingestellt hat, daß es Rußland nur da- 
rauf angekommen sei,vielleicht mal eine kleine 
Der RL ENDE zu erhalten, um die Arbeiter zu 
beruhigen. Selbst die bürgerlichen Zeitungen 
mußten nach dem ersten Tage des Prozesses schon 
zugeben, daß Sabotageakte durchgeführt worden | 
sind. Ich sage Euch Sozialdemokraten allen drei- 
en, die Ihr hier sitzt, besitzt nicht wiederum 
die Frechheit, zu behaupten, daß wir den Leuten 
potemkinsche Dörfer vormachen würden. ir waren 
vor einem Jahr in Rußland, zu derselben Zeit 
schrieb Euere eigene Farteizeitung aus Bremen, 
daß in Rußland eine er bie ausgebrochen sei 
und Plünderungen in lloskau stattgefunden hätten. 
Euere eigenen Farteigenossen waren dort und 


mußten das als eine Be sd Dane hinstellen. 


Es wäre nur zu wünschen, daß Sie auch mal nach 
Rußland gingen, um die ganze Unwahrheit der 
sozialdemokratischen Presse an Ort und Stelle 
festzustellen. .-\Wenn Ihr hingeht und seht Ruß- 
land und berichtet wahrheitsgemäß_ wirklich das 
wie es wirklich aussieht, mehr wollen wir nicht. 
Wir haben noch nie gesagt, daß Rußland ein 
Paradies ist. Wir wissen als wWarxisten und 
Kommunisten, da? auch in Rußland noch manches 
zu verbessern ist. Aber ich sage Buch eins: 
Verkennt nicht die Verhältnisse in Rußland. 
Rufland hat den Anfang gemacht. Was war 
kußfland 
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Rufland unter der Herrschaft des Zurismus” Was 
hat es zu leiden gehabt unter dem Bürgerkrieg ? 
nelche Schwierigkeiten wurden und werden ihm 
gemucht von den Kapitulisten ? Da geht Ihr 
oziuldemokraten sö leicht darüber hinweg. 
Schwierigkeiten bestehen noch vom früheren 
System her, die werden auch noch beseitigt _ 
werden. Ihr sclit mal hingehen und die Wahrheit 
sugen, wie es wirklich aussieht, und wenn I 
dann die Wahrheit sugt, dann seid Ihr keine 
lage mehr in Eurer Purtei! Dunn geht es Euch 
wie es anderen ehrlıchen Soziuldemokraten auch 


gegangen ist, Ihr werdet aus der S.P.D.ausge- 
schlossen. 


_Bei dieser Gelegenheit möchte ich Herrn 
Petri gr; folgendes suügen: Nun hut in der 
sozi&ldemokr.tischen Presse und «uch schon in 
der Rechtspresse in den letzten Tugen einen bc- 
sondern Bricf cines chemuligen Kommunisten n&umens 
Hack veröffentlicht,der in diesem Briefe die 


doch kurz fussen! 


Behauptung uufstellt, daß der frühere Elber-. 
felder kommunistische Abgeordnete ,,Genosse Fritz 
GCharpentier, in Leningrud ohne Wissen seiner 
deutschen Genossen erschossen worden sei, weil 
er in einem Briefe nach lluuse die lichrheit ge- 
schrieben hätte. Hier habe ich einen Brief,wo 
der Genosse Paul Scholze,ein Freund des angeb- 
lich erschossenen, in lirklichkeit verstorbenen 
Genossen Fritz Churpentier, zu dieser unerhörten 
Verleumdung folgendes schreibt: 


(Zuruf des Beet: Sie wollten sich 


Kurz nuch dem lode des Genossen 
mumntier kum die Genossin Gharpentier, 
von Moskau zurückkommend zu mir auf das 
Büro und erzählte mir, daß sie auf eine 
Nachricht der Behörden und der Komintern 
hin,wonach ihr ülınn ernstlich erkrankt 
sei, nuch Woskıu gereist wur, um dort 
ihren NMunn zu besuchen und zu pflegen. 
Sie schilderte mir die schwere Krunkheit 
desselben bis ins kleinste. Sie schil- 
derte mir gunz BBABEESFOFIGE) wie sich 
die medizinischen und amtlichen Ürgune 
um die Pflege ihres iunnes bemüht und 
esorgt haben. Der Rücktrunsport «us ei- 
em underen Gouvernement, wo Charpentier 
sich «uf einer Agitutionstour befund, 
mußte wegen zunehmender Verschlechterung 
des Leidens Chürpentiers vorgenommen 
werden, und Charpentier wurde ‘unter Be- 
gleitung von Pflegeperson&l in der 1.Klas- 
se zurückgeführt. Die Aufnahme und Pflege 
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;m Moskauer Krankenhaus resp.»Sanatorium sei 
erstklassig gewesen. Frau Charpentier habe ih- 
ren ilann des öfteren aufgesucht, wobei ‚sich 
arpenvier sehr lobend über die Bemühungen 
cer Arzte und Pfleger ausgesprochen hat. Frau 
Charpentier ist auch der ileinung gewesen, dal 
dar Mon ihres Wannes bei der fortwährenden 
Verschlechterung des Leidens fast eine Erlösung 
für ihngewesen sei. Da ich mit Charpentier 
Surch eine meiner Reisen gut bekannt war ‚inte- 
ressierte mich das äInde aleses Genossen ganz 
besonders und Frau Charpentier,die meine An- 
teilnahme besonders erfreute, gab nir über al- 
les ausführliche Schilderungen, sodaß ich als 
einer der ersten in Deutsch and ein authentisches 
Bild von den letzten Leidenswochen des Genossen 
Charpentier aus dem Munde seiner eigenen Frau, 
die wochenlang in Iuülland war und täglich zum 
Krankenhaus pilgerte, erhülten habe. 

Die sowjet-russischen Behörden wie auch 
die kommunistische Purtei werden wohl zu dieser 
schumlosen Verleumdung noch einiges zu sugen 


ji: 

haben. # 
Paul Scholze ‚Berlin, ; 

Lippener Strade 16." j 

| Also ein ehemaliger Freund des Ver- # 
storbenen schreibt einen ausführlichen Bericht. i. 
Zu diesem ehem:ligen Freund kem die !ruu des ' 


Verstorbenen, d.: ihr llunn früher mit ihm zusum- 
men gewesen ist. Und Ihr stellt die Suche so 
hin, als wenn der Genosse Chuarpentier erschossen 
worden wäre. Jedes Mittel ist Zuch eben heilig, 
gegen vorjetruflind und gegen uns zu hetzen. 

Ich möchte zum Schiu? gesagt haben: 
Sie haben eben nochnels unsere grundsätzlichen 
Forderungen gehört, die wir hier gestelit haben, 
damit Sie nicht mehr kommen und sagen: Die Kom- 
munisten haben keine Anträge gestellt. Zu aller- 
letzt, mein lieber !'reund ann: Es ist nur 
gut, da” Du Page nal in ale Kommissions- 
sitzungen gehen kannst. \ienn ich verhindert 
bin, so hat das andere Gründe, weil ich noch 
anderes zu tun habe. Aber Du wirst mir das Hecht 
nicht nehmen können, in einer Flenarsitzung 
unseren grundsätzlichen Standpunkt zu vertreten, 
und das hat der Kolleze Wei getan. 


Abe. Hoffmann! _ 
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Vorsitzender: Das lort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 
Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Zu den Ausführungen des 


Herrn Abgeordneten Weil. möchte ich keine Stel- 
Jung mehr nehmen; es hat keinen Zweck, sich mit 
ihm noch weiter zu beschäftigen. 
Der Herr Mayer hat ausgeführt, der 

Vertrag würde Farität aufweisen. Das trifft 
wohl zu. Aber es gibt kein saarländisches Unter- 
nehmen, das im ic seinen Sitz hat und 
in Lothringen eine Zweigstelle aufweist ;denn 
nur für diese Arbeiter ist diese Bestimmung mal- 
gebend gewesen. Wan hätte sie auch ausbauen 
müssen auf alle Arbeiter. Das Abkommen hatte 
nur praktisch einen Wert für die Tranzösischen 
Arbeiter, die an der »aar bei einem französi- 
schen Unternehmen beschäftigt sind. Es war auch 
ee für die deutsch-saarländischen Arbeiter, 

je in Frankreich bei einem deutsch-saarländi- 
schen Unternehmen beschäftigt sind. Solche 
Unternehmungen gibt es aber nicht. Da? dem so 
ist, ist bei den be a eg zu er- 
sehen, indem die Weldefrist doch zu kurz war ‚weil 
das Abkommen veröffentlicht worden ist, als die 
Meldefrist schon abgelaufen war. Diese ilelde- 
frist ist in den Ausführungsbestimmungen um 

Monate verlängert wordei.,aber nur für die 


französischen Arbeitnehmer,nicht für die saar- 
ländischen Arbeitnehmer,soda. da eine Binseitig- 
keit vorliegt, welche dabei besonders heraus- 
tritt. Aber sıe besteht, weil die Struktur 
des Abkommens in der Hinsicht nicht so richtig 
ausgebaut war, wie es notwendig gewesen ist. 
Dann habe ich die Frage der Nieder- 
PR LagUnE heute in der Plenarsitzung angeschnit- 
ten. Herr Mayer hat öffentlich erklärt, dal man 
keine Zurückzahlung verlange, da“ also die 
Beprohkeit, so wie wir sie auffassen, gegeben 
1S = 


“e Dann gestatte ich mir noch darauf 
hinzuweisen: Herr Mayer hat gesagt: ja, Grundbe- 
trag,Staatszuschu” und Kindergeld sind aber 
leich, die haben mit der Lohnklasse nichts zu 
un. Ich dürfte ihn daran erinnern, da‘ meinet- 
wegen der SayaT, der nur 6 Mark pro Tag _ver- 
dient, denselben Grundbetrag,denselben Kinder-. 
zuschu” und denselben Staatszuschul bekommt, wie 
er, der an «er Ruhr 10 Mark verdient. Also auch 
leses Argument ist nicht stichhaltig. Ich will 
nämlich alles versuchen, um ihn von seinem Argu- 
ment ubzubringen. Die Lohnklasseneinteilung ist 
dazu da, um lohnunterschiede zu berücksichtigen. 
Sle, müssen auch im Reich berücksichtigt werden, 
weil ja der qualifizierte Arbeiter viel mehr 
verdient als der Lehrjunge. Auf Grund dessen mul 
 na&türlich auch da ein Unterschied gemacht werden. 
#Aber Kinderzuschu! ‚Staatszuschu? usw.haben eine 
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haben eine Höhe auch im Reich; sie müssen auch 
hier eine Höhc haben. Man mu? dann uuch von dem 
Umrechnungsfuktor 5 ubgehen, weil diese Auffassung 
nicht stimmt. Ich glaube, da! man dem auch Rech- 
nung trugen mu. ,damit der Stuutszuschuf ‚der Grund- 
betrug sowie der Kinderzuschu‘ auch erhöht werden. 


Bn 
nn 
ne 4 


Vorsitzender: weine Herren! Wir komuen zur Abstimmung! 
er für die Vorschläge der Komuission ist,möge 
die Hand erheben. 


‚Ich stelle fest, daß nur die Kommunisten 
dagegen sind. 


..  Ner für die Vorschläge der Kommunisten 
ist, möge die Hand erheben. | 

| Ich stelle fest, daß die Kommunisten 
allein für ihre Anträge stimnen. 


Danit ist die Vorlage verabschiedet. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: ir komuen nun ZU Punkt 4 der lagesordmuag 


betr.: 


Verbot aılitärischer Lbungen. 


BREIT D BBSBBBEE Sm FE Sn ek 


ich erteile dem Berichterstatter,lerrn abg.schnoll 
das Kort. 


Abg.Schmoll (DWP): weine llerren! Die vorliegende Veroranung 


verbietet die Vereinigungen, die sich mit uilıtä- 
rischen Übungen befassen, und das Tragen von Uni- 
firmen und Abzeichen. Sie wurde in den Kommisslons- 
sitzungen vor 27.Juni und 3, Juli ds.Js. einstiumig 
abgelehnt. 5 
Von Seiten der Kegierungskoumjssion wurde 
auf Anfrage ausgeführt, daß_ ein spezieller Fall 
nicht vorliegt, der zu der Verordnung Anlaß gege- 
ben habe, die Regierungskoumission_ wolle nur Vor- 
beugungsmaßnahmen treffen. Ganz allgemein war man 
jedöch der Ansicht, daß es such dieser Vorbeugungs- 
maßnahme nicht bedürfe. Im ünrıigen haben es sich 
die Fraktionen vorbehalten,im Flenun ihren sblehnen- 
den Standpunkt zu besründen. ie 
Ich empfehle dem Landesrat die Ablehnung 
der Vorlage. | | 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abg.Levacker! 


Abg.Levacher (4): weine Herren! weine Fraktion lehnt die 


Torlage ab. Von Erscheinungen, «ie die Vorlage 
treffen will, haben Sie alle recht wem gemerkt. 
Erfreulich an der Vorlage ist lediglich, dab dıe 
Turn-und Sportvereine sowie die Kriegerrvereine. 
von ihr nicht betroffen werden. «ir jenutzen die 
Gelegenheit, um zu der Frage der sngenunnten Ver- 
bände Stellung zu nehmen. Üb diese Verbände ‚nöge 
es sich nun um rechts-oder linksgerichtete Verbände 
will ich nicht untersuchen. Ub sie noch notwendig 
sind, . ‘ch nieht zu entscheiden,obwchl mir 
sehr rıe 


handeln, zu gewissen Zeiten 1m xeich notwendig waren, 


© Stisimen aus dem heich bekannt sind,die 
der Ansicht sind,es wäre endlich an der zeit,dal 

äje Verbände verschwinden. Daß sıe „ber für, das 
Saargebiet unnötig sind, das auszusprechen, hälte 
ich nieh für berechtigt. Unsere Aufgabe an der Baar 
kann nur gelöst werden, wenn wir ein geschlossenes 
und einiges Volk führen. Jiese Verbände sind aber 
dazu angetan, die innere jJerrissenheit und den 
Infrieden in die eigenen Volksgenossen ZU tragen 
und müßten,wenn sie hier festen Boden faßten,natur- 
notwendig zu einer tiefgehenden Spaltung der hevöl- 
kerung führen. Das muß unter allen Umständen ver- 
nieden werden. Ich. darf auch auf das eins hinweisen, 
daß die politischen Parteien erst die Aatmssphärs 
mühsam durch lange Arbeit geschafft! haben, die es 
diesen Verbänden nunmehr erlaubt ‚sich hier aufzutun. 
‘ir haben keine Lust, die Kräfte, die wır an Gl° 
Lösung dieser Aufgabe angewendet haben, uns durch 
Aiese Verbände zerstören zu lassen. 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg. Daub (KP): Meine Ilerren! Die Vorlage wird von der 4 
Kommunistischen Fraktion selbstverständlich i 
abgelehnt. ® 

Die Vorlage der hegierungskommission ’ 
sieht vor, daß im waargebiet nilitärische Urga- i 
nisationen verboten werden sollen. hir stell- ; 
ten in der Kommission den Antrag,der Herr 
Dr. Heim, als Vertreter der Peer rang soll 
uns erklären,welche Unterlagen vorgelegen 
haben oder Essen, die zu dieser Vorlage 
führte. Herr Dr. Heim erklärte: Bin Anlaß dazu 
liegt nicht vor, sondern es sollen nur Vor- # 
beugungsmaßnahmen getroffen werden. Ich glaube 4: 
bestimmt, daß in keinem Staat Gesetzvorlagen 
eingebracht und a a ch werden, die nicht 
einem besonderen Zweck dienen oder durch be- 
sondere Umstände erforderlich geworden sind. 

‚Es ist kein Zufall, daß die Vorlage 
der Kegierungskommission in eine Zeit hinein- 
fällt, wo im Saargebiet die Arbeiterschaft 
sich fest zusammenschließen muß, um die In- 
stanzen zu bekämpfen, die sie ausbeuten. Es 
ist nicht richtig, wenn Sie sagen,Herr Levacher, 
wir brauchen im »aargebiet keine verschiedenen 
chtungen. ir haben im Saargebiet Kapitalisten i 
und Arbeiter. üjr haben im »aargebiet Zwei f 
Klassen wie in Deutschland. Daß ein Zusammen- E 
ehen dieser beiden Parteien nicht durchführ- | 
ar ist, ist selbstverständlich. Die Arbeiter- 
schaft hat andere Ziele wie die Unternehmer. 
Die till PRMERCIENDE dieses »oystems,die Arbei- 
terschaft hat erkannt, daß der deutsche Kapi- 
talist im a den Arbeiter genau so 
ausbeutet wie der französische. Das_ beweisen 
die letzten Lohnverhandlungen ‚deshalb geht 
auch im Saargebiet, der Kampf Klasse gegen ’ 
Klasse. 4 
| Wir stellen fest, daß diese Vorlage 
der hegierungskommission den einzigen Zweck I - 
hat, gegen die Ürganisationen der Ärbeiterschalt 3 
und besonders gegen den Koten-Frontkämpferbund j 
vorzugehen. Ausgenommen sollen sein Urganisa- “ 
tionen, die sich der Pflege der Kumeradschalt- En 
lichkeit widmen und die, die die Erinnerung | 
an den Krieg wachhalten usw. Sie können auch 
:- über die Gräber ihrer Freunde eine »alve abgeben. 
Das sind die Urganisationen, die sie hochpäppeln, 
die sie versuchen zu stärken, um sie gegen die 
vormarschierte Arbeiterschaft zu gebrauchen. 
Die Regierungskommission hat nicht die (ourage 
zu erklären, es geht gegen die HKoten Front- 
kämpfer. «enn sie in ihrer Vorlage feststellen E 
will, das Verbot sei im Interesse der irre- Ei 
geleiteten ienschen, um zu verhüten, daß diese N; 
mit den bestehenden Gesetzen in Konflikt kom- = 
men, um zu verhüten, daß die Ordnung gestört Ei 
wird, so möchte ich betonen, daß im Saargebiet | 
überhaupt keine Ordnung herrscht, sondern eine E 
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eine Unordnung besteht, die wir als Kommunisten 
in eine Ordnung umändern wollen. 


(Sehr richtig bei den Kommunisten) 
- Gelächter bei den übrigen Farteien- 


Das habe ich ja das letzte Mal schon betont ,als 
wir die Frage des Aufmarsches der Bergarbeiter 

in »waarbrücken charakterisieiten. Es ist klar, 

daß die Kegierungskommission nicht abseits Stehen 
will in dem Kampfe, der allgemein überall geführt 
wird gegen die Arbeiterschaflt, sei es in Ltalien, 
sei es in England oder Frankreich usw. Die Völ- 
kerbundsregierung hat Zusaumenstöße provoziert, 

um gegen die Führung der Arbeiterschaft, die 
Kommunistische Partei, vorzugehen. Das zu erkennen 


ist die Aufgabe der Arbeiterschaft des Saargebietes. 


Es ist ganz bestimmt, daß die Arbeiterschaft erfah- 
ren hat, wer ihr Vertreter in dem Kampfe ist. 
Wöge diese Erkenntnis wachsen von Tag zu Tlug.lir 
werden deshalb die Arbeiterschaft gegen die Ab- 
sichten der Regierungskommission mobilisieren. 
Soweit die Vorlage der Kegierungskommission. Ich 
will nun mit dieser Vorlage der Regierungskommis- 
sion verbinden, wie man versucht hat, dazu die 
Unterlagen sowie eine Degründung zu haben. Viel- 
leicht wird 2s dem Herrn Staatskommissar Dr.Heim 
im Laufe der Tage gelungen sein,dazu noch eine 
egründung zu erbringen. Ich werde Ihnen viel- 
leicht noch kurz einiges angeben, damit die Be- 
gierungskonumission besser hegründen kann. Es ist 
von verschiedenen Seiten festgestellt, daß schon 
bei der Bergarbeiteräemonstration am 8.August 1927 
die Hegierungskommission absichtlich einen Zusam- 
menstoß provozierte. Der Versuch ist ihr gelungen, 
das beweist der 7. und 8. Juli 1928. Diese Vor- 
gefechte mit der Arbeiterschaft hatten den 4weck, 
erst einmal die Kraft des neuen JLandjägerkorps 
zu ersehen. Das war die Absicht der Negierungskon- 
mission im Jahre 1927. Der zweite Versuchsstoß 
war der 7. und 8.Juli. Wir haben hier im »aarge- 
biet einen Kotfrontkämpferbund, der die Aufgabe 
hat, gegen die Gemer der Arbeiterschalft aufzu- 
treten. Dieser Rotfrontkämpferbund hat sich auch 
vorgenommen, für den 7.und 8. Juli ein Gautrefien 
zu organisieren. Die Regierungsxommission,die in 
den lagen und in den vorhergehenden monaten nichts 
dagegen einzuwenden hatte, da sie in ihrer aller- 
nächsten Nähe vor ihren Fenstern undere schwarz= 
weiß=rote Verbände und Ürganisationen aufmarschie- 
‚ren ließ, hat diesen Gautag verboten. bs sind aui- 
marschiert Kriegervereine, die unserer Auffassung 
nach aus den Kriegsperioden nichts oder sehr wenig 
Aerarn! haben. Sie Sind aufwarschiert nit ihren 
rden, die sie im Felde vom Vaterland erhalten 
haben für treue Dienste, die sie geleistet. »ie 
wären 
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wären besser aufmurschiert mit den vielen Ersatztei- 
len, die wir im Kriege gehabt huben,wie wurgurine 
usw. Diese Verbände haben ihre Damonstrutionszüge 
mit Genehmigurg der Negierungskommi.ssion ubgehalten. 
Kurze Zeit ruf ist sogar ein Yiceudmiral v.Trohu 
hierher gekommen und hat hier uuf der Saar ein 
Schiff des largurine-Vereins 


( Heiterkeit) 


eingeweiht. Diesem Viceudmiral von Trotha wurde 
hier im Saargebiet nichts verboten. Er hutte sogar 
Einreise-und Redeerlaubnis. Die Regierungskomnis- 
sion hat 24 Stunden vor dem festgesetzten Termin 
das Verbot des R.F.B.-Guutreffens erlassen. 
<4 Stunden vorher ist das Verbot dem Rotfront- 
kämpferbund zugestellt worden. „ithin liegt auch 
du eine gunz bestimmte Absicht der hegierungskon- 
mission vor. Die Delegationen, die von auswärts 
amen da noch ubzubestellen, war doch unmöglich. 
Die Arbeiterschaft hat dus Hecht für sich die 
Straße zu verlangen, da eine Barriere uufzubauen 
ıst vollständig unmöglich. 


\ 


i 
Nun der Fe fronskiunfer- Tu selbst. 
Meine Herren! Ich habe ju schon betont,daß dieses 
von der Hegierungskommission provoziert ist,un 
eine Begründung zu haben zum Verbot militärischer 
Übungen. Wir können feststellen, daß das stimmt, 
da uns mitgeteilt worden ist, daß sogar dıe für 
die Polizeidirektion vorgemerkten Aspirunten für 
diesen lag eingekleidet worden sind, damit sie un 
diesem luge beweisen können, ob sie sich für die 
inreihung in dieses Korps eignen. Daß diese Leute, 
die man nun  . auf die Rotfrontkämpfer los- 
läßt, mit aller lühe versuchen werden, sich den 
neben ihnen herlaufenden liuchtmeister liebsum zu 
muchen, um zu beweisen, duß sie geeignet sind, 
die üuffen zu tra en, 1sSt gunz selbstverständlich. 
Es ist weiter um d. Juli folgendes festzustellen: 
Noch niemals wur zu verzeichnen, daß die Folizei 
die gunzen Buhnhöfe un diesem Tuge ubsperrte. Die 
eute_gehen hin und lösen sich vwle jeder andere 
eine Fuhrkurte ‚vollen die Sperre pussieren aber 
man läßt sie nıcht durch. Das ist in Dudweiler, 
Neunkirchen usw.vorgekommen. »ie wurden einfuch 
nicht heruusgelussen. Die Polizei sagte,da sie 
einen auenpe und einen Hotfrontkämpferunzug tr&u- 
en, dürften sie den Bahnhof nicht betreten. Haben 
ie das schon einmul erlebt | 


(Zuruf des Abg. Schmoll: In Rußland!) 


Sogur die Verinstultungen, die der Kotfrontkämpfer- 
bund in geschlossenen Käumen vornehmen wollte ‚wur- 
den durch die Hegierungskommission verboten, jü mun 
ug St gple duß mun den Leuten, die weither «us 

em eich gekommen sind, die geschlossenen Verun- 
staltungen verboten h.t. Wir konnten feststellen, 
daß schon um Sumstug,den 7.Juli die Polizei mit 
ellerheund witteln versuchte einzuwirken. Es ist 
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ist nur d..r:uf zurückzuführen, d:ß die demonstrie- 
renden Hotfrontkämpfer soviel Disziplin hıitten 
und sich nicht provozieren liceßen,sonst, gl.ube 
ich, wäre es er vorgekomwen, d«ß es schon de: 

zu Zusummenstößen gekommen wäre. 

Die Vorfälle, wie sie vorgefallen sind, 
 wıll ich durch folgende beispiele charakterisieren. 
Vie Polizei ist planlos, aufgehetzt durch ihre 
Spitzen, in den Straßen wie wilde Tiere herunge- 
saust. Es war egal, ob Kotfrontkämpfer oder 
friedliche Passanten in den weg kamen. Es ist so- 
gar vorgekommen, daß ein Folizeimann zu einem 


ruhig des lieges gehenden Passanten sagte,gehen sie 
auselnander. 
( Lachen) 


Planlos ist die Polizei auf die Arbeiterschaft los- 
gelassen worden,davon zeugt ein Öeispiel,das Tol- 
sendermaßen dokumentiert wird. Ich habe eine eides- 


stattliche Erklärung von einem „anne, welche lautet: 


| „&s erscheint der wonteur „ichael 
Nadig , z.öt. wohnhaft in Saarbrücken- 
lelstatt,sSaarbrückerstraße 13 und erzählt: 
ch lag um Sonntag Nachnittug im 
Bett und schlief, als neine wutter kam,mich 
weckte, indem sie riel,komu guck mal,da kom- 
men die Kommunisten. Einen haben sie verhaf- 


tet. 
Ich stand schnell auf, zo 


mir nur 
Hemd und Hose an,stellte mich so halbange- 
zogen ohne Schuhe auf die Treppe am Lausein- 
gang. 


Ehe noch der Zug kau, kam der Land- 
jäger Langenstein auf der anderen Seite des 
ürgerstelges,der anscheinend betrunken war. 
Senior von neinem Standort fiel 
dem landjäger erst der Browming, dann der 
Degen hin und fiel er selber auch noch der 
Länge nach auf den Bürgersteig. 

Da habe ich gelacht und gesagt: Na, 
das ist ja allerhand. Darauf stand der land- 
jäger Langenstein wieder auf und kam mit 
vorgehaltenem Browning auf mich zu und legte 
auf mich an. Du habe ich zu ihm gesagt, 
Schießen Sie doch!" Darauf nahm er den 
Degen und wollte mir auf den Kopf hauen. 
Dadurch,daß ich den Schlag noch glücklich 
abwehrte,bekam ich nur eine 10 cm große 
unde un den Oberarn,außerdem einen »äbel- 
hieb über den Kücken,der jetzt noch eine 
Woche später einen dick unterlaufenen 
Striemen zurückläßt. | 

Inzwischen kamen noch £ oder 3 wei- 
tere Lundjäger, die mir das Hemd vom Leibe 
rissen, und auch die Hosen tot&l zerrissen, 
sodaß ich sozusagen nackend dastand. Dann 
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wurden mir an.beiden Armen Handschellen an- 


ar Mike: so abe wurde ich nach dem 
olizeirevier Ill gebracht. 


(Lachen des Abg.Schuelzer! ) 


(Es war kein Kotfrontkäupfer, sondern nur 
ein Waler-„Weister". Jetzt werden Sie nicht 
mehr darüber lachen. ) 


wenn nicht ein Zivilist dazwischen gekommen 
wäre,wäre ich noch mehr verprügelt worden. 
Erst lief ich am Unterkörper ganz entblößt 
herum,als dann’die Bevölkerung rief, das 
ist eine ©chande",hat der eine Landjäger 
mir'auf dem liege zum Hevier die Hose Bst: 
gehalten. | 
Um 7 Uhr wurden wir zu mehreren 
von der \iache nach der Zentralwache abtrans- 
ortiert. Zu 14 wann mußten wir in einer 
einen Zelle bleiben,sodaß wir im Stehen 
schlafen mußten. Anm uWlontag 11 Uhr wurden 
wir dann gefesselt abgeführt zum Gericht. 
Vom Gericht aus wurde ich dann entlassen. 
Ich habe bisher keiner Partei an- 
gehört, war 8 Jahre im HKechtsrheinischen 
wo ich selbs+ändiger Geschäftsmann war. Ich 
bin erst eine Woche wieder in Saarbrücken 
Bene; als man mich so mißhandelte. 
ch habe drüben oft Umzüge und auch Zusan- 
menstöße gesehen, aber derartige Brutali- 
täten von Seiten der Polizei habe ich im 
Reiche nicht gesehen.“ 


Das sind die Schilderungen eines unparteiischen 
wannes, der auf der Straße am Hau® eingang stand. 
Man könnte diese Beispiele über und 
Niederschlagen ruhig des lieges gehender Passanten 
erweitern. &s ist festgestellt worden,daß man wahl= 
und planlos nur versuchte ,Frovokatıonen hervorzu- 
rufen. Kriegsbeschädigten hat man Stöcke abgenon- 
men,alle Einwände waren wmsonst,es hatte keinen 
Zvieck. Daß man re re auf der Polizei- 
wache geschlagen hat, beweisen die Gerichtsver- 
handlungen von gestern. Die gestrige Gerichtsver- 
handlung hat bewiesen, daß.nicht die Kotfiront- 
kämpier schuld an den Vorgängen sind, sondern daß 
die Provokationen der Polizei dazu geführt haben. 
ogar den Arbeiter-DSauaritern,. die den Dienst der 
Liebe an den verwundeten Deuonstranten durchführen 
wollten,hat man die Tragbahren beschlagnahmt ‚und 
hat Arbeiter-»amariter, die kenntlich waren, ge- 
schlagen. an hat im Kriege anerkannt ‚wenn Ver- 
wundete verbunden wurden, daß men diesen Frontab- 
schnitt decken müsse. Hier ist, die Brutalität der 
Polizei derartig weit gediehen, daß es jeder 
Kultur Hohn spricht. Es wurde weiter festgestellt, 
daß eine Frau in der Kosenstraße umgerannt wurde, 
als die Polizei angerückt kan. 
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Über das Schießen möchte ich im Zusammenhang der 
Schreibweise der einzelnen Zeitungen folgendes ausführen. 
s erging in den einzelnen Zeitungen ein Artikel,der von 
der Polizei geliefert worden war. Die„saarbrücker Zeitung" 
war so freundlich,es zu bekennen,alle anderen haben es - 

verschwiegen. Ich komme in diesem Zusammenhange auf die 
chreibweise der „Volksstimme". weine Herren,wenn man 
feststellen muß,daß sich die„Volksstimme" ein Arbeiter- 
blatt nennt und wenn man weiter feststelit,daß bei Demon- 
strationen von Arbeitern,die von der Polizei geschlagen 
werden,die „Volksstimme" einen Polizeibericht bringt,so 
sucht dies in der Weltgeschichte seinesgleichen. Die 
"Volksstimme" berichtet,daß wir von rechtsrheinisch 1200 
erwerbslose Arbeiter ins Vaargebiet hätten kommen lassen. 
Meine Herren Sozialdemokraten,erlauben Sie sich die Frech- 
heit heute hier noch einmal,wır werden nicht mehr zugeben, 
daß Sie den Idealismus dieser Leute,die monatelang gespart 
haben,um die paar Groschen zur Fahrt zusammenzubringen, 
in der Öffentlichkeit herunterzerren. Wir haben an Ihrem 
Idealismus noch nicht gezweifelt,bitte lassen Sie auch | 
unseren Leuten ihren Idealismus. Die Volksstimme" schreibt 


weiter,die Leute hätten Wurst,Brot und Tagegelder erhalten, 


um vor den Gewehrläufen der Polizei zusammengeschossen zu 


werden. Die Arbeiterschaft wird Ihnen(z.d.Sozialdemokraten) 


die Quittung geben. | 

Die „Saarbrücker Landeszeitung" sagt,seid schön 
hübsch a ge sie in’s Jenseits kommen,dann werden 
sie bestraft. Sie schreibt nur die Ruhmestaten der Beanten, 
daß sogar aus den Reihen der Rotfrontkämpfer scharf gr 
schossen worden sei. In Saarbrücken ist kein Kotiront- 
kämpfer mit einem Browning versehen angetroffen worden, 

die Waffen,die sie hatten,waren die Stöcke. Herr »Staats- 
kommissar Dr.Heim,ich ersuche Sie,die Geschäfte zu schlie- 
Ben,die Stöcke verkaufen. 


( Lachen ) 


Und für den Verkauf eines Stockes einen Haffenschein vor- 
zuschreiben. Nach unserer Ben BEnBE ist die Abnahme der 
Spazierstöcke durch die Polizei Diebstahl,und wir werden 
die Privatklage HRRSTSABSN. Das; der Bericht eig Polizeibe- 
richt ist,kann man aus der ‚Saarbrücker Zeitung” ersehen, 
welche schreibt: „Aus den „lıtteilungen unserep Berichter- 
statter,der Landjägerkommandantur und der Polizeidirektion 
ergibt sich folgeädes Bild." Ich kann feststellen,daß die 
Landjäger die Saarbrücker Zeitung dirigieren und nicht 
mehr der Herr Schmelzer. / 
Wir sind der weinung,daß man die Frovokationen 
hervorgerufen hat,um eine Begründung zum von der Hegierung 
beabsichtigten Verbote des Kotfrontkänpfer-Bundes zu 
nun. Deshalb sind wir der ENEEORSUNG, aß der Landesrat, 
e 


als die gewählte Vertretung der Bevölkerung,diese llaßnah- 
men zurückweisen muß. | 
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Weine llerren,Sie können doch nicht zugeben, daß die 
Polizei in der Art und heise, wie sie es am ”.und 8. 
Juli Betan hat, auf ruhig des lieges gehende Passanten 
losgelassen wird. Es sid Bürger der »tadt Saarbrücken 
und darüber hinaus Bürger des Saargebietes, die nach 
Saarbrücken gekommen sind, um auf den Straßen,wenn 
nicht gerade zu lustwandeln,so doch zu demonstrieren. 
Die gesamten Abgeordneten des Landesrates sind des- 
halb verpflichtet, gegen die „laßnahmen der Hegierungs- 
kommission zu protestieren. Wir haben deshalb zu die- 
ser Vorlage einige nähere eingebracht. Wir haben 
diese Anträge eingereicht und in ne ae gebracht 
mit den Vorgängen vom 7.und 8.Juli ds.Js. Die Anträge 
sind den Fraktionen bekannt geworden. Sie haben fol- 
genden Wortlaut: 


«Der Landesrat wolle beschließen: 
Der Landesrat protestiert entschieden 
egen die Waßnahmen der Negierungskommission 
Daargebietes, die sie seit Jahr und Ta 


85 e. j 
gegen die kommunistische Partei des »Saargebietes, N 
we | 


che die zweitstärkste Partei im Landesrat 
darstellt, sowie gegen den KR.F.B.ergrifien hat 
und zwar: 

»o hat sie unter anderen kurz vor Statt- 
finden des „Roten Tages" ein Verbot gegen das 
Gautreffen des K.F.B. erlassen. Sie hat außer- 
dem am 7.und 8.Juli die Folizei gegen friedlich 
demonstrierende Arbeiter ee ‚was zur 
Folge hatte, daß zahlreiche Demonstrierende 
und auch gänzlich Unbeteiligte blutig niederge- 
schlagen bezw. abgeführt wurden. 

Im Anschluß daran hat sie ferner Kund- 
a der kommunistischen Partei,sowie des 

.F.B. im Saargebiet verboten. 

Darüber hinaus hat sie hede=und Einreise- 
verbot gegen unseren Kollegen Uverhagen von 
Einheitskomite Berlin erlassen ,wogegen sie 
dem Konteradmiral v.Trotha freie Einreise und 
Redeerlaubnis gewährt hat. 

, , bie Hegierungskomnission hat femer einen 
reichsdeutschen Funktionär der kommunistischen 
Partei, unseren Genossen Richard Schulz ‚ausge- 
wiesen. IB: 

..... Gegen diese Maßnahmen der Regierungskon- 
mission erhebt der gesamte Landesrat nochmals 
den schärfsten Frotest." 


Es wäre für die Sozialdemokratie aus ersichtlichen 
Gründen notwendig gewesen,wenn sie über den »©chachty- 


rozeß aus dem Münde des Genossen, der hier BaBpEoEhen 
Schachty- 


nat, gehört hätte, welcher Anlaß bestand, im 
Pers die 5 Todesurteile zu fällen. Die fegierungs- 

ommission glaubt,verschiedenm Genossen die_| | 
Einreise 
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Einreise verbieten zu müssen, weil sie der Ansicht 
ist, daß diese Genossen die kevolution im Saarge- 
biet machen würden. Sie hat auch Angst vor der ob- 
gensiren Berichterstattung über den Schachtyprozeß, 
durch welchen festgestellt ist, daß tatsächlich »abo- 
tage in Kußland verübt worden ist, und daß somit 
die lodesurteile zu Recht gefällt worden sind. 
at Nachdem die NESBER Non a50n in letz- 
ter Zeit einer Neihe von Funktionären der kommuni- 
stischen Partei die Einreise verboten hat, hat sie 
jetzt wieder unseren Genossen Richard Schulz ausge- 
wiesen. Er erhielt im laufe des gestrigen Tages die 
Ausweisung der Hegierungskommission. In dem Descheid 
ist enthalten: eine Rückkehr nach dem Saargebiet 
oder ein Grenzübergang wird mit den bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen bestraft. Ein jeder,der nach 
dem »aargebiet reist, braucht nur den Fersonalausweis. 
Er hat das Recht, 3 Tage im Saargebiet zu verweilen. 
Bei Soagaohraitung dieser Frist muß er sich natürlich 
anmelden. Er hat die Gelegenheit, 3 Tage hier zu sein. 
Dies ist unseren Genossen nicht mehr gestattet. Beim 
Überschreiten der Grenze werden ılaßnahmen ergriffen. 
Die Argumentation, es sei keine Ausweisung, die münd- 
lich gegegeben worden ist, ist nicht stichhaltig, 
sondern die Ausweisung ist formell von der Hegie- 
rungskommission verfügt. Die Regierungskommi ssion 
schiebt in der letzten Zeit immer wieder solche ÄArgu- 
mente gegen kommunistische Funktionäre, Bene. ADEREN- 
de Köpfe der klassenbewußten Arbeiterschaft, in den 
Vordergrund. Diese Funktionäre wollen mal eine Kevi- 
sion der Kasse abhalten, wie es üblich ist, wollen 
mal einen Vortrag halten, um die Arbeiterschaft auf- 
zuklären, es ist ihnen nicht gestattet, sich im xaar- 
gebiet aufzuhalten. Dies alles, trotzdem liunderte von 
„elßgärcisten hier im »aargebiet ihr schändliches 
Spiel treiben, dazu noch unter dem besonderen »chutz 
der Hegierungskonmission. Ich betone ausdrücklich, 
daß das im Saargebiet in einer Linie geht, die man 
im »aargebiet dauernd Biesa die kommunistische Partei 
in den Vordergrund stellt, und gegen die kommunisti- 
Sche Gefahr im »Saargebiet, ee Ve die Kegierungs- 
kommission vorzugehen als ihre re BE betrach- 
tet. Wir sind der Auffassung, daß das ganz Lenden- 
lahme ilaßnahmen der Hegierungskommission sind. »ie 
wird noch eines anderen belehrt werden in ihrer Auf- 
fassung,wenn sie glaubt, durch ihre \laßnahmen die 
kommunistische Partei im Saargebiet zu zerschlagen; 
wir werden darunter wohl etwas leiden, aber in unse- 
rer Entwicklung werden wir nicht geheumt werden kön- 
nen. Wir werden trotz alledem, trotz aller \aßnahmen 
der Regierungskommission, vor wie nach unsere 


Propaganda 
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Propaganda und Organisation durchführen, und wir wer- 
den trotz alledem die Partei weiterentwicklen im 
Kampf gegen die Bourgeoisie und gegen die im Saar- 
pabaet befindliche EMERBTSNESKCHm.SBion selbst! Wir 
aben deshalb vorgeschlagen:„gegen die brutalen Waß- 
nahmen der Kegierungskommission, die nicht von der 
Saarbevölkerung gewählt und somit auch nicht das Ver- 
trauen der Saarbevölke hat, erhebt der gesamte 
Landesrat mehrmals den schärfsten Protest!" Wan ist 
an mich herangetreten mit dem Antrage, man-solle 
doch wenigstens im letzten Absatz das Wort «brutal" 
und die lorte von«die" bis zu „Suarbevölkerung hat" 
streichen. Wir können feststellen,daß die Maßnahnen 


der Polizei sehr brutal waren; wir können feststellen, 


daß sie an Sadismus grenzen. Aber wenn die Herren 
im Unrigen unserem Antrag zustimmen,sind wir bereit, 
das Wort „brutal" zu streichen. Aber es ist uns un- 
möghech, die ilorte von „die” bis zu „waarbevölkerung 
hat“ zu streichen; das ist doch eine Tatsache ‚die 
im Saargebiet besteht, und die wir daher nicht 
streichen können. 
us Weine Herren! Ich komme schließlich in 
Kinsgpn. Ausführungen zu der Vorlage der Hegierungs- 
ommission in Verbindung mit den Vorfällen am 7.und 
8, Juli. Ich möchte noch einmal sagen,daß wir die 
Gelegenheit wahrnehmen, in den Kreisen, die von die- 
sem Verbot bedacht werden ‚Aufklärung über die ilaß- 
nahmen der Regierungskommission zu geben, und daß 
wir für die Aufklärung dieser Kreise in der Zukunft 
noch mehr beitragen wie in der PERgaNENUneLT. Der 
rfolg war, daß die Maßnahmen der Negierungskc 
der kommunistischen Partei hundert neue Mi eg 
ebracht haben, und wir wünschen, daß der Kreis der 
tglieder immer größer werde,daß die Maßnahmen der 
Regierungskommission noch mehr Soldaten für unsere 
Organisation bringen wird. Is 
Gestatten Sie noch, daß ich in Verbindung 
damit bringe unseren gestellten Antrag für Amnestie, 
und ich werde meine Ausführungen in der letzten 
Landesratssitzung zu der Inhaftierung unserer Genos- 
sen Keinhard un °y in Erinnerung bringen. _ 

Zur Beur Rilung der Sachlage,ob Sie un- 
serem Antrage zustimmen oder nicht, noch folgendes: 
Es ist jetzt durch die Staatsanwaltschaft ein wein- 
eidsverfahren gegen den Kriminalbeamten in Vorberei- 
..."r wollen nicht vorgreifen,sondern es wird 
sich in der Gerichtsverhandlung ergeben,ob dieser 
Kriminalbeamte tatsächlich einen „eineid geschworen 
hat. Soweit wir von unseren Genossen, die an die- 
ser Geschichte mitbeteiligt sind,wissen,besteht mit 
aller Bestimmtheit die Möglichkeit, vorausgesetzt,daß 
keine sonstigen Absichten und evtl.Dinge in die Ver- 
handlung hineingebracht werden, daß der wWeineidspro- 
zeß zu Ungunsten des Kriminalbeamten ausgeht. nr 
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Und zwar hat der Krininalbeante. folgendes geschworen: 
Unser Genosse Reinhard hätte oben an der bergwerks- 
direktion eine rote Fahne gehabt; er hat weiter ge- 
schworen, daß nach dem Genossen dieinhard keiner mehr 
gesprochen hätte. Es ist durch Zeugen erwiesen, und 
zwar kann ich hier u.a. als Zeugen den lierm Kechts- 
anwalt Dr.Sender nennen, der wirklich glaubhaft 
sein kann. Herr Dr.Sender hat erklärt, daß er es unter 
seinen Eid nimmt, daß unser Genosse Heinhard keine 
Fahne hatte. Und aiese Fahne hat in der Prozeßge- 
schichte eine große Rolle gespielt,weil man dadurch 
das Zeichen zum Vomarsch gegen uns gegeben hat. 
Es hat nach den Ausführungen des Krinminalbeanten 
nach Heinhard keiner mehr gesprochen. Wir können 
beweisen, daß noch jemand gesprochen hat,wer es war, 
spielt keine holle. Aber darauf kommt es an,daß das 
waterial, das zusammengetragen wurde, um dieses Ür- 
teil zu bekommen, sehr viele Lücken aufweist . 
ine Herren, Daraus ersehen Sie,daß Sie sich gar 

nichts versagen, wenn »ie in Anbetracht der sehr 
schwankenden Grundlage der »taatsanwaltschaft zu- 
stimmen. Desonders deshalb,weil in den letzten 
Wochen in Deutschland und Frankreich die Amnestie 
durchgeführt wurde und verfügt worden ist,daß die 

olitischen Gefangenen zu befreien sind. Wir glauben 

eshalb,daß Sie als Landesratsmitglieder diesen an- 
trag Ihre Zustimmung nicht versagen können,weil 

Ihre Parteien drüben im Reich der Amnestie der po- 
litischen Gefangenen ebenfalls ihre Zustimuung ge- 

eben haben. Wir ersuchen Sie deshalb ‚unbeschadet 

es Vorgehens des lierrn Lieser,der behauptet, daß 
die Anträge, die die Kommunisten drüben gestellt 
ne nicht angenommen worden sind,unseren auntrag 
die Zustimmung zu geben. Der Amnestieantrag entsprach 
im keich nicht den Grundsätzen der Partei. 
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(Zuruf des Abg.Hoffmann: \ienn er den Grundsätzen 
Ihrer Partei SRBRDFRENS müßten Sie ihn in Ruß- 
land vorbringen. In Rußland sitzen doch auch 
Leute im Gefängnis.) 


In Rußland ist die Frage so, daß die Arbeiterschaft 
die „Wacht hat. Die Gewalt wırd somit von den Sowjets 
in den Betrieben und sonst überall ausgeübt. Die 
litglieder des HKates haben ihre Leute in die höchsten 
Instanzen hineingesetzt. Es gibt auch da eine ilenge 
Leute, die gegen das System wettern. \enn wir in 
Deutschland ein »owjet-Deutschland haben, wird die 
Arbeiterschaft 99 % der Ira Tune darstellen. 

Wir haben den Antrag gestellt, der Ihnen vorliegt, 
ich will ihn noch einmal verlesen: 


ZA PT 


i 
« 
BI} 
* 
U 
. 
\ Mg 
M 
u 
1; ' 
ln; 
DD! 
'n 
„ 
) 
N 
ee. 
* 
7” 
ni) 
ii 
BE; 
N 
I 
R} 
Eh 
X 
v 5 
4 
Br, 
Fr 
De 
ı% 
Su 
Bi: 
Ri 
10 
a 
% 
2 
Bi: 
\ 
2] 
rn 
} 
“ 
Br. 
# 
Es 
EN: 
<a 
1; 
a. 
24 
Bi: 
u. 
; 
di 
13; 
hr 
ni: 
I 
u); 
Ah: 
‚8 
Bi: 
4 
j 
[ 
Hr 
> 
Bit 
yo 
2 
Hs 
> 
Yrt 
Hr. 
vr 
ib 
4 
Fin. 
% 
U 
E27, 
} 1: 
"a 
I% 
B- 
u 
2 
‘4 
»E7R 
30 
Er 
R 
IN 
I 
1} 
j 
N 
6 
10 
m} 
A) 
\ 
} 
BT. 
ıM 
9 
1 - 
18 
LE 
a.) 
l 
\L> 
L 
} 
m 
«MH 
u 
Hi: 
ve 
# 
} 
erz 
Br; 
4 
Ai: 
Bi. 
Im 
! 
i 
\ H | 
E HM 
Bir p) 
Yul 
Bi! 
4 
' 
8 


Antrag 


EEE Te 
an a EA ge nu Bin 





- RED - 


ANTRAG 
der KOWIIUNISTISCHEN Landesratsfraktion. 


Die werktätige Bevölkerung Deutschlands 
hat unter Führung der Kommunistischen Partei, seit 
längerer Zeit eine allgemeine heichsamnestie verlangt. 
Diese ist zum Teil nun in den letzten Tagen durch- 
eführt worden. auch die werktätige Bevölkerung des 
sargebietes hat seit längerer Zeit die Freilassung 
der anläßlich der Bergarbeiterdemonstrationen Ver- 
urteilten gefordert. 


Der Landesrat möge deshalb beschlieken: 


von der Regierung eine allgemeine Amnestie 
zu fordern, für alle reden wi itischen Ge- 
fangenen und für all diejenigen Verurteilten,welche 
als Opfer des Kapitalismus sich Delikte zuschulden 
kommen ließen und dafür bestraft wurden." 


Ich ersuche den Landesrat, diesem unserem 
Antrege zuzustimmen. Ich glaube nicht, daß cie Kegie- 
runeskommission den Antrag ablehnen kann. 


Zu der Vorlage selbst möchte ich erklären, 
daß wir kein Interesse daran haben, die Vorlage der, 
DD RIES HSUER OR anzunehmen. \iır werden in der Uf- 
fentlichkeit den schärfsten Kampf gegen die Absicht der 
hegierunsskommission ankündigen. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommisar Dr.Heim! 


aatskommissar Dr.Heim: weine Herren! Bereits in der letzten 
Sitzung habe ich die Ausführungen der kommunistischen 
hedner, daß die KHegierungskommission den Zusammenstoß 
bei der Demonstration am 8.Juli provoziert habe ‚zurück- 
gewiesen. Ich brauche das deshalb nicht zu wiederholen. 

Es hat dann Herr Daub die Behauptung aufge- 

stellt, daß das Verbot erst 24 Stunden vor den Termin 
bekanntgegeben worden sei. Dem ist nicht so. 4uerst war 
eine Genehmigung nachgesucht für den ZU. Juni. Darauf 
wurde der Veranstalter Keuter in Kenntnis gesetzt,daß 
die Veranstaltung eines Umzuges untersagt worden sei. 
Keuter hat erklärt,daß er davon Kenntnis genommen habe. 
Der Kotefrontkämpfer-Tag ist dann auf den 8.Juli verlegt 
worden. Am 27.Juni ist fie Verlegung bekannt geworden 
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und am 29. Juni, jedenfalls gut 1U Tage vor dem Fest, 
181 die wütteilüng erfolgt ‚daß cer geplante Umzug 
bei dem Kotenfrontkämpfertag verboten bleibe ,wei 
die im vorigen Jahre gegebenen 4usicherungen nicht 
eingehalten worden sind. | 


(Zuruf des Abg.Daub: Ich war selbst bei der 
„Witteilung dabei!) 


Die Polizeidirektion hat am 29.Juni Auftrag erhal- 
ten, mitzuteilen, daß der Umzug nicht gestattet sei. 
Nun. habe ich weiter nitzuteilen,warum das 
Verbot ausgesprochen wurde. üs handelte sıch darun, 
daß im vorigen Jahre der verantwortliche Veranstalter 
des Fotenfrontkämpfer-Bundestages sich verpflichtete, 
keine Fahnen mitzuführen, und trotzdeun welche nit- 
geführt worden sind. Die legierungskonmission hat 
im Interesse ihrer Autorität geglaubt ,‚liederholungen 
dadurch verneiden zu müssen,indeun sie das Verbot 
aufstellte. 
Mae Herr Daub ist davon ausgegungen,daß die 
RT 2800 Leute eingestellt unc in Uni- 
form gesteckt hätte, un so die Folizeikräfte für 
den 8. Juli zu veruehren. „leines „lssens werden seit 
wonaten keine er se mehr einsestellt. Komuen 
Landjäger um ihre intlassung ein oder erfolgt sonst 
ein Ausscheiden aus dem Dienst, so werden Neueia- | 
stellungen zur Dese tzung cieser freigewordenen »stel- 
len nicht vorgenowunen. bs wird auch da nach ibglich- 
keit Personal abgebaut. Da sind Sie,.err Daub, uei- 
nes krachtens das Üpfer einer falschen Information 
geworden. »s tut wir leid, daß Sie darauf herein- 
gefallen sind. Sie denken aber auch vielleicht da- 
ran, daß seinerzeit 5UV Landjäger für die Polizeidi- 
rektion abkommandiert worden sind, die sich bereits 
seit drei Jahren in der blauen Uniform befinden. 
llerr Daub hat dann schwere Vorwürfe gegen 
die Polizeikräfte erhoben. Ich nuß dann folgendes 
sagen: Die eingesetzten Polizeikräfte hatten den 
Befehl,das Verbot der hegierungskounission durchzu- 
führen. Sie haben daher infolgedessen nur in Aus- 
übung ihrer Pflicht gehandelt. Die Beobachtung, die 
die Kegieruneskomm ssion über die \altung der Poli- 
Koikräfte emacht hat, ist die, daß cie Polizeikräf- 
te sich gut benommen haben. 


(Zurufe der Kommunisten: Hört,hört!) 


Das ist auch die allgemeine Ansicht der Fresse ge- 

wesen. Ändererseits muß ich zu dem Vorfall des lierrn 

Nadig sagen, daß es mir nicht bekannt ist,ob sich 
der 
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« der betreffende Herr beschwert hat. 


(Zaruf des &be.Daub: Er hut Frivatklage ange- 
strengt!) 


Ich kann natürlich zu diesem Fall keine otellung 
nehmen. Ich werde mich aber mit der Suche befassen. 
‚ch muß infolgedessen die Vorwürfe ‚die 
gegen die Folizei erhoben worden Sind,nauens der 
egierungskommission zurückweisen. „uch muß ich 
“ie Foru der Antragstellung, sowie die iorte,daß 
die Hegierungskomnission una die Folizei aus BE 
Sedismus Zegen die Leute vorgeht ,selbstverständlie 
in aller form zurückweisen. 


(Zuruf jes abg.Weiß: Dafür sind sie jadal:) 


Vorsitzender: auch ich sehe mich genötigt,die in der Aus- 
sprache gefallenen persönlichen Beleidigungen zu- 


rückzuweisen,ebenso Jie letzten ausführungen des 
Herren Weiß. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri (SP): Meine Herren! Der Entwurf über das Ver- 
bot militärischer Übungen im Saargebiet will die 
Vereinigungen, die sich mit militärischen Übungen 
befassen, verbieten. Vereinigungen in Gestalt 
von Militärvereinen, soweit sie historische Älter- 
tümer und Kameradschaftspflege darstellen, sollen 

eduldet werden. Besonders soll die Verordnung 
die ig ea Jugend vor dem Militarismus be- 
wahren. Es ist eine Sehr anerkennenswerte pazi- 
fistische Bestrebung der Kegierungskommission, | 
doch dazu ist eine derartige Verordnung nach un- bj 
serer Auffassung im Saargebiet nicht erforderlicl. 
Die Begründung, daß das gleiche Gesutz 
im Reich bestehe und deshalb im Suargebiet sich 
auch notwendig mache, hinkt sehr. In DRRTRIn 
ist die Staatsform so weitgehend durch „ilitär- 
und een gestützt daß neue Schutzgesetze 
nicht erforderlich sind. Nach der Erklärung des 
Herm Staatskomissars soll die Verordnung ledig- 
lich als Vorbeugungsmaßnahme eingeführt werden. 
Diese Vorbeu smaßnahme, die die Regierung be- 
absichtigt, besonders gegenüber llachkriegsver- 
eini en ist für uns sehr fadenscheinig und 
dehnbar. ir können nicht zugeben, daß durch eine 
derartige Veroränung auf irgendwelche Personen, 
die durch die Straßen Braen nit Abzeichen, die 
and upere: darauf Jap machen kann, denn unsere 
and jägerei ist ja sehr leicht in eine nervöse 
Situation hineinzubringen und deshalb si.d Vei- 
ordnungen, die in dieser überspannten Form ge- 
dacht sind, nicht peesenet, sie der Landjägerei 
als überwachendes Urgan von Verordnungen zu über- { 
lassen. Es kommt besonders in Betracht, daß im ; 
Daargebiet verschiedene Vereinigungen in der 
Nachkriegszeit sich gebildet haben, rechtsgerich- 
tete und wie wir schon gehört haben, linksgerich- 
tete. Rechtsgerichtete sind die, die die alte 
Monarchie stützen, d.h. wieder errichten wollen 
und sie zurücksehnen. Daß diese rechtsgerichteten ’ 
Vereinigungen in Deutschland ihren NrouTung haben, “ 
1 
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ist uns ja bekannt, wie übrigens auch die anderen, 
linksgerichtete in Jeutschland ebenfalls ihren 
rsprüng haben. Aber es ist doch dabei etwas zu 
sagen, ohne dal ich die Vorlage bezw. den Entwurf 
der Regierungskommission auch nur im geringsten 
unterstützen möchte und zwar über die Notwendig- 
keit dieser neuen Vereinigungen, soweit sie sich 
aus dem Ursprung deutscher Entwicklung auch hier 
im Saargebiet ü er eagen haben. Da sind wir der 
Ansicht, daß dieses überhaupt nicht erforderlich 
' wäre, dal man Verordnungen erlassen müßte, um 
solche Strömungen, die sich nun im deutschen Volke 
entwickelt haben nach gewaltigen Erfahrungen, 
nach Kriegstatstrophen usw., nicht dazu übergehen 
mübte, mit Gewaltmaßnahmen oder, mit Machtverord-. 
nungen diese in Schach zu halten, gamit sie nicht 
wieder Unheil anrichten können. Diexe rechtsgerich- 
tete Bewegung, soll auch im Saargebi®t ziemlich 
ar lebendig 
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Tebendie sein, und das an dieser Stelle zu be- 
tonen, halte ıch für durchaus notwendig. Es ist 
Ber en Zuschrift zugegangen, die folgendes be- 
sagt: 


Monarchistische- und Rechtsverbände haben 
jm ne in edler rULn Head in außen- 
innenpolitischer Hinsicht ihr Unternehmen 
aufgemacht. Es ist bekannt,da? sie wiederholt 
sowohl wie auf dem Lanäwehrplatz,wie auf dem 
Beethovenplatz zu nn Wake in vol- 
ler Uniform ihre militärischen Übungen abhal- 
ten, und von dort aus im militärischen Gleich- 
schritt unter militärischen Kommandos durch 
die Straßen der Stadt marschieren, ohne sich 
von der Polizei stören zu lassen. 

Es ist weiter bekannt, daß sie militäri- 
sche Übungen ,Nachtmärsche und Geländeübungen 
usw. im Warndt abgehalten haben und auch in 
anderen Urten des Saargebietes. So sind sie 
z.B. in Sulzbach mit entrollter Kriegsfahne 
dahermarschiert. Von ganz besonderen Interes- 
se ist die latsache, daß wir vor ca. einen 
Jahr eine große öffentliche Versammlung der 
Hakenkreuzler in Saarbrücken erlebten, zu 
welcher gutbewaffnete Leute aus der Pfalz ge- 
kommen sind, und die nachher das Vergnügen 
hatten, von der saarländischen Polizei wohl 
eskordiert werden zu müssen. Es ist selbst- 
verständlich, daß in dieser Versammlung im 
Stiefel, in der der kommunistische Abgeordne- 
te Schlaffer gesprochen hatte, die Soziali- 
sten und Kommunisten am meisten auf die sozi- 
aldemokraten geschimpfit haben und zum Schlu£ 
dann noch einiges miteinander auszumachen hat- 
ten, wobei es eine kleine Keilerei gab, bei 
welcher Gelegenheit Revolver,schlagringe und 
sonstige leichte und ungefährliche ilaffen eine 
erhebliche Rolle spielten. 
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Meine Herren! Es ist immerhin notwendig, dab wir’ 
den Dingen auf den Grund gehen, soweit Strömungen 
hier im Gange sind, daf, das »aargebiet benützt 
werden soll zu derartigen VOHRBEN,, da ja drüben 
im Reich die Sache verboten ist, und die ja haupt- 
sächlich gegen die deutsche Republik und Ihre Ver- 
fassung gerichtet sind, zu betreiben, aber dafür 
halten wir hier die Polizei für übernälig stark 
genug, um das in Schach zu halten. Nur muß man den 
ingen ins Auge sehen. Diese einzelnen Sauppen 
er Kechtsverbände rekrutieren aus folgenden Gat- 
ungen. 

s Zunächst kommt der vtahlhelm" in Betracht. 
Mir wurde mitgeteilt, daß sich allein in Y9aar- 
brücken 1000 Mann befänden und im ganzen Daarge- 
biet ca. 2500 Mann. Das sind alles junge Leute, 
die die Front nie gesehen haben. Jieselben tragen 
das Koppel : „Mit Gott für König und Vaterland. 
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Mütze und Kleidung sind militärisch. Felddienst- u 


übungen, Patrouillengänge, Geländeübungen sind bei 
ihnen in der Hegel. 51 
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Desweiteren wurde nir 9, daß | 
der lehrwolf ebenfalls mit ca. 100 Leuten aufnar- 
schiert. Das sind die Zansia len Unger, der Abglanz 

von Mussolini aus Italien. Sie tragen die soge- 

nannten Schwarzhemden, die auch hier im Saarge- 

biet ihren Laden aufmachen möchten. Sie tragen 

den silbernen Totenkopf an der Mütze. 


Dann kommen die anderen Rechtsfreunde, 
Hitlerleute, die mit 100 Mann geschätzt werden. } 
Sie tragen hellgelbe Hemden mit dem Hakenkreuz. 


Dann die wre Kyffhäuser-Jugend, BD 
das ist die Jugend der Kriegervereine, die in ii 
der Regierungsvorlage das Privileg zu existieren B 
hat. Ich will nicht das Wort reden, die Krieger- 
vereine zu verbieten, aber wenn man schon will d- . 
rische Übungen verbietet, dann muß Man SıIch aych die 
egervereine näher ansehen, denn sie sehnen so 
gerne die alte monarchistische Regimentszeit zu- 
rück. Besonders sind es diejenigen, die in gut- 
bezahlten Chargen saßen und von diesen Erinne- 
rungen nicht lassen können. \leine Herren! Die 
Kyffhäuser-Jugend wird im Saargebiet gezüchtet. 
Ich kann Ihnen Beispiele anführen. Auf dem Neun- 
kircher Eisenwerk erfolgen sämtliche Neueinstel- 
lungen von leuten durch den Vorsitzenden des lan- 
des-Kriegerbundes, der zufällig auf dem Neunkir- 
cher Eisenwerk eine exponierte Stelle bekleidet. 
Durch diesen Herrn wird in der Kegel zur Bedingung 
emacht, daß neueinzustellende Jugend Anhänger ‚ 
ieser Richtung sein soll. Dutzende von solchen we 
eu a er ge könnten angeführt werden,daß man einen 
solchen Druck ausübt, um auf diese Weise die Kyff- 
häuser-Jugend zu vergrößern. \ienn man mit solchen 
tteln arbeitet, so unterdrückt man die freie 
Meinung und die freie Weltanschauung anderer. 


SHYAIE yasıyd R4E ouas. 42729474005 = 7 


Weine Herren! Ich habe dası«Heichsbanner" wu 
noch zu erwähnen. \enn man das Gesetz im Vergleich w 
zum deutschen Gesetz hat bringen wollen,so kann 
ich sagen, daß das Reichsbanner den Zweck hat,die 
Republik und die Verfassung zu schützen und daß 4 
man nur diejenigen Vereinigungen treffen kann, die 0 
gegen die SO TRALL: sind. Daß das Reichsbanner 

im saargebiet nicht so behandelt wird, wie es 
drüben im Reich der Fall ist, neigt dıe Vorlage. 
Das Reichsbanner ist im Saargebiet öfters mit 
Verboten betroffen worden, und wenn wir dem Gesetz | 
unsere Zustimmung geben würden, so ist keine _ u 
Sicherung dafür vorhanden, daß man diejenigen Ver- N 
einigungen, die sich nur das \esen der Demokratie, 
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der freien lleinungsentfaltung als Ziel gesetzt ha- 
ben, schützt. lien das im Saargebiet nicht so ver- 
standen wird, lehnen wir die Verordnung der Hegie- 
rungskommission rundweg ab. 


eine Herren! lerr Daub hat die Vorgänge 
am 8. Juli angezogen, und daß der Bericht der«Volks- 
stimme" nicht objektiv sei, da sie einen Bericht 
der Polizei wiedergegeben habe. Die Anzweifelung 
der Objektivität der «Volksstimme" ist nicht von 
der richtigen Stelle ausgegangen, -denn wenn man 
davon sprechen wollte, dann würde die Kommunistische 
Partei in erster Linie davon betroffen werden. 


(Zuruf des Abg. Weiß: Das mußt Du nachplaudern) 


Wenn die „Volksstimme® einen Bericht der Polizei 
gexracht hätte, dann wäre es kein Vergehen und kein 
Verbrechen. Wer sich das so auslegt, der sucht _ 
Dinge an den Haaren herbeizuziehen. Die.Volksstimme" 
hat in der Dienstagsnummer in objektiver Weise 

das Verhalten der Landjäger geschildert und betont, 
daß man den Kommunisten einen Gefallen getan habe, 
indem sie Agitationsstoff erhielt. «ir sind der 
ieinung, man hätte die Dinge ruhig laufen lassen 
sollen, denn die Kommunisten hätten ja doch nicht 
daran gedacht, die \ieltrevolution auszurufen. 


- lachen - 


»o hat aber die Kegierungskommission durch ihr Ver- 
bot den Kommunisten Stoff geliefert und wirklich 
nicht zum Schaden der Kommunistischen Partei. Ich 
muß Herrn Daub auf die Erklärung des Herrn Braun 
im Saarbrücker Stadtrat aufmerksam machen. Herr 
Daub hat sich auch bereits davon überzeugt. 


Nun zum Antrag der Kommunisten über dic 
Amnestie. Die Aommunısten behaupten, der Amnestie- 
antrag sei in Deutschland durch die K.P.D. in Be- 
wegung re worden. Das stimmt nicht ! Yan müß- 
te den Antrag objektiver formulieren. \iir lehnen 


die Fassung des Absatz 1 ab, und stimmen dem Absatz 2 
zü» | 
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orsitzender: Das \\ort hat Herr Abgeoräneter Schuelzer! 


Abg.Schnmelzer(DSV): Meine llerren! Es hat keinen Zweck,daß 
wir die Zeit wit dieser Vorlage verschwenden. Die 
Hegierungskonmission gibt selbst zu, daß kein Fall 
‚vorliege, der zu der Verordnung Anlaß Re habe. 

ie Kegierung wolle nur Vorbeugungsmaßnahmen tref- 

Ten, und es müsse zu übersehen sein,ob man diese 
Verordnung anwenden könne oder nicht. iienn die 
Negierungskommission die Einbringung dieser Vor- 
lage lediglich damit begründet,sie sei nach der 

im Reich im Jahre 1921 erlassenen Verordnung zu- 
stande gekommen,so möchten wir demgegenüber halten, 
daß die Dinge doch hier im anrgebie ganz 
anders liegen. Damals haben im Reich ganz andere 
Voraussetzungen bestanden. Hier im Saargebiet 

liegt nach der eigenen lieinung der Kegierungskon- 
mission kein Anlaß zu diesem Verbot _ vor. Herr 
Levächer hat vorhin gesagt: Erfreulich an der Vor- 
lage ist lediglich, daß die Turn-und Sportvereine 
sowie die Kriegervereine voä ihr nicht betroffen 
werden!" Aber in der Begründung zu der Verordnung 
steht: Vereine der vorgenannten Art, die ihre 
Aufgabe auf militärische Übungen im Sinne dieser 
er ausdehnen, fallen von diesem Zeitpunkte 
ab ebenfalls unter die Verordnung.“ Es ist. Sehr 

gewagt,die Begriffsbestimmung „militärische Übungen" 
in das Belieben der Regierungskommission zu stellen: 

Wan könnte über die Vorlage noch sehr vieles sagen. 

Man könnte darauf hinweisen, daß es militärische 

Übungen ganz anderer Art sind, die stark aufreizend 

wirken, als die Snzelareien, auf die sich die He- 

Ererune bezieht. Der BER oBanse Bahnschutz hält 

er im »waargebiet militärische Übungen ab, die 

Flugzeuge der französischen Armee überfliegen das 

vaargebiet,während unsere Zivilflugzeuge das Saar- 

gebiet nicht überfliegen dürfen usw. Diese Dinge 
soll die Regierungskommission endlich einmal ver- 
bieten. Ich versage es mir, auf diese aufreizenden 

Dinge näher einzugehen, um nicht sehr scharf zu 

werden. Und vielleicht ist es gar nicht nötig,auf 

die Vorlage Ber tn dep einzugehen. - .,., denn 

die Regierungskoumission irgendwelche Hintergedanken 

dabei hat, dann mag sie sich daran erinnern, dab | 

eine andere hegierungskommission zu ihrer Zeit | 
die nun Notveroränung erlassen hat, sie 
hat jedenfalls damit nichts ausgerichtet. Auch mit 
dieser Vorlage wird die jetzige Hegierungskour1ssion 
nichts anfangen können. &s wäre doch besser,wenn 

die Kegierungskoumission,statt dieses Verbot aus 

der heichsgesetzgebung in das Saargebiet zu über- 

nehmen,andere Verordnungen aus dem hieiche hier ein- 
führen würde. Wenn die kegierungskommission etwa 
beabsichtigten sollte, durch dieses Verbot dem 

Roten Fron könpferbund Schwierigkeiten zu machen 

und damit der Kommunistischen Fartei,so möge sıe 

sich doch überlegen,ob es nicht ein falsches Wit» 
tel zur Bekämpfung der bewegung ist. Ich möchte 
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Ich möchte die era skommission daran erinnern, 
daß gelegentlich der Jahrtausendfeier,als sie die 
schwarz-weiß-rote Beflaggung verbot, mehr schwarz- 
weiß-rot geflaggt wurde, als es sonst der Fall ge- 
wesen wäre. Genau so wird ces gehen mit der kommu- 
nistischen Bewegung. „lan kann sic anders bekämpfen, 
nämlich so, daß man sie ihrer eigenen Lächerlichkeit 
verfallen läßt. 


( Lachen bein Zentrum !) 
(Zuruf des Äbg.leiß: ig nicht von Ihnen komut, 
ist alles lächerlich! 


Der Vertreter der Sozialdcuokratischen Partei hat 
vorhin dis hiechtsverbände aufgezählt, die hier be- 
stehen. Ich weiß nicht, ob sie in der “enge bestehen. 
Aber wenn es wirklich so ist, so muß ich sagen ich 
kann einen Unterschied unter all diesen Verbänden 
nur feststellen in der Form ihrer äappen, in der 
Form ihrer ü.. n, und in derartigen Außerlichkeitin, 
wie sich der iwdner der Soziäldenokratie so schön 
ausgedrückt hat. Im übrigen ist ces für den Außen- 
stehenden alles das Gleiche. is ist cin Spiel, &s 
sind militärische Spiele. „an könnte daraus höchstens 
rückschließen, daß das wilitärische «esen beiw 
deutschen Volk so außerordentlich verankert 18t 

daß keine Partei und keine Bewegung ohne das Außere 
dieser militärischen Dinge auskowwen kann. im übrigen 
unterscheiden sich die Kechtsverbände von den Links- 
verbänden,wenn ich sie so nennen darf,leciglich 
dadurch, daß die ersteren einen absichtlich mili- 
tärischen Charakter tragen, und die anderen dauurch, 
daß sie, wie ich vorhin schon sagte, sich lächerlich 
machen. Denn wenn man die antimilitaristischen Ver- 
eine sieht in der ganzen Strenge der militärischen 
Besetzung, dann wirkt das auf den, der nicht daran 
beteiligt ist, außerordentlich lächerlich. Herr 
Levacher hat vorhin richtig ausgeführt, was über die- 
se Verbände zu sagen ist. neu das Gleiche, wenn 
auch mit anderen norten, hat seinerzeit der heichs- 
minister Severing in ausgezeichneten „usführungen 

in seinem Vortrag gesagt, den er im Saalbau gehal- 
ten hat. Ich enntonle Een. diesen Vortrag durch- 
zulesen, mit ihm können wir zufrieden seın. 


(Zuruf des abg.üeiß: Hören Sie,Herr Petri!) 
ir lehnen uie Vorlage ab, und es bleibt 
abzuwarten,ob die liegierungskomaission trotz der 


JRAELENE R 1.0 A. 
Gans Alm gen Ablehnung des Landesrates Gebrauch 
davon machen wird. 


( Bravo- Rufe ) 
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Vorsitzender: Das l\ort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chr.S.P.): Weine Herren! Es ist richtig, 


was llerr Petri vom Neunkirchener Eisenverk an- 
führt. Das ist nänlich auch auf der Völklinger 
Hütte zu verzeichnen. 


(Zurufe: Hört, hört !) 


Diese Verbände sind nicht gerade so harmlos ‚wie 
sie Herr Schmelzer hinstellt. \lit dem kommuni- 
stischen Verband will ich nichts zu tun haben, 
aber als ilensch, als Arbeiter muß ich doch sagen, 
daß ein Stahlheln, der so in das Arbeitsverhält- 
nis eingreift,dazu noch auf einer Hütte, gefähr- 
licher ist als früher die Gelben. Die Gelben,die 
früher auf dem Hütten gezüchtet wurden, waren zu 
eige, um zu der ilaffe zu greifen. Diese Gesell- 
schaft - der Stahlhelm-würde es schließlich eben- 
sorwenig tun. Es charakterisiert die Sache,wenn 
gesagt wird:wer auf der llütte anfahren will ‚mul 
in den Verband. Die haben in jedem Urte Spitzel 
sitzen.Ich als Arbeiter sage, daß mir der, Rote 
met erbund näher steht, als diese Gesell- 
schaft,obwohl ich mit keiner Sorte etwas gemein 
habe. Ich lasse einem jeden seinen Sport in die- 
ser Hinsicht. Hieraus sehen vrir, daß die Hütten 
während des Krieges große Gewinne gemacht haben, 
sonst könnten sie sich mit derartigen Dingen 
nicht abgeben. Ich glaube, wenn mein ARreg 
durchgeht, die Kriegsgewinne zu erfassen, dann 
bleibt ihnen nicht soviel Geld, dann hören sie 
mit diesen Dummheiten von selbst auf,die nur 

auf einen Krieg hinzielen\ lür haben Leute genug 
verloren,und es ist Bonue lend auf der \el 

ohne einen neuen Krieg. Nas ‘fragen gewissenlose 
Kapitalisten nach einem neuen Krieg? Die fragen 
garnichts danach. Deshalb ist meine Fartei gegen 
Jeden militärischen Rumnel, egen jede militäri- 
Sche Kampagne. ir haben A achen zu tun. 
“ir müssen dazu helfen,den »taat 
Ich möchte hier an folgenden Aussp 
„wo das Recht den Vorsitz führt, ruh‘ 
der Staat!" Diese Ermahnung möchte iß 
gierungskommission geben. i 5 

K m übrigen lehnen wir die Vorlage ab. 
Wir verlangen gleiches Recht für alle! Wohl jeder 
Arbeiter ist Staatsbürger. Also mithin muß jeder 
das Recht haben, diese Frage zu beitrachten. Ich 
kann Ihnen mitteilen, da? vor einem Jahre die 
hoten Frontkänpfer in Püttlingen eine Banner- 
weihe, wie man es nennt, veranstälteten. Da 

haben alle die Faust erhoben zum Qchwur. Aber 

es 1st gamichts passiert. N 
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Also lasse man den Leuten die Straße. Das ist 
das Bürgerrecht. Verkünuere man nicht den Lür- 
sern dieses Recht. Ich kenne das schon aus 
meiner Vergangenheit neraus: ich weiß nicht 


wie die Landjäger eingestellt sind, aber unsere 


früheren Polizeisäbel haben manchmal gehörig 
gerasselt.er weiß, wle das mit den Leuten 
aufgewachsen ist. \ienn solche Übergriffe vor- 
kommen, denke ich mir die Geschichte so,daß 
die Leute im Feld waren und der Krieg diese 
Leute verwildert hat. Die Leute sind das noch 
ziemlich gewähnt. Deshalb ist das die Pflicht 
der Regierungskommission,darauf zu achten.Ich 
möchte von meiner Partei aus hier beantragen, 
diese Fälle ganz genau zu untersuchen de dıe 
Schuldigen zur Rechenschaft zu ziehen. Das kann 
nur das Ansehen der Regierungskommission heben. 
Die Bevölkerung muß sich doch frei bewegen 
und die Straße sorglos passieren können. 
Es darf doch nicht vorkommen, daN ich ein Ab- 
schiedswort zu. Hause sagen mı?, weil ich von 
einem Polizisten oder Landjäger niedergeschla- 
gen werden kann. 


. Meine Partei lehnt also diese Vorlage 
ab. 


Vorsitzender: Das Wort hat Lerr Abgeordneter Schmoll! 
Abg. Schmoll(DWP): Meine Herren! Ich erkenne ebenfalls 
ein Bedürfnis für ein derartiges Gesetz und 

beziehe mich im großen und ganzen auf die Aus- 
führungen,die vom Zentrum gemacht worden sind. 
Die Gesetze genügten bis jetzt voll und ganz, 
um Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Die 
Vorlage war deshalb nicht notwendig. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann(SP): uleine Herren! Ich möchte nur sagen, 
daß die Anträge der Kommunisten uns nicht vor- 
Be onen haben. Wir haben sie jetzt gesehen. 

ie lendenz des Antrages, der die sache vom 
‚8.Juli bespricht ‚unterstützen wir,obwohl wir 

uns nicht den Inhalt des Antrages ganz zu 

eigen machen können. Jedenfalls verurteilen 

wir das Vorgehen der Regierungskommission. 

; Zu den Ausführungen des Herm Daub 

über diese Vorfälle stelle ich fest,daß er 

erklärte, der Sozialdemokrat Sender, dessen 

Ausführungen immer etwas gelten als wahrheits- 

liebender Mensch bekanat ist. Ich wünschte nur, 

daß man das auch von Herrn Daub_behaupten könne. 

Herr Daub sagte nämlich, die Volksstimme habe 

einen Polizeibericht gebracht, das sei daran 

zu ersehen, weil die »saarbrücker' Zeitung selbst 

zugibt, da? ihr Bericht ein Polizeibericht sei. 


Ich 
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Ich stelle dazu Test,dal die „Daarbrücker wveitung" \ 
? 


sagte: aus den en D2 unserer. ber rich ie re tat, 
ter,der and jägerkommandantur und der Folizeicirek- 
tion ereibt Sich tolgendes Bild .... Also die be- 1 
richte Ger Berichterstatter die seri chte der Land- 1 
jäger und die Berichte der Polizei werden Ton der | 
Saarbrücker “eiltung zu einem Bilde zUSaumengennzuen., F 
iumerhin ist das xein Folizeibericht ‚Sonuern es ist | 
Sn Bericht ‚wie ihn die hecuktion der naarbrücker 
seitung selbst ausäuihengestellt hat. Yenn ich boshaft 
sein würde,könnte ich annehuen, daß die Saarbrücker 
deitung diesen Bericht der Volksstinre entncusen hat. E 
Jas kann ich aber natürlich nicht behaupten. Jeden- | 
falls ist es nicht so,daß der Bericht der Saarbrücker 
4eiltung von dieser ee als Bericht der Lolizei- 
aırektion hingestellt worden 18st,Sondern die Ssar- 
rücker zeitung Sagt, es ergibt Sich auf Grund unse- 
rer Ssrhebungen folgendes Dil... . ae wollte 10h ur 


richtig stellen. Der Herr Daub wacht jedoch einen 
Polizeibericht daraus. 


Vorsitzender: Dus Yort hut lerr Abseordineter jr. söchling! Be 





a Be ER N u ET a ER hr 
abe. Ir. Möchling(DSYV): ‚eine Herren! Die Debatte hat lange 
zenug gecauert Neuigkeiten hat sie nicht ge bracht, | 
Ich beantrage daher X hluk der Debatte. 


\Zuruf des =be,.WeiS; Ich bitte ,daß 
neiterzeführt wird.) 


Vorsitzender: \ür - ercen warüber abstiunen. Wer fur die N 


Wei- Wi 
terführung 4 er Lebutte ist,möge die Hana erheben. 
ich SE test,daß lie „ehrheit für Schiuf 
der “ebatte 


amıt ist die Debatte geschlossen. 


3442149 g 3 y>5! yd > Boua4c yo 704 T 4D85 Hu 7 


. „Mir stiumen nun über die Verlage at. 
die Vorlage ist,möge Jie Han erheben‘ 
J 


Ich stelle fest,daß die Vorlage einstiunie ab- 
gelehn: Iet, 


Wer für 
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Vorsitzender: !!ir kommen Ccann zum nächsten Punkt der 


Tagesordnung betr.: 
Anderung des Gesetzes betr. die Unterhal. 
tune der Gfrentischen Volksschulen vom 
sung der Cirentiichen Volksschulen vom 
e8. Juli 1905. 


Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Schneider! 


Abg.Schneider (SP): Meine Herren! Ich habe es rver- 


säumt, einen schriftlichen Bericht vorzulegen. 
Die Vorlage ist eine reichlich späte Folge der 
Einführung der Frankenwährung,nach der also 
alle Jarkbeträge in Franken umgerechnet werden 
müssen. Die Vorlage ist allerdings eine forua- 
le Anderung eines bereits bestehenden Gesetzes, 
in dem in $ 14 bestimmt wird, daß in den klei- 
nen Gemeinden bis 25 Schulstellen ein Schul- 
baufonds Remaset werden soll, in den nach 
der Zahl der Lehrstellen MESKbeL TAGE abgeführt 
werden sollen. Außerdem wird in $% 17 des üe- 
'setzes bestimmt,daß in noch kleineren Gemeinden, 
bei Gemeinden bis zu 7 Schulstellen, der Staat 
einen Zuschuß zahlen soll und zwar in der Höhe 
bis zu 54 ilark. _ | | 
Dann wird bestimmt in $ 17, daß die 
Gemeinden AnLEDe, die den Betrag von 2 000 
Mark für ein Jahr übersteigen, der Regierung 
bezw. der Schulaufsicht vorlegen sollen. Die 
Vorlage erstrebt lediglich, die genannten \Wark- 
beträge in Frankenbeträge umzuändern. Die Be- 
glierungskommission hat für diese Umänderung ei- 
nen Kurs von 5,5 u ee die Kommis- 
sion der Ansicht ist, daß zum mindesten ein 
Umrechnungskurs von 6 angenommen werden müsse. 
Unabhängig von der kulturellen Bedeu- 
tung bedeutet die Vorlage ein !liederaufleben 
der durch die \larkinflation tatsächlich zugrun- 
Inn, nd ip Baufonds der einzelnen Schulge- 
meinden. Die Regierungskommission begründet 
dieses Wiederaäufleben mit der Tatsache, daß 
die Volksschullehrer heute »taatsbeante sind 
und daß die persönlichen Lasten auf die Hegie- 
rung: übernommen worden sind, daß also die Üe- 
meinden nur die sachlichen Lasten zu tragen 
hätten. In der Xommission wurde Klage darüber 
BerBurE, daß die sachlichen Lasten für viele 


emeinden untrugbar sind. Es wurden viele llünsche 


laut, daß die Lasten gesetzlich geregelt werden 
sollen und daß der Staat einen höheren Zuschuß 
leisten solle. Das sind jedoch Wünsche und For- 
derungen, die mit der Vorlage nichts zu tun | 
haben, da diese lediglich eine formale Seite 
hat, ındem sie, wie gesagt, die wWarkbeträge in 
Franken umgerechnet wissen will. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Ich stelle fest, daß das Wort nicht weiter 


gewünscht wird una daß die Vorlage einstimmig 
angenommen 18St. 


Wir kommen nun zu Punkt 6 der TlTagesord- 
nung betr.: 


Abänderung der Gewerbeordnung 


” 
— m — 


(Ladenschlußzeit 





Berichterstatter hierzu ist Herr Abgeordneter 
msi. Ich erteile Herrn Abgeordneten Schmoll 
as \ort. 


Abg.Schmoll(DWP): Meine Herren! Die Vorlage bezweckt, 


den Ladenschluß im Saargebiet in Anpassung an 
die Bestimmungen im Reich einheitlich zu regeln. 
Bisjetzt galt im Saargebiet noch die Vorkriegs- 
bestimmung,wonach die Ladenschlußzeit auf 9 Uhr 
abends festgesetzt ist und bei Zustimuung von 
Zweidrittel der Geschäftsinhaber auf V/2 7 bezır. 

Uhr vorverlegt werden kann. Im Reich wurde 
durch die Arbeitszeitverordnung vom 18.3.1919 
sent allgemein die Igdenschlußzeit auf 7 Uhr 

estgesetzt. Die Regierungskommission schlägt 
vor, diese ebenfalls einheitlich auf 7 Uhr zu 
regeln. Es sollen aber außer in Notfällen noch 
an 40 Tagen die Ladenschlußzeit bis auf 9 Uhr 
festgesetzt werden können. In den Kommissions- 
sitzungen vom 27.Juni und 3.Juli ist keine ein- 
heitliche „einung zutage getreten. Die eine 
Partei schlägt vor, die ladenschlußzeit auf 
7 Uhr zu belassen, die andere will etwas weiter- 
gehen. : 

Die einzelnen Parteien wollen ihre Stel- 

lungnahme selbst bekunden: 


Vorsitzender: Das Hort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg.Becker (Z): ileine Herren! Ich glaube, wenn wir so 


weiterfahren wie heute, wir dazu übergehen müs- 
sen, für den Landesrat einen Ladenschluß fest- 
zulegen. 


( Heiterkeit ) 


Im Reich hat man am 18.\März 1919 die Frage sehr 
leicht lösen können. ir befanden uns demals in 
der Zeit der großen !arenknappheit, in der Zeit 
der Inflation. Schon aus Kehl eraparnie war 


ieder Kaufmann froh, wenn er sein Geschäft nög- 
ichst bald schließen konnte. Lech glaube,wenn 
heute die Ladenschlußvorlage nochmals ım heichs- 
tag zur Beratung käme, sie dann wohl nicht mehr 
eine ebenso einlache und glaite &rledigung iän- 


j 


de, wie das damaıs der „al. 


war. liır haben 
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natürlich auch hier das Bestreben, unsere Ge- 
setzgebung der Gesetzgebung des Keiches tun- 
Jichst anzupassen. \iir haben daher,obwohl wir 
mancnerlei Bedenken haben mußten,den von der 
Kommission abgeändsrten Verordnungsentwurf an- 
genommen, nur haben wir die Ziffer £,Absatz_3 
‚ee agierungsverordnung wo von Urten die hede 
ist, die weniger als 50VV Einwohner haben, 
nicht angenommen. %s sind viel weitgehendere 
Forde en gestellt worden, wir konnten sie 
nicht alle erfüllen. Wir verkennen auch nicht, 
gaß für den Kleinhandel auf dem Lande und auch 
für den Kleinhandel in der Stadt viel von einem 
späten Ladenschluß abhängt, aber auf der anderen 
Seite müssen wir auch an die berechtigten Inte- 
ressen der Gehilfenscshaft denken. Es ist eben 
nicht ganz leicht, hier einen goldenen \üttel- 
weg zu finden, der allen Teilen gerecht wird. 
Aber auch innerhalb der Kaufmannschaft liegen 
die Interessen außerordentlich verschieden. Die 
eroßen Häuser sind natürlich für einen früh- 
zeitigen Ladenschluß ‚vogcgen der Kleinhandel 
möglichst lange aufhalten möchte. ch begreife 
nicht, daß Sie meine Herren von der Linken 
nun gerade den kleinen Geschäftsleuten so wenig 
Zugeständnisse machen wollen. Sie denken an- 
scheinend nicht daran, daß hier die Interessen 
der Kleinkaufleute zu schützen sind durch die 
Zubilligung der 60 Ausnahmetage,von denen Sie 
nur 40 bewilligen wollen. Sie haben in der 
letzten landesratssitzung sich so warn für das 
Hausiergewerbe eingesetzt. Denken Sie daren, 
daß auch unter den Kleingewerbetreibenden eine 
Menge sind, die ihre Existenz nur nit großer 
Mühe aufrecht erhalten können. Gönnen Sie diesen 
Leuten doch einige Ausnahmetage. in dem Entwurf 
sind 40 Ausnahmetage vorgesehen, wir verlangten 
60 Ausnahmetage. ed Ausnahmetage verlangen wir 
deshalb, damit man besonders an den »austagen 
und an den lagen vor Feiertagen in einigen 
Orten etwas länger geöffnet werden darf. Die 
ro%e Zahl der Angestellten wird davon nicht 
etroffen,namentlich in Saarbrücken, Neunkirchen, 
Sulzbach und Völklingen, da die meisten Ge-. 
schäfte in diesen »tädten ja nichsgeinmal bis 
7 Uhr warten,sondern bereits um 6° Uhr schlies- 
sen. Wenn nun auch an uns der Kunsch gelangt 
ist, daß die Geschäfte des labakgewerbes und 
des Lebensmitteleinzelhandels etwas später, 
etwa eine halbe Stunde später schließen können, 
so haben wir selbstverständlich auch zZür diesen 
Wunsch Verständnis, aber es ist für den Gesetz- 
eber schwer, diese Trage als Gesetz zu lösen. 
‚n könnte ja die Trage selbst zur Kegelung 
bringen, Toflen sie es mächen wie die »tadt 
Saarbrücken, wo der Lebensmitselhandel bis. 
t Uhr offen häl+ ‚während die anderen Geschälte 
bereits um 1/2 7 Uhr schließen. 


Zum 


.——— 
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Zum Schlusse ' Komme ‘ch noch darauf zurück, dal 
Geschälte, die auf bahneigenen Gelände Jiegen, 
keine Bevorzugung genielen und -ür die de 
leiche LaGenschlulzeit eeltend sein mul wie für 
ie anderen Hende!s-ınd Gewerbetreibenden,denn 
diese Geschäfte haben mit dem Bahnbetrieb nichts 
zu tun. 

Nach dem Kriegs hat man eine Reichsge- 
richtsentscheidung gefällt, öie aber nach meiner 
Ansicht ‘durchaus verfshlt st ‚wenigstens inso- 
weit, als sie auch aui Geschäfte angewandt wird, 
die auf einem Gelände liegen.das außerhalb der 
Bahnsperre liegt. Sie haben ın Wirklichkeit mit 
dem Bahnbetrieb nichts zu tun. Diese Geschäfte 
müssen der Ladenschlußzeit unterworfen sein, 
genau wle andere Geschäfte. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter weiß! 


Abg.Wei&(KP): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion 
hat schon in der Kommissionssitzung zum Ausdruck 
gebracht, dal sie den 7 Uhr-Ladenschlu? allge- 
mein durchgeführt haben will. Sie tut es heute 
wieder und betont, daft die AU bezw.60 Ausnahme- 
tage gestrichen werden. | 
"ir sind der Auffassung, da? die Arbeiter, 
Angestellten und Beamten ohne Zweifel in dieser 
Verkaufszeit für ihr Geld,das sie verdienen-und 
das ist wenig genmug,ihre Waren kaufen zu können. 
Herr Becker sagt, er könne nicht verstehen, da); 
die Linksparteien den kleinen Geschäften nicht 
helfen wollten. Ich glaube, da® zwischen ihrer 
Theorie und Praxis ein Unterschied besteht und 
ich glaube, da” daninter ein ganz anderer. Haken 
ist. Sehr oft mu! man es hören, wo sich gerade 
die Leute von grö eren Gesch&öften gegen die 
kleinen Geschäftsleute beschweren mit cen De- 
merken: Die kleinen Geschäftsleute hätten nicht 
so hohe Unkosten und sie könnten ihre Geschäfte 
so lange aufhalten wie Sı© wollten,währendden 
die großen Geschäite geschlossen werden müLten. 
Wir glauben, gerade damıt auch dem _ kleinen 
Mann geholfen zu haben,wenn er nicht bis in die 
Nacht hinein noch arbeiten mu. .sondern eben auch 
noch einige Stunden mehr frei bekomm? . 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Lieser! 


2 X pwog 


Abg. Lieser(SP): Meine Herren! \enn such der Zeiger der 
Uhr unerbittlich weitergeht, So können wir an 
der VOrSAn- Nicht achtlos vorübergshen. Die Vor- 
lage der Hegisrun <kommission berührt die 
58139 e und 139 I der Gewerbeordnung. Der 3 189e 
soll geändert und der 39 £ solı gsastrichen 
werden. Dem letzten können wir zustimmen, da der 


Paragrapı) rorsieht, da‘ gemei.ndeweise abgestimmt 
a 





werden kann, wenn 9/3 \ehrheit zustande kommt, 
‚die 
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die eine Festlegung der Ludenschlufzeit ver- 
langen. Das ist un und für sich eine ungerschte 
Behandlung, weshalb wir auch darüber einig sind, 
daß dieser Paragraph gestrichen wird. 


Die Eingaben der einzelnen Verbände 
haben versucht, dem 3 5 der Gewerbeordnung eine 
klarere Fassung zu geben, un die Verkaufsstellen 
au’erhalb der Bahnsperre auf bahneigenem Gelän- 
de zu erfassen. 


Meine Herren! Die Regelung ist mehr eine 

Frage der Gewohnheiten der Bevölkerung,und an 
einer Stelle der Eingabe des Schutzvereins für 
Handel und Gewerbe koumt dies auch zum Ausdruck. 

N es eine Gewohnheitsfrage ist, möchte ich 
damit erläutern, indem ich an die Einführun 
der Sonntagsruhe seinerzeit erinnere. ea Eiie 
Widerstände mußten überwunden werden. lleute regt 
sich kein „lensch darüber auf, höchstens die 
Friseurgehilfen in Saarbrücken, die in »aar- 
brücken eine völlige Sonntugsruhe fordern. Wir 
behalten uns vor, auf diese Eingabe zurückzukou 
men und werden unsere Anträge an die Regierungs- 
kommission stellen. | 


In der Vorlage sind wir über 2 Punkte 
strittig. Diese sind erstens, 8-Uhr oder 7-Uhr 
Leadenschluß und zweitens, 4D oder 60 Ausnahme- 
tage. Die Regierungsvorluge sieht die Läden- 
schlußzeit vor von 7 Uhr übends bis 7 Uhr nor- 
gens. Diesem Vorschlag kann man zustimmen. Der 
neue Absatz 3 aber bringt eine Ausnahme ‚wo die 
Gemeinden unterschiedlich behandelt werden sol- 
len. Wir sind damit nicht einverstanden aus 
verschiedenen Gründen. Ich möchte ein prakti- 
sches Beispiel ee: tiekberouah hat über 
5000 Einwohner, Überbexbach weniger als 5000 
Einwohner. Diese beiden Urte sind miteinander 
verbunden. Nun müßte nach der Vorlage der He- 
SmDe Stan. es1on in Mittelbexbach um 7 Uhr 

denschluß sein, während in Überbexbach bis 
8 Uhr geöffnet bleiben kann. Also zwei zusunm- 
menhängende Orte und zwei verschiedene Verkaufs- 
zeiten. Dadurch ergibt sich auch eine unter- 
schiedliche Arbeitszeit für die Ängestellten. 
Wir sind deshalb ohne Ausnahme für den 7 Uhr- 
Ladenschluß. Wir können die Eingabe des Schutz- 
vereins für Handel und Gewerbe nicht gut ver- 
stehen, die den Ladenschiuß auf 8 Uhr festge- 
setzt haben will, weil die Verkaufszeit nicht 
abhängig von der Ludenschlußzeit ist, sondern 
die Verkaufszeit ist abhängig von der Finanz- 
kruft, die der Käufer hat. Hat er genug Geld, 
dann wird er in der Luge sein, seine Einkäufe 
bis 7 Uhr abends zu machen, und wenn es vor- 
kommen soll, dab er sein Geld bis 7 Uhr nicht 
an den Wann bringen kann, dann soll er eben 
warten bis zum nächsten Tue. Es ist at 

als 
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als würden vir Linksparteien nicht für den kleinen 
Geschäftsmann eintreten. Der Ladeninhäber ist auch 
froh, wenn er eine Stunde früher schließen kann. 
Das Bedürfnis ist nicht so groß,daß jede iioche 

ein Ausnahme-Tag mit verlängerter Verkaufszeit ein- 
Bert wird. Wir stehen auf dem DbBRd BURKY ‚DRS 

is 7 Uhr Gelegenheit genug gegeben ist, Einkäufe 
zu machen und deshalb stimmen wir grundsätzlich 
für 20 Ausnahmetage, wie dies im Teich auch der 
Fall ist, sind aber im Interesse eines einheit- 
lichen Gutachtens für 40 Tage. Ebenso sind wir 
für eine klarere Auslegung des 3 6 der Gewerbe- 
ordnung, der die Ladengeschäfte außerhalb der 
Sperre auf bahneigenem Gelände behandelt. 


Unsere »tellungnahme ist so, daß wir 
der Vorlage zustimmen, für Offenhalten der Geschäf- 
te von 7 Uhr morgens bis 7 Uhr abends und darüber 
hinaus für 40 Tage, dies jedoch nur, wenn ein 
einheitliches Gutachten zustande komnt. Kommt 
dieses nicht zustande, dann sind wir für ZU Aus- 
nahmetage. 


Vorsitzender: Das lort hat Herr Abgeordneter Schnelzer! 


Abg.Schmelzer (DSV): weine lierren! Wir stimmen des Aus- 


führungen des Lerrn Decker zu und möchten darauf 
aufmerksam machen, daß nicht nur die Kaufuwannschaft 
für eine längere Geschäftszeit ist, sondern auch 
die Verbraucher in den ländlichen Dezirken. Das 
veranlaßt uns dazu, diese Ausnahnmefälle zu gestat- 
ten, und mit zustimmung gerade aus ländlichen kin- 
aben. Ich habe eine Bene® Anzahl Eingaben aus den 
reise St.Wendel,aus Kußhütte usw. Da verlangen 
die Bürgermeister und andere Leute, daß man sich 
auf den früheren Ladenschluß im Interesse der 
Landbevölkerung nicht einlassen sollte. an muß 
zu einem Kompromiß kommen. Das stellt das dar,was 
Herr Becker ausgeführt hat. Ich habe nur nicht 
gehört, daß er ausgeführt hat, statt der 40 Aus- 
nahmetage 60 Tage einzusetzen. hir würden für die 
60 Tage sein. 


(Zuruf des Abg.Becker: Ich habe das auch 
sagen wollen. lienn ich das nicht getan habe, 
so habe ich es versäunt. 


Wir stimmen der Vorlage mit den “„odifikationen zu. 


Er & RY 
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Vorsitzender: Das Wort hat llerr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chr.SP): weine Herren! ıleine Partei hat 


sich schon in der Kommissionssitzung wit dem 
Antrag der Angestellten und Gewerkschaften be- 
faßt. Wir sind für 40 Ausnahue-lage, 60 Tage 
geht zu weit. Nie lierr Becker in der Kommissions- 
sitzung ausgeführt hat, kommen ungefähr 80 » 
der Angestellten in Frage. Diese Verantwortung 
können wir selbst als organisierte Arbeiter 
nicht übernehmen, daß wir den Leuten eine länge- 
re Arbeitszeit aufhalsen. Wir müssen auch darauf 
bedacht sein, daß dieseuleute auch zu llause in 
ihren Familien sich aufhalten und sich ihnen 
widmen. Ich habe damals dem lierrn Schmelzer 
meinen Antrag bekannt BegeHen, daß für die Som- 
merzeit in ländlichen Gegenden eine Ausnahme ge- 
macht werden könnte, weil es vorkommen kann,daß 
im Sommer des Abends einige Leute noch etwas 
kaufen wollen, obschon in rein ländlichen Ge- 
werzeiicen überhaupt nicht viel abends gekauft 
rd. ch weiß.das persönlich. Die Leute haben 
fast alles im Hause. \!enn die Leute vom Felde 
heimkommen, ist es so spät, daß sie nicht mehr 
in die Geschäfte gehen. weine Partei stiumt für 
40 Ausnahmetage. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg. Schmoll(DWP): ueine lierren! Die Ausführungen des 


errn Becker habe ich so verstanden, als ob sie 
sich decken mit der Eingabe des Schutzvereins für 
Handel und Gewerbe. Das ist doch wohl so? 


(Zuruf des Abg.Becker: Nicht ganz!) 


In welcher Beziehung weichen sie denn davon ab? 
Ich bin der Ansicht, daß man mit Rücksicht auf 
die kleinen Geschäfte die gewünschte geringe 
Verlängerung einführen sollte, daß man ferner 

den Vorschlag der Hegierungskommission, in Ge- 
meinden über 5000 Einwohner die 8-Uhr-Ladenschluß- 
zeit einzuführen,ablehnen sollte, und dafür den 
entsprechenden Vorschlag des Schutzvereins für 
Handel und Gewerbe, die 60 Tage, einführen wollte, 
an denen die Urtspolizeibehörde befugt ist, eine 
Verlängerung zu bewilligen. Daß man als 3. Punkt 
in den Orten unter 2000 Einwohnern, also in den 
ganz kleinen ländlichen Orten,ebenfalls der Urts- 
polizeibehörde die Befugnis einräumen sollte, 
über 7 Uhr hinaus die Geschäfte offen zu halten. 
In diesem Umfange vertrete ich den »tandpunkt 
meiner Partei. Ich bin der Ansicht, daß wir ledig- 
lich in den ländlichen Bezirken den kleinen 
Geschäften es schuldig sind, hier entgegenzukon- 
men, und nicht rein schematisch die gene: Ange- 
legenheit regeln zu dürfen. Es handelt sich nur 
um kleine Geschäfte. In den Geschäften auf den 


Lunde 
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Lande draußen kommen Angestellte in der Kegel 


ja gar nicht in Betracht. Deshalb könnte auch 
die Linke meines Erachtens recht gut zustimnen. 
Wenn der Kaufmann auf dem Lande etwas länger 
aufhält, ist Beer dagegen einzuwenden. Es 
sind mehrere BKingaben ginEogangen z2,D. eine 
aus Rußhütte, die mit tiecht darauf hinweist, 
daß gerade die Bevölkerung dieses Urtsteiles, 
die sich in der Hauptsache aus Arbeitern, Ange- 
stellten und Eisenbahnern zusanmensetzt,gegen 
eine zu frühe Ladenschlußzeit ist. wenn diese 
Leute bis abends Feld-oder Gartenarbeit ver- 
richten und kommen dann heim, sind die Geschäf- 
te eig zu. Wir stehen auf dem Standpunkt, 
daß man den Wünschen der Antragsteller ent- 
egenkommen soll, und vertreten auch im übrigen 


ie Eingabe des Schutzvereins für Handel und 
Gewerbe. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg. Becker (Z): Ich kann zu der Frage nur sagen, daß 


ich eben mein Herz teilen muß. Ich habe eben 
nicht als Vorsitzender des Schutzvereins für 
Handel und Gewerbe ER, sondern als 
Sprecher meiner Fraktion. eine Fraktion hat 
sich, intern natürlich, einem Kompromiß in der 
anzen EERES angeschlossen. Es hat sich ergeben 
er 7 Uhr Ladenschluß mit 60 Ausnahmetagen, 
und darüber hinaus für Orte unter 2000 Einwoh- 
ner noch eine besondere Vergünstigung. 


Vorsitzender: Wir stimmen dann darüber ab. 


. . Mer für die Vorlage der Regierungskommis- 
sion in der vorliegenden Form ist, möge dic 
Hand erheben. 


# 


Ich stelle fest, daß die Vorlage einstin- 
nie abgelehnt ist. 


Die Zentrunsfraktion stinamt für 60 lage, 
an denen nach sieben Uhr Ma E30 0% spätestens 
bis neun Uhr abends- Verkaufsstellen für den 
geschäftlichen Verkehr Best sein dürfen. 

Der neue Absatz 3 der 4iffer Il des 3 139 c 
der Gewerbeordnung (vergl.Art.1l. der Vorlage 
soll gestrichen werden. 


Ver dafür ist, möge die Hand erheben. 
Ich stelle fest,da? Zentrum und Deutsch-Saar- 
länäische Volkspartei dafür stinuen. 


3442497 425) yd n4E ouar‘ 43720454005 H 7 









£ de u 4 








- 2US - 


Die Sozialdemokratische Fraktion ist für 

eine Ledenschlußzeit von 7 Uhr abends bis 7 Uhr 
morgens und für Tage, an denen die Verkaufs- 
stellen nach 7 Uhr abends- jedoch spätestens 
bis 9 Uhr abends- für den geschäftlichen Ver- 


kehr geöffnet sein dürfen. _ | | 
Beide Parteien lehnen die unterschiedliche 


Behandlung der einzelnen Gemeinden ab(verel, 
neuen Abs.3 ‚Zißfer Il des 3 139 c der &. Ü 


Ner dafür ist,möge die Hand er- 


Ich stelle fest, daß die Sozialde- 
mokratische und die Kommunistische Fraktion 
für dieses Gutachten stimuen. 


heben. 


Die &hristlich=Soziale Partei ist für 
40 Ausnahmetage, an denen über 7 Uhr abends 
hinaus die Verkaufsstellen offen gehalten 
werden dürfen. 


Wer dafür ist, nöge die Hand er- 
heben. 


ale Partei stimut für ihr Gutachten allein. 


Ich stelle fest, die Christlich=Sozi- 


Die Deutsche Wirtschaftspartei des Wittel- 
standes ist für die Bingabe des Schutzvereins 
für Handel und Gewerbe im Saargebiet. 


Ferner wird beantragt, folgende Bestimmung 
in die Verordnung auflzuneimen: 


" Offene Verkaufsstellen, die sich 
suf bahneigenem Gelände ‚jedoch außerhalb 
der Sperre befinden,gelten nicht als 
„Bisen ahnunternehmungen im Sinne des_3 6 
der Gewerbeordnung. JViese Verkaufsstellen 
sind infolgedessen den vorstehenden Laden- 
schlußbestimmungen unterworfen." 


ler für diesen Antrag ist,nöge die 
Ich stelle die einstimnige Annahne fest. 
Damit ist die Vorlage verabschiedet. 


Hand erheben. 
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Wir kommen nun zu Punkt 7 der Tagesordnung betr.: 


Verlängerung der } ——— der Beisitzer 
an den Gewerbe- os annsgerichten. 


Ich erteile dem Berichterstatter,lierrn Abge- 
ordneten Schmoll das N\ort! 


Abe.Schmoll (DiP): Meine Herren! Ich habe da einen 
kurzen Bericht zu geben. Ich kann ihn vorlesen. 


"Da die Ware Nun des Arbeitsgerichts- 
wesens bevorsteht, haben Arbeitgeber-und 
Arbeitnehmerorganısationen beantragt, die 
Amtszeit der Beisitzer bei den Gewerbe-und 
Kaufmannsgerichten bis zum Erlaß der dies- 
bezüglichen Verordnung zu verlängern. Die- 
sem. Wunsche trägt die Vorlage der hegierungs- 
kommission Rechnung. Die Verlängerung der 
Amtsdauer der Beisitzer, die am l.April 1928 
im Amte waren, soll bis zum 31.Dezeüber 1929 
verlängert werden. | 
In der Kommissionssitzung au 3.Juli ds.Js. 

wurde ge ao beschlossen, die Vorlage an- 
zunehmen, jedoch mit der Abänderung, daß der 
Termin der Verlängerung auf den 30. Juni 1929 
ei rg werden solle. 

lan ging dabei von dem Gedanken aus, daß 
eine Beschleunigung der entsprechenden Vor- 
lage wünschenswert sei und daß eine Frist 
bis zum 30.Juni 1929 dazu ausreichen müßte." 

Ich empfehle dem Landesrat die Annahme 
dicser Vorlage mit obigem Zusatz. 


Vorsitzender: Die Stellungnahme der Parteien in der 


Kommission war einstimmig. Da sich kein _ 
Widerspruch erhebt, stelle ich die einstim- 
mige Annahme der Vorlage im Flenum fest. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: ir kommen nun zu Punkt 8 der Tagesordnung 


betr.: 


Abänderung des Gewerbegerichtsgesetzes. 


Ich erteile hierzu dem Berichterstutter,Herrn 
Abgeordneten Blügel das liort. 


Abe. Flügel (2): Meine Herren! Die Kommission hat sich 
er 


mi Verordnung befußt. \ 

Die Vorlage einem “\unsche der 
Angestelltengewerkschaften des Saargebietes,wel- 
che die Aufhebung der Bestimmung des $ 3 Absatz 2 
der im Saargebiet gültigen Fassung des Gewerbe- 
ERNEST ERS SO 102 verlangten,durch welche auf- 
sichtsführende technische Angestellte und ilerk- 
meister von der Gewerbegerichtsbarkeit ausge- 
schlossen sind. Dieser Zustand wird in der Vor- 
lage in Artikel 1 geändert. | 

Auch die Arbeitskammer hat sich mit der 
Vorlage befaßt, und das Gutachten dieser Kamner 
war dem Entwurf beigegeben. | 

der Kommissionssitzung vom 17. Juli 1928 
wurden keine Bedenken geäußert. Die Stellungnahne 
war ie % 

entrum, Deutsch-Saarländisthe en 
Sozialdemokratische Partei, Christlich-Soziale 


Partei stimmten der Vorlage zu. Die Kommunistische 


Partei behielt sich ihre Stellungnahme vor. 
Deutschnationale Volkspartei und Beutsche Üirt- 
schaftspartei waren nicht vertreten. 


Darüber hinaus beschloß die Kommission, 
die Regierungskommission zu ersuchen: 


l. das Arbeitsgerichtsgesatz alsbald im | 
Saargebiet einzuführen, ‘. 


2. das Kündigungsschutzgesetz für ältere 
Angestellte im Saargebiet einzuführen." 


2: eh glaube daß auch heute im Plenum Ein- 
mütigkeit 

aß die sozialdemokratische Partei etliche Anträ- 
ee laufen hat, die sich decken mit diesen beiden. 

ch glaube, wir können die beiden Anträge der _ 
Sozialdemokratischen Partei in diese Vorlage mit 
aufnehmen, und bei der Abstimmung\bitte ich den 
Herrn Präsidenten,darüber abstimmen zu lassen. 
Die Ausführungen über die liünsche der Angestell- 
ten möchte ich mir ersparen,zumal die, Angestell- 
ten mit dem Vorschlage der Arbeitskammer einver- 
standen sein werden, und zwar insofern, deß wir 
hoffen, daß die Regierungskommission dem Landes- 
rat recht bald das deutsche Arbeitsgerichtsgesetz 
vorlegen und hier zur Einführung bringen wird,da 
durch die Einführung dieses Gesetzes die ‚elange 
der Angestelltenschaft in der dann zu bildenden 
Fachkammer voll und ganz gewahrt werden. ne. 

weiteren 


’ 


arüber besteht. Ich habe vorhin gesehen, 
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weiteren sage ich in diesem Zusammenhange , dab 
wir dem Baer rennt der arbeitgeber in der Aarbeits- 
kammer betreffs ihrer Stellungnahue zum Kündi- 
gungsschutzgesetz für die älteren Angestellten 
nicht zustimmen können, aus dem einfachen Grunde, 
weil uns im Saargebiet zur Zeit die Unkündbar- 
keit der Tarifverträge nicht garantiert ist. 
Bedauerlicherweise ist es uns erst_bei einer 
Firma im Saargebiet gelungen, die Paragraphen 
des deutschen Kündigungsschutzgesetzes im wantel- 
abkommen unterzubringen. Ob uns das bei den an- 
deren deutschen Firmen möglich sein wird ist 

uns nicht garantiert. Solange das nicht der Fall 
ist, solange müssen wir verlangen, daß die deut- 
schen ee hier im Saurgebiet voll und 
gunz zur Einführung kommen. 
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Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri (SP): Meine Herren! Der Vorlage über 


die Abänderung des Gewerbegerichtsgesetzes 


stimmen wir selbstverständlich zu. Jedoch haben 
wir dazu folgendes zu erklären: 


Das a ek ah ist im Daarge- 
biet im lierden. Hoffentlich läuft das Saarregime 
nicht ab, bevor dieses Gesetz zur Einführung ge- 
langt. Das Arbeitsrecht wird im Treuhänderländ- 
chen der Saar recht kümmerlich EBEN, „oh 
würde das Arbeitsrecht eine bedeutende Verbes- 
zöhrrang, bedeuten, jedoch müßten, um es wirksam zu 
gestalten, andere Se eg en gesetzlich ge- 
Schaffen werden. Es fehlt dann dem Arbeitsgerichts- 
esetz ein weiteres Gesetzwerk über das Tarifsver- 
rags- Schlichtungs- und Betriebsrätewesens. Die 
Regierungskommission als Treuhänderin des Völker- 
bundes, die eine besondere wid vr für Arbeits- 
recht und sozialen Geist gegründet hat, müßte, 
wenn sie in diesem Geist wandelte, diesem verkün- 
merten Arbeitsrecht besondere Aufmerksamkeit wid- 
men. Über 8 Jahre besteht die Treuhänderzeit der 
Regierungskommission. In dieser Zeit hätte längst 
eine Anpassung des Arbeitsrechtes an die deutsche 
Gesetzgebung erfolgen können. Die bisherigen Ver- 
treter in der Regierungskommission waren anschei- 
nend von dem sozialen und arbeitsrechtlichen 
Geiste des Internationalen Arbeitsamtes nicht ge- 
nügend beschattet, sonst müßte innerhalb 8 Jahren 
auf dem Gebiete der Arbeitsrechtgesetzgebung mehr 
eschehen sein. Dem Tarifwesen muß durch gesetz- 
iche Verankerung eine rechtliche Grundlage gege- 
ben werden. Gleichzeitig damit verbunden sollte 
das Schlichtungswesen in der deutschen Struktur 
unverzüglich zur Einführung kommen. 


Der Mangel an einem zeitgemäßen Schlich- 
tungsgesetz hat sich jetzt besonders bei der lohn- 
bewegung im Saarbergbau bemerkbar gemacht. Die 
beharrliche und unverständliche Weigerung der 
Bergwerksdirektion, den erbärmlichen Lohn der 
Bergarbeiter etwas zu erhöhen, hätte durch einen 
verbindlich erklärten BEE PABERTDSE bezwungen 
werden müssen. Um die ilirtschaft vor schweren Er- 
BR vergngen zu Schützen, hat die Regierung den 
eigenen Geldbeutel geöffnet, um die arme fran- 
zösisch DBergverwaltung bezw. den französischen 
Staat, der in 7 Jahren eine lälliarde Franken Ge- 
winne aus den Saargruben zog, von seinen Pflichten 
zu entbinden. Hätten wir das Gesetz im Saargebiet, 
so brauchte die Regierungskommission nur von ihren 
re Recht Gebrauch zu machen, um den Ar- 

eitgeber im Er zur höheren Lohnzahlung 
zu verpflichten. Die immer noch im Saarbergbau 
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Saarbergbau und in der anderen Industrie des vaar- 
gebietes bestehenden Spannungen zwischen Arbeit- 
eber und Arbeitnehmer können nur beseitigt werden 
durch ein bedeutend verbessertes gesetzliches 
Arbeitsrecht. Darum fordern wir sofortige 


Einfü der gesetzlichen Tarifrechte 
e ıchtungswesens. 


Eine weitere dringende Notwendigkeit ist die 


Einführung des Betriebsrätegesetzes. 


Das Recht der Arbeitnehmer in den. Betrieben ist 
Kautschukrecht. Alle kechte sind dem Arbeitgeber 
vorbehalten. Die Betriebsvertretungen der Arbeit- 
nehmer haben nur schwache gesetzliche Grundlagen. 
Im Bergbau des Saargebietes, wo das Sicherheits- 
männergesetz der Vorkriegszeit besteht ‚werden 

die Sicherheitsmänner, wenn sie ihre Pflicht als 
Arbeitneimervertreter ernst nehmen und die In- 
teressen ihrer Kameraden vertreten, durch ge- 
schickte Nanipulationen der einzelnen Ingenieur- 
divisionäre ausgeschifft. Das alte Sicherheitsmän- 
nergesetz, schon von seinen Geburtshelfern als 
„weiße Salbe " benannt, wird auch von der fran- 
zösischen Bergverwaltung so verstanden. \ienn den 

erren Ingenieur-Divisionären ein Sicherheits; 
mann etwas unbeguem wird, dann hat er die Wö lich- 
keit, ihn schnell zu erledigen. Die Steigerabtei- 
lung wird aufgelöst, der »icherheitsmann in eine 
andere Abteilung verlegt und sofort wieder eine 
neue Abteilung gegründet. Beispiele dieser Art 
sind auch aus neuester Zeit von den Saargruben 
Bee 29 vorbansen. Dadurch sind die Vertreter 

er Arbeiter der Willkür und den Jaunen der Ar- 
beitgeber und ihrer Urgane ausgesetzt. Durch das 
Betriebsrätegesetz kann und muß dieser Zustand 
unterbunden werden. Der Arbeitnehmer soll und darf 
in einem Rechtsstaate nicht dem wirtschaftlich 
.Stärkeren auf Tod und Verderb ausgeliefert sein. 
Die Vermögens-und Besitzunterschiede im Volke 
dürfen sich nicht dahin auswirken, daß der Arbeit- 
geber als der wirtschaftlich Stärkere den Arbeit- 
nehmer als den wirtschaftlich Schwächeren als 
Sklave und willenloses Geschöpf behandeln kann. f 
Darum ist dem Arbeitnehmer ein besseres Necht im iM 
Betriebe einzuräumen, auf das er sich stützen kann. } 
Dieses verbesserte Recht sehen wir im Betriebs- \ 
rätegesetz.. | 

‚ Wir erwarten von der Regierungskommission | 
die baldige Einführung desselben im Saargebiet ein- Bi 
zuleiten und dem Landesrat einen diesbezüglichen > 
Entwurf zugehen zu lassen. | 

Be em Herrn Vorsitzenden und den Fraktionen | 
hateich folgenden | 
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"Die Sozialdemokratische Fraktion beantragt: 


| Die Regierungskommission wird ersucht ,dem 
landesrat baldmöglichst die Entwürfe über das 
Arbeitsgerichtsgesetz, das Tarifvertraeszesetz 
gas vesetz über das »schlic neswesen, sowle 


gas Detriebsrä egesetz zugehen zu Lassen. 


Die gleichzeitige Einführung dieser vier 
Gesetzes-Einheiten ist dringend erforderlich, 
um dem Arbeitsrecht im Daargebict eine feste 
Grundlage mit gesetzlicher erankerung zu geben." 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten) 
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Vorsitzender: Dus ort hat Herr Abgeordneter weiß! 


Abg.Weiß(KP): ieine Herren! Nuchdem Herr Petri zu diesen 


Fragen Stellung genommen hat, fühle ich mich 
veranlaßt, etwas dazu zu sagen. Bei den Anträgen 


über das Arbeitsgerichtsgesetz,das larifvertrags- 


gesetz und das Schlichtungswesen wäre eigentlich 
überall das „ort "deutsche" davor zu setzen. 
Ich gluube, wenn die Änträge das zum Ausdruck 
bringen, daß es sich um das Ieswärt!ee deut- 
sche Arbeitsgerichtsgesetz, um das deu sche | 
BES EUR LrUgAgRSR Na und um das deutsche schlich- 
tungswesen hundelt, dann müssen wir uls kommu- 
nistische Landesratsfraktion schon jetzt erklä- 
ren, daß wir diese deutschen Gesetze in ihrer 
egemwärtigen Form ublehnen müssen. Wir können 
ie, von der Sozialdemokratie, nicht hindern, 
diese Forderungen zu stellen, aber die Kommu- 
nistische Landesratsfraktion wird_dabei ihre 
eigenen Gesetzentwürfe denen der Regierungs- 
kommission gegenüber zu setzen haben. 


Vorsitzender: Wir kommen zur Abstimmung. !ler_für die 


Vorlage ist, möge die Hand erheben. Ich stelle 
die einstimmige Annahme der Vorlage fest. 


Es liegt ein Antrag der Sozialdemokrati- 
schen Fraktion vor, der wie folgt lautet: 


"Die Regierungskommission wird ersucht, 
dem Landesrat baldmöglichst die Entwürfe 
über das Arbeitsgerichtsgesetz, das larif- 


vertragsgesetz, das Gesetz über das Schlich- 


ungswesen,sowle das Detriebsrätegesetz 
zugehen zu lassen. 

‚ Die gleichzeitige Einführung dieser 
vier Gesetzes-Einheiten ist dringend erfor- 
derlich, um dem Arbeitsrecht im »aargebiet 
eine feste Grundlage mit gesetzlicher 
Verankerung zu geben." 


Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand er- 
heben. Ich stelle fest, daß der Antrag mit 
Ausnahme der Koumunisten angenouuen ist. 
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Wir kommen dann zu Punkt 9 der Tagesordnung betr.: 
Ande erichtlicher Amtsbezeichnungen 
und ie Dienstverhältnisse der mit der 
Nahrnehm der Geschäfte eines Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle betrauten 
Beamten. 


Ich erteile hierzu dem Berichterstatter,Herrn 
Abgeordneten Albrecht das wort. 


Abg. Albrecht (2): Meine Herren! In der am 17.Juli ds. 
s. stattgefundenen gemeinsamen Sitzung der 

3.,5. und 7. Kommission des Landesrates hat 

sich die 5. Kommission mit der Vorlage befaßt. 
Die Kommission kam zu dem Ergebnis, die Vor- 
E ohne Bedenken anzunehmen,da sıe die Über- 
nahme reichsgesetzlicher Bestimmungen vorsieht. 
Mehr darüber auszuführen,erübrigt sich, da in 
der Begründung zur Vorlage alles gesagt ist. 
Die Kommission empfiehlt dem Landesrat debat- 
tenlose Annahme der Vorlage. 


Vorsitzender: “ir stimmen darüber ab. Wer für die Vor- 
lage age die Hand erheben. 
Ich stelle die einstimmige Annahme der 
Vorlage fest. 


Wir kommen jetzt zu Punkt 10 der Tages- 
ordnung betr.: 
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Abänderung des Genossenschaftsgesetzes. 


Ich erteile hierzu dem berichterstatter,Herrn 
Abgeordneten Paln das \ort. 


Abg. Palm (Z): Weine Herren! Es handelt sich in dem 
Entwurf, der uns EuBapangen ist, um eine Er- 
Bäneung des 3 93 des Genossenschaftsgesetzes. 

n Erwerbs-und wirtschaftsgenossenschaften 

soll die «öglichkeit der Verschmelzung a 
werden. Die alte Fassung des 3 93 ist Ihnen 
ja bekannt. Die Kommission stimmt der Vorlage 
zu,beantragt jedoch, daß der 3 93 bei Absatz 1 
wie folgt ergänzt wırd: 
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"Diese getrennte Verwaltung wird nicht 
vorgenommen, wenn die übernehmende Genos- 
senschaft sämtliche Aktiven und Fassiven _ 
der aufgelösten Genossenschaft übernimnt. 


- 


Ferner 
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Ferner :ird die Übernahme des 3 43 a des Deut- 
schen Gesetzes betr. die Erwerbs-und \irtschafts- | 
enossenschaften vom l.Juli 1922 (R.G.B1.1922/ | 
r. 51, 3.567) beantragt, welcher lautet: | 


"Bei Genossenschaften wit mehr als | 
zehntausend Nitgliedern besteht die General- | 
versammlung aus Vertretern der Genossen 
(Vertreterversammlung). Für den Fall, daß 
die Witgliederzahl uehr als dreitausend 
beträgt, kann das Statut bestimmen,daß die 
Generalversammlung aus Vertretern der Genos- 
sen bestehen soll. Die Vertreter müssen Ge- 
nossen sein. | | 

Das Statut trifft die näheren Bestim- 
mungen über die Zahl der Vertreter, die 
jarauass bEungen der Wählbarkeit, die Durch- 
HLarıng der Wahl sowie den Nachweis und die 
Dauer der Vertretungsbefugnis." 


Auch diesem Antrag stimmt die Kommission zu und 
empfiehlt debattenlose Annahme dur Vorlage. 





Vorsitzender: Wir stimmen ab. er für die Vorlage ist, 
möge die Hand erheben. 
Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 
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Bir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung 
etr.: 


inführung des Vierten Gesetzes zur 
nderung des besetzes über das Ver- 
ahren ın Versorgungssachen vom 17. 


Warz 


Ich erteile dem Berichterstatter,Herrn Abge- 
ordneten Heckler das \lort! | 


Abg. Heckler (KP): Meine Herren! Es handelt sich um i 
ie Übernahme eines Gesetzes,welches schon im 

Jahre 1927 in Deutschland verabschiedet 

wurde. Die Kommission steht auf dem Standpunkt, 


daß dieses Gesetz hier im Saargebiet unbedingt 
übernommen werden soll. 


Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri(SP): Meine Herren! Ich habe noch eine Anfrage 
an den Herrmm Staatskoumissar zu richten. 
Die Sozialdemokratische Fraktion des 
Landesrates hat in der Sitzung vom 5.12.1927 
folgenden Antrag eingebracht: 





Die Regierung wird ersucht,zur beseiti- 
gung der Wohnungsnot die Baulust durch 
Maßnahmen der Zinsermäßigung zu fördern. 
Allen Baulustigen,welche ab l.April 1928 
einen Neubau erstellen,soll eine Beihilfe 
für Zinserleichterung gewährt werden. So- 
weit für Zinsen und Amortisation 5 % über- 
schritten werden,wird der wehrbetrag durch 


einen Zuschuß der Hegierungskoumission ge- 
deckt. 
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Zu diesen Barıng hat sich die Hegierungskonm- 
mission bis heute nicht geäußert. Unterdessen 
ist der Zustand in dem ilohnungswesen nicht bes- 
ser, sondern schlechter geworden. Die Erstel- | 
lung von unbedingt notwendigen Wohnhäusern kann s 
wegen den enormen Zinsen von den Baulustigen “ 
nicht in pe genommen werden. Eine große An- 

zahl Baulustiger, die das \iagnis eines Neubaues 
mit höherer Zinsbelastung eingegangen sind, 
brechen unter der gewaltigen Zinsenlast zusan- | 
men. Nur durch eine außerordentliche lilfs- ' 
aktion der Kegierungskoumission kann dem Zu- | 
stand gesteuert werden. |st die Kegierung 


bereit= dem Beschluß des Landesrates entgegen i 
zu kömmen? 1 


| 


EI © 











Staatskoumissar Dr. lieim: Ich kann nich vielleicht re 


Abg. Petri (SP): ir bitten den tieren Stautskoumissar uns 
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dazu äußern. Die negierungskommission hat sich wit 
dem Antrag der letzten Sitzung beschäftigt. lachue. 
ülr aber erst heute worgen der anträg es „errm 
Petri schriftlich übergeben worden ist, bin ich 
nicht in der lage,ihu jetzt schon „ätteilung daruber 
zugehen zu lassen. 


eine Schriftliche „itteilung darüber zugehen zu las- 
sen. 


Ferner wiru von uns beuntragt,die aegie- 
rungskoumission zu ersuchen, die von den Landkreisen 
des saargetietes zur Genehmigung angeueldeten Anleihe- 
beträge ee ae zum abschluß bringen zu wollen. 
„ine große Anzahl von Gemeinden befinaet sich in 
schwerer Becrängnis. Schon jahrelang zurückliegenue 
außerst üringende Arbeiten können wegen „angel an 

elc nicht in Angriff genoumen werden. „it kurz- 
fristigen Anleihen,welche enome Zinsen kosten, 
müssen aie Gemeinden sich durchschlagen. Vorgescehene 
Projekte, die ohne langfristige anleihen nicht uurch- 
geführt werden können,rie üasserleitungen, Gas-und 
„lektrizitätsversorgung,'.ohnunesbau, „egevau unG 
Kanalisation, Schulhausneutauten usw. können nicht 
begonnen werden und ist an dessen Stelle nur Stück- 
ung Flickwerk möglich. Durch Gewährung langfristiger 


Anleihen 
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Anleihen wird dem Zustande der finanziellen Notlage 


der Gemeinden abgeholfen. Deshlab ist dringendes 

Bedürfnis, die Genehmigung der Anleihe genügend 

begründet und die sofortige Erledigung zu empfehlen. 
ann haben wir noch eine Entschließung 


mitzuteilen, die wir bitten der Kegierungskommi ssion 
weiterzuleiten. 


Entschließung : 
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„Die vozialdemokratische Fraktion des 
Landesrates ersucht die ee eg 
nochmals dringend, eine Erhöhung der Freigrenze 
in der Einkommenbesteuerung vorzunehmen ,damit 


die a a steuerfrei ausgehen. 

Es wird darauf hingewiesen, daß aus allen Krei- 
sen des Saargebietes Beschwerden einlaufen, wo- 
nach eine weitgehende Besteuerung der Knapp- 
schaftsinvaliden durch die Finanzämter vorgenon- 
men ist. In dieser Angelegenheit hat die Fraktion 
die Regierungskommission Schon öfters angegangen. 
Sie gestattet sich nochmals darauf hinzuweisen, 
daß im Reich alle Sozialrentner steuerfrei aus- 


tes muß auch an der Saar geschehen. Es 
ann nicht angehen, daß die Knappschaftsinva- 
liden nur deshalb Steuern zahlen müssen, weil 


die Reichsknappschaft zu ihren Pensionen Zulagen 
ewährt. Diese Zulagen sind gewährt worden, um 
je lage dieser Invaliden zu heben. Das wird 


Kin durch die Besteuerung wieder zum großen 
eil inhibiert. 


(Bravo- Rufe der Sozialdemokraten) 


Vorsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chrl.SP): Ich bitte den Herm Fräsidenten, 


eine Aussprache über meinen Antrag stattfinden 
zu lassen. 


Vorsitzender: Wir kommen sofort nach Erledigung der 
ntschließung dazu. Die Entschließung 1st neu 
und kann infolgedessen nur weitergeleitet wer- 
den. 
Wir koumen dann zu dem Antrag des 


Herrn Backes. wird zu demselben das wort ge- 
wünscht ? 


Abg. Lewacher 
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Abg. Levacher (Z): Es ist doch so, daß die Vorlage 
diesem Antrag entspricht und deshalb kann man 
ihn im Grunde streichen. Es wäre aber gut, wenn 
die Chri tlich-Soziale-Fartei einmal erklären 
ei was sie eigentlich mit dem Antrag sagen 
will. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes! 


Abg. Backes (Chrl.SP): ileine Herren! Ich glaube,das ist 
doch recht verständlich und wenn wır Lust, 
ijiebe und Zeit dafür haben, dann werden wir die 

Sache noch eingehend begründen. Ich glaube aber, 
die Begründung liegt sehr nahe. Der Antrag soll \ 
doch nur bezwecken, daß die Regierung darauf | 
aufmerksam wird. Die Großindustrie hat während 
des Krieges gewaltige Gewinne gemacht. Die . 
Ben erungskommi ssion Boll auf diesem Gebiet vor- 
arbeiten, damit es nicht nachher zu spät ist. 

Vorsitzender: Das ilort hat Herr Abgeoräneter Weiß! 

Abg. Weiß(KP): Wir stimmen dem Antrag des lierrn Backes 
zu. 
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Vorsitzender: Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Wir 
sind am_Schluß der Tagesordnung angelangt. 


Ich habe Ihnen noch einen Erlaß des 
Herrn Präsidenten der üe 


RN LON be- 
kannt zu geben, welcher lautet: 
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Nach Einsicht der Verordnung vom 24.ilärz 
1922 über die Errichtung des landesrates, 


nach Einsicht der Geschäftsordnung für den 
Landesrat vom 31.0Oktober 1922,insbesondere des 
Artikels 1 


und nach Anhörung des Vorstandes 
bestimme ich folgendes: 


Artikel 1. 


Die am 3.Mai 1928 eröffnete nee 
periode_des Landesrates,die sich auf das Z.und 
zum Teil auf das 


3. Vierteljahr 1928 erstreckte, 
wird am l.August 1928 geschlossen. 
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Saarbrücken,den 31. Juli 1928. 
Der Präsident der hegierungskommission: 


gez. E.C. Wilton. 
Ich schließe die Sitzung ( 6 I Uhr nachmittags). 
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